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VITA. 



Geboren wurde ich, Brainard Henry Warner jr., am 
21. Juni 1874 auf dem Gute Shadyside bei Brightwood im Distrikt 
Columbia (V. St.} als der Sohn des Herrn Brainard Henry 
Warner, z. Z. Privatmann in Washington. Meine erste Aus- 
bildung erhielt ich im elterlichen Hause, worauf ich in den 
folgenden Jahren private und öffentliche Schulen in Washington 
und New York besuchte und im Juni 1892 das Schlussexamen 
an der Columbian Preparatory School in Washington bestand. 

Nach einjährigem Besuch des Princeton College (New Jersey) 
und mehrjähriger praktischer Beschäftigung unter gleichzeitigem 
Studium an der Columbian University (Washington) bestand ich 
im Juli 1897 am Staatsdepartement zu Washington das Staats- 
examen. 

Unmittelbar darauf wurde ich vom Präsidenten und Senat 
zum Konsul der Vereinigten Staaten in Leipzig ernannt, in 
welcher Stellung ich auch zur Zeit noch tätig bin. Seit dem 
Sommersemester 1898 bin ich an der hiesigen Universität imma- 
trikuliert zninächst bei der juristischen und seit dem Winter- 
semester 1901/02 bei der philosophischen Fakultät und habe 
mich in dieser Zeit hauptsächlich mit juristischen, staatswissen- 
sehaftlichen und historischen Studien beschäftigt. 

Herrn Prof. Dr. W. Stieda, welcher mir während meiner 
Studien in liebenswürdigster Weise zur Seite stand, gestatte 
ich mir auch an dieser Stelle meinen ergebensten Dank auszu- 
sprechen. 
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Einleitung. 



Bei ihrem Kampfe gegen das rasche Anwachsen der Armut 
richtet die moderne G-esellschaft ihr Augenmerk vor allem auf 
diejenigen Schichten der besitzlosen Bevölkerung, die seit der 
neueren Entwicklung von Gewerbe und Industrie immer zahl- 
reicher geworden und die ohne ihr Verschulden der Armut 
verfallen sind, da sie wider ihren Willen zur Arbeitlosigkeit 
verurteilt sind.^) Obgleich es stets eine gewisse Anzahl Arbeit- 
loser gibt, so kann man doch sagen, dass zu zeiten wirtschaft- 
lichen Niedergangs, bei finanziellen Störungen und dergleichen 
der Umfang der Geschäftstätigkeit sich dermassen verriQgert, 
dass das Los der „Broterwerber" ein ungewöhnlich schweres ist, 
indem es einer beträchtlichen Anzahl von ihnen unmöglich 
wird, Arbeit zu finden. Personen in solcher Lage kann man als 
„absolut Arbeitlose" bezeichnen. Diejenigen dagegen, denen es 
auch bei regelmässigem Geschäftsgang, zu zeiten industriellen 
Aufschwungs an Arbeit fehlt und die gezwungen sind, unnötig lange 
arbeitlos zu bleiben, nur weil ihnen die Gelegenheit mangelt, 
Auskunft über die vorhandenen freien Arbeitplätze zu erlangen, 
kann man „relativ Arbeitlose" nennen. 

Da in dieser Arbeit in erster Linie ein Bild von den freien 
öffentlichen Arbeitnachweisämtem in den Vereinigten Staaten ge- 
geben werden soll, sowie im Zusammenhang damit eine Erörte- 
rung der prinzipiellen Fragen, die bei Errichtung solcher Ämter 
gestellt zu werden pflegen, so wird die erste Klasse, d.h. die 
der absolut Arbeitlosen, da hierbei ganz andere ökonomische 
Probleme zu berücksichtigen sind, im folgenden nicht mit be- 
sprochen werden, sondern die Betrachtungen werden sich ledig- 
lich auf die hier als relativ arbeitlose Personen Bezeichneten 
zu beschränken haben. 

Aus der im obigen gegebenen Definition dessen, was unter 
relativ Arbeitlosen zu verstehen ist, lässt sich unschjrer er- 

^) G. Adler, Über die Aufgaben des Staats angesichts der .Mneltslosig- 
keit. (1889.) S.l. 
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keimen, dass den damit verbmidenen sozialen Übelständen yiel- 
leicht am besten darch eine zweckentsprechende Eegelung der 
Ärbeitvermittlung abgeholfen werden könnte. Zu einer be- 
friedigenden Lösung dieses Problems sind nun aber die verschiede- 
nen bisher üblichen Institutionen dieser Art, ihrer weiter unten 
erwähnten Fehler und Mängel halber, durchaus ungeeignet.^) 

Dies gilt zunächst von der einfachsten und zugleich ursprüng- 
lichsten Methode, Arbeit zu suchen, die darin besteht, von Ort 
zu Ort nachzufragen, bis Arbeit gefunden ist — der sogenannten 
ungeregelten Arbeitumschau. 

Trotzdem dieser Weg, sich Arbeit zu verschaffen, in hohem 
Grade unzweckmässig ist, weil er in gleicher Weise kostspielig, 
zeitraubend und entwürdigend ist, so wird er dennoch sehr oft 
betreten. Das Annoncieren in Zeitungen ist gewissermassen die 
modernisierte Form des eben geschilderten Verfahrens und man 
könnte beiuahe behaupten, dass es, wenn möglich, mit noch mehr 
Nachteilen für die Personen, die, um Stellungen zu erlangen, zu 
diesem Mittel ihre Zuflucht nehmen müssen, verbunden ist wegen 
der Kosten, des Zeitverlustes und der sittlichen Gefahren, die 
daraus erwachsen. 

Gegen die Formen der regelmässigen Arbeitvermittlung, 
d. h. diejenigen, bei denen die Besetzung der Stellen durch die 
Intervention einer dritten Person erfolgt, muss folgendes einge- 
wandt werden: 

Private Stellenvermittlungbureaus, d. h. diejenigen, die ein 
Geschäft daraus machen, Stellungen zu besetzen, haben ausser 
üirer unverhältnismässig geringen Wirksamkeit vor allem den 
Nachteil, dass sie Arbeitgeber wie Arbeitnehmer zu grossen Geld- 
ausgaben veranlassen, gleichviel ob sie Stellen vermitteln oder 
nicht; fernerhin siud sie aber auch eine Quelle grosser Gefahren 
besonders für weibliche Stellesuchende, die nicht selten von 
solchen Vermittlem ohne ihr Wissen in übelbeleumdete Häuser 
gebracht werden. 

Wohltätige Vereine haben in der Eegel einen zu geringen 
Wirkungkreis, um eine grosse Zahl Stellesuchender unterzu- 
bringen, auch fehlen ihnen meistens die Geldmittel, um ent- 
sprechende Einrichtungen treffen und auf die Dauer unterstützen 
zu können. 

Fachverbände und dergleichen sind, abgesehen davon, dass 
ihre Arbeitnachweise nur den eigenen Mitgliedern zu gute 
kommen, je nachdem von wem sie organisiert sind, entweder 
gegen die Arbeitgeber oder die Arbeitnehmer parteiisch und 
pflegen deshalb von der einen oder anderen Partei nicht benutzt 
zu werden. 



^) G. Adler, a. a. 0. S. 28. — Art. Arbeitsnachweis und Arbeitsbörsen. 
(Hwb. d. St. IL Aufl. Bd. 1.) S. 966. 

R. Calw er, Arbeitsmarkt und Arbeitsnachweis. (1899.) S. 25. 
V. Reitzenstein, Der Arbeitsnachweis. (1897.) S. 353 ff. 
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Verpflegstationen und ähnUehe Anstalten vermögen, da ihr 
Hauptzweck in der vorübergehenden Unterstützung Anner be- 
steht, auch nur eine geringe Anzahl von Stellen zu besetzen, 
und lokale öffentliche Arbeitnachweisämter derart, wie sie meist 
jetzt noch eingerichtet sind, können wegen ihres notwendigerweise 
nur beschränkten Wirkungkreises nicht in genügender Weise 
Auskunft über die jeweilige Lage des Arbeitmarktes eines ganzen 
Landes erlangen oder erteilen. 

Der verhältnismässig geringe Erfolg, welchen die Arbeit- 
vermittlung mit Hilfe der bestehenden Institutionen aus den 
angegebenen Grründen zu erzielen vermochte, sowie die zu- 
nehmende Wichtigkeit dieser Frage, lassen es daher durchaus 
begreiflich erscheinen, dass in neuerer Zeit die verschiedenartig- 
sten Vorschläge gemacht worden sind, die alle eine befriedigende 
Organisation der Arbeitvermittlung zu schaffen suchen. Ob- 
gleich nun diese Vorschläge in manchen Einzelheiten von ein- 
ander abweichen, so stimmen sie doch beinahe alle darin überein, 
in der Errichtung eines über das ganze Land verbreiteten Netzes 
öffentlicher Arbeitnachweisämter entweder durch Staat oder 
Kommune das beste Mittel zur Lösung dieses Problems zu er- 
blicken. Denn solche Ämter mit öffentlichem Charakter, wie 
die vorgeschlagenen, werden in ihrer Eigenschaft als Axbeit- 
vermittler am besten die drei wichtigsten an solche Institutionen 
zu stellenden Anforderungen erfüllen können, nämlich: Wohl- 
feilheit, Unparteilichkeit und grösstmöglichen Umfang 
der Greschäftstätigkeit. 

Die Verschiedenheiten dagegen, die bei den nach dieser 
Richtung unternommenen Versuchen zu Tage getreten sind, haben 
ihren Ursprung zweifellos in der nahen Verwandtschaft zwischen 
den allgemeinen, in den verschiedenen Ländern während der 
letzten Jahrzehnte eingeführten Reformen und den Ubelständen, 
die sich dort unter den bisherigen Verhältnissen besonders fühl- 
bar machten. ^) In Deutschland, Österreich und der Schweiz, wo 
das Umschauen vorherrscht, wurde durch dieses System das liand- 
streicher- und Bettlerunwesen besonders begünstigt. 

Armenbehörden und Armenvereine waren deshalb die ersten, 
die den Versuch machten, die Zahl solcher Individuen zu ver- 
mindern dadurch, dass sie die Ursache, die zu diesen Erschei- 
nungen führte, zu bekämpfen sich bemühten und zwar durch Er- 
richtung von Arbeitnachweisen im Zusammenhang mit ihren 
schon bestehenden Anstalten. 

Erst die in diesen Ländern mit der Verbindung von Armen- 
pflege und Arbeitvermittlung gemachten ungünstigen Erfah- 
rungen führten dann dazu, dass allmählich Schritte zur Errichtung 
solcher Institutionen getan wurden, welche ausschliesslich der 



*) K. Oldenberg, Üie Errichtung kommunaler Arbeitsnachweise. 
(SchmoUers Jahrbuch 19.) S. 284. 
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Arbeitvennittlung dienen sollten und streng von der Armen- 
unterstützung getrennt waren. 

In Frankreich dagegen war der Hauptgrund, der zur 
Errichtung öffentlicher Vermittlungbureaus oder öffentlicher 
Arbeitnachweisämter geflihrt hatte, der, dass die privaten 
Stellenvermittlungbureaus die arbeitenden Klassen zu sehr aus- 
beuteten; es wurde deshalb besonderes Gewicht auf die Kosten- 
losigkeit gelegt, damit diese Ämter mit den privaten Vermitt- 
lungbureaus erfolgreich zu konkurrieren und die letzteren 
schHesslich ganz zu ersetzen imstande wären. 

Die gleiche Ursache hat nun eine Anzahl von ESnzelstaaten 
in der Amerikanischen Union veranlasst, Gresetze zur Errichtung 
von freien öffentlichen Arbeitnachweisämtern zu er- 
lassen. 

Bevor aber diese Ämter, ihre Einrichtung sowohl als ihre 
Leistungen näher betrachtet werden, dürfte es angebracht er- 
scheinen, eine kurze Schilderung der bei den amerikanischen 
privaten Stellenvermittlungbureaus üblichen Missbräuche zu 
geben, um darzulegen, wie ungemein nötig es war, dass in diesem 
Lande zur Errichtung solcher Institutionen geschritten wurde. 
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I. Kapitel. 

Missbräuche der privaten Stellenvermittlung. 



Denselben betrügerischen und unredlichen Gebräuchen, welche 
von privaten Stellenvermittlern in den verschiedenen europäischen 
Ländern ausgeübt zu werden pflegen, begegnet man natürlich auch 
in den Vereinigten Staaten. Hier wie dort lassen sich die von 
solchen Agenten für gewöhnlich angewandten schlimmen Prak- 
tiken,' um denen, die Stellung suchen, Geld abzunehmen, in fol- 
gende Kategorien einteilen: 



1. Vorspiegelung falscher Tatsachen. 

Diese pflegt darin zu bestehen, dass man angeblich alle mög- 
lichen ofienen Stellen, für welche Reflektanten gesucht werden, an- 
zeigt, während solche offene Stellen in Wahrheit gar nicht existieren. 
Diese Methode wird gehandhabt, um eine möglichst grosse Anzahl 
Stellesuchender heranzuziehen, von denen dann jedem eine Ein- 
schreibgebühr abverlangt wird. Es sind in der Tat Fälle bekannt, 
dass Vermittlungbureaus Einschreibgelder von Bewerbern ge- 
nommen haben, sich dann aber durchaus nicht mehr darum 
bemühten, denselben die gewünschten Plätze zu verschaffen. i) 
Dadurch werden die privaten Vermittlungagenten zu den grössten 
Feinden der Arbeitlosen. Diese werden durch gewissenlose Aus- 
beuter verleitet und die Summen, welche letztere während eines 
Jahres einstreichen, werden um so beträchtlicher erscheinen, 
wenn man dabei noch in Berechnung zieht, dass die Männer und 
Frauen, denen das Geld abgenommen wird, zu der Klasse ge- 
hören, die es am wenigsten entbehren können. Solche Agen- 
turen gibt es in grosser Anzahl in sehr vielen Städten, und 



^) Siehe l^t Annual Report of the Illinois Free Employment Offices, 
1899. S. 9. 
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wenn auch ihr Geschäftsgebaren von einigen der Bewerber fast 
täglich durchschaut wird, so gelingt es den Agenten doch immer 
wieder andere zu finden, die sie aussaugen können, zumal unter 
den Fremden.^) 

Fernerhin haben auch Vermittlungbureaus die Stelle- 
suchenden, von denen sie eine Einschreibgebühr erhoben hatten, 
zu solchen Arbeitgebern geschickt, welche zwar jemand brauchten, 
die offene Stelle aber schon wieder besetzt hatten. War dies 
geschehen, so kümmerten sich die Vermittler nicht weiter um 
die armen Arbeitsuchenden, es sei denn, dass sie die Einschreib- 
gebühr von neuem bezahlten. 2) 



2. Die Erhebung eines Prozentsatzes vom Jahresgehalt 
als Zuschlag zu den Einschreibgebtthren. 

In der Regel arbeiten Vermittlungagenturen nur mit Ar- 
beitern, Gesinde etc. Es gibt jedoch auch solche Bureaus, die 
sich mit der Unterbringung von Personen höherer Benifsklassen 
befassen, d. h. solchen, die entweder im Handel oder irgend einem 
professionellen Berufe Ausbildung genossen haben. In solchen 
Fällen verlangen die Agenten gewöhnlich von ihren Klienten 
einen kontraktlich zu vereinbarenden Prozentsatz des Jahresein- 
kommens, meist 5%, neben den üblichen Einschreibgebühren. 
So wird z. B. in dem Kontrakt der National League des Schul- 
lehrer-Vermittlungbureaus von Iowa zunächst eine Eintragung- 
gebühr von zwei DoUars verlangt. Sodann muss der Bewerber 
versprechen, 5% d^s ersten Jahresgehalts zu bezahlen und zwar 
die Hälfte des Betrags nach Ablauf des ersten Monats. Ausser- 
dem hat er folgendes Formular auszufüllen: „Wenn ich eine 
G-ehaltserhöhung in meiner gegenwärtigen Stellung erhalte, so 
verspreche ich, die Provision entsprechend der Erhöhung zu 
bezailen." Des weiteren muss der Bewerber sich verbindlich 
machen, alle Informationen über offene Stellen nur für den Agenten 
zu benutzen, und wenn ihm eine offene SteUe bekannt wird, 
dieselbe sogleich an den Vermittler melden, und überdies muss 
der Kontrahent, wenn er einem anderen Lelirer aus Unachtsam- 
keit eine offene Stelle genannt hat, wegen Nichteinhaltung der 



*) Siehe The 24 th Annual Report of the Ohio Bureau of Labor Sta- 
tistics, 1893, S. 439; the 16*1^ Annual Report of the New Yersey Bureau of 
Labor Statistics and Industries, 1893, S. 75; T^h Biennial Report of the Cali- 
fornia Bureau of Statistics, 1896, S. 54; 10**^ Biennial Report of the Illinois 
Bureau of Labor Statistics, 1898, S. 128. 

') Siehe 10**^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 47. 
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fibemommenen Verpflichtungen eine Strafe von 5% des Jahres- 
einkommens zahlen, welches jene Person für die besetzte Stellang 
erhält. Wenn Naturalien als ein Teil des Gehalts entrichtet 
werden, so wird der Wert derselben auf 200 Dollars per Jahr be- 
rechnet und die Provision danach erhoben, i) 



3. Verleitung zur Unsittlichkeit. 

Oft werden junge Mädchen auf dem flachen Lande veranlasst, 
sei es durch Korrespondenz mit einem Vermittlungbureau, sei 
es durch verlockende Inserate, nach den Grossstädten zu ziehen, 
um daselbst Stellungen als Dienstboten, Kassiererinnen, Kellne- 
rinnen oder Maschinenschreiberinnen zu erhalten. Wenn sie dann 
an dem Bestimmungorte angekommen sind, sehr oft ohne Mittel, 
finden sie die Verhältnisse nicht in der ihnen geschilderten 
Weise vor. 

Nachdem sie die Einschreibgebühren bezahlt haben, wird 
ihnen nämlich bedeutet wieder vorzusprechen, da zur Zeit keine 
passenden Stellen frei seien. Dabei geschieht es nicht selten, 
dass gerade solche arme Geschöpfe wie diese Mädchen dann 
direkt in öffentliche Häuser geschickt werden, wo sie alsbald 
erkennen, was für ein SchiclKal ihrer wartet. In den Fällen, 
wo derartig getäuschte Mädchen wieder nach Hause gekommen 
sind und versucht haben, die betrügerischen Agenten zur Rechen- 
schaft zu ziehen, war es meist unmöglich, eine Verurteilung 
derselben zu erlangen, da die schlauen Agenten zu beweisen 
verstanden, dass ihnen die Wahrheit über die Art der zu be- 
setzenden Stellen seitens der Arbeitgeber vorenthalten worden 
wäre. 2) 



*) Siehe 10 th Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 52; 24 th Annual Report of the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics, 1894, S. 109. 

*) „Ich habe über die Missbräuche, welche unter dem jetzigen System 
der Stellenvermittlung herrschen, gesprochen, und es sind nicht die Männer 
allein, welche darunter leiden, sondern diese Agenturen tragen auch mit dazu 
bei, die Zahl der Prostituierten zu vermehren. Es kommt nicht selten vor, 
dass unwissende Arbeitmädchen durch solche betrügerische Agenten in Häuser 
von schlechtem Ruf gebracht werden, und erst einmal dort, wird ihr Fall durch 
Schmeichelei oder Zwang bald bewerkstelligt. Nur sehr selten können sie 
unbeschädigt entfliehen. 

Ist dies nicht ein Missbrauch, welcher sofortige Abhilfe erfordert? Der 
starke Arm des Staates ist die am besten geeignete Kraft, welche aufgefordert 
werden kann, um zu veranlassen, dass diese Missbräuche, die ein wesentlicher 
Bestandteil vieler dieser Vermittlungagenturen, zumal im Westen, sind, be- 
seitigt werden." 

Siehe Report of the 9**^ National Convention of Officials of the Bureau 
of Labor Statistics, Denver, Col., 1892; 24 th Annual Report of the Massachu- 
setts Bureau of Labor, 1894, S. 106; 10 ti^ Biennial Report of the Illinois 
Bureau of Labor Statistics, 1898, S. 58. 
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Trugen die bisher geschilderten Missbräuehe einen ziemlich 
internationalen Charakter, so darf man wohl die folgenden, da 
sie dergestalt kaum in irgend einem anderen Lande als in den 
Vereinigten Staaten zu ftaden sind, als typisch „amerikanische" 
bezeichnen. Dieses sind: 



4. Gewisse Arten irreleitender Inserate. 

a) Ein Nachweisbureau, das in einer der östlichen oder 
zentralen Städte operiert, macht z. B. in den Zeitungen bekannt, 
dass 1000 oder mehr Arbeiter für einen Eisenbahnbau im äussersten 
Westen der Yereinigten Staaten gesucht werden. Wenn tatsäch- 
lich eine Nachfrage nach Arbeitern in einer so weit entfernten 
Gegend herrscht, so werden in den günstigsten Fällen kaum 200 
oder 300 gebraucht. Die übrigen können dort natürlich keine 
Beschäftigung finden, wodurch das Trampwesen und die Land- 
streicherei in hohem Grade gefördert werden. Ein charakte- 
ristischer Fall dieser Art wird aus lowa^) berichtet, wo eine 
private Vermittlungagentur gelegentlich den Versuch macht, 
3000 Arbeiter nach dem Staate Washington zu senden, um sie 
daselbst beiin Eisenbahnbau zu beschäftigen, obschon dort bereits 
ein grosser Überschuss von Arbeitangebot herrscht und obschon 
dahin zvx gleichen Zeit die Vermittlungbureaus von Minne- 
apolis, St. Paul, Chicago und den östlichen Städten die gleiche 
Sorte von Arbeitern senden mit dem billigen Versprechen, dort 
dauernde Beschäftigung und gute Löhne zu finden. 

Trotzdem pflegen auf derartige Anzeigen hin von einer grossen 
Menge arbeitloser Personen Angebote eingereicht zu werden; 
sie bezahlen die verlangten Spesen und in solchen Fällen, wo 
die Reisekosten weder von der Agentur noch von der Eisenbahn- 
gesellschaft getragen werden, reisen diese armen Leute oder doch 
wenigstens ein grosser Teil derselben auch noch auf eigene Kosten 
dortlun, wobei sie zur Bestreitung des Fahrgelds oft ihre wenigen 
Habseligkeiten versetzen, oder ihre geringen Ersparnisse opfern. 
In den Fällen, wo die Arbeiter für ihre Beförderung selbst sorgen 
müssen, schlägt das Vermittlungbureau noch eine Extraprovision 
von der betreffenden Eisenbahngesellschaft für sich heraus. Wenn 
die Arbeiter den Ort erreichen, wo ihnen so lohnende Arbeit in 
Aussicht gestellt worden war, finden sie dann, dass dies nicht 
der Fall ist. Es gibt wohl Arbeit, doch nur für eine geringe 
Anzahl. Die durch den Zuzug geschaffenen Umstände, d. h. das 
Überangebot von Arbeitkräften im Verhältnis zur vorhandenen 
Arbeit erlaubt dann den Eisenbahngesellschaften oder den son- 
stigen Unternehmern, sich die gewünschte Anzahl von Arbeitern, 



1) 4th Biennial Keport of the Bureau of Labor Statistics of the State 
of Iowa, 1891, S. 217. 
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man möchte sagen ausschliesslich zu den von ihnen vorgeschrie- 
benen Bedingungen, zu wählen.^) 

b) Es sind Fälle bekannt geworden, dass Fremde oder 
Durchreisende, wenn sie nach einer grossen Stadt kommen 2), 
daselbst ein Zimmer mieten und die Eröflhung eines Vermittlung- 
bureaus in den Zeitungen ankündigen, und wenn sie dann eine 
genügende Menge von Einschreibgeldem von den Stellesuchenden 
kassiert haben, einfach das Geschäft wieder schliessen und mit 
dem nächsten Zuge die Stadt verlassen.^) 

Solchen Schwindlern ist nur schwer beizukommen, da es 
ihnen infolge der grossen Entfernungen zwischen den einzelnen 
grossen Städten in den Vereinigten Staaten, der Tatsache, dass 
es so viele Staaten gibt, deren jeder einzelne seine eigenen 
Gesetze hat, des Zeitverlustes und der Arbeit, deren es bedarf, 
um die Polizei der einzelnen Staaten zu ihrer Verhaftung zu 
veranlassen, fast immer gelingt, ihre Spuren vollständig zu ver- 
wischen. Wenn aber der Fall eintritt, dass einer nach langer 
Zeit doch noch festgenommen und das Verfahren gegen ihn ein- 
geleitet wird, so sind diejenigen, welche ihn zur Anzeige brachten, 
meist nicht mehr zu finden. Sie haben entweder in der Zwischen- 
zeit Ä*gendwo Arbeit gefunden oder sie haben keine Neigung, die 
Klage gegen ihn weiter zu verfolgen. In jedem Falle wird die 
Klage dann gegen den Agenten fallen gelassen und, obgleich 
schuldig, bleibt er doch straflos.^) 

^) Im Jahre 1893, einer Zeit wirtschaftlicher Depression für Amerika, 
erschien in New York folgende Anzeige: „4000 Mann zur Eisenbahnarbeit im 
Staate New York gesucht, hohe Löhne, freie Beförderung." Die Leute 
bezahlten nun jeder einen DoUar, vielleicht ihren letzten, an das Vermittlung- 
bureau. Die Eisenbahngesellschaft befördert die 4000 Mann, trotzdem die 
Beamten ganz genau wissen, dass man nur 350 Leute braucht. Die An- 
wesenheit der 4000 Arbeiter macht es der Kompanie leicht, den 350 Mann, 
die sie braucht, ihre Bedingungen vorzuschreiben. Die Vermittlungagentur 
hat 4000 Dollars verdient und die Eisenbahngesellschaft hat einen mit Arbeits- 
kräften überfüUten Markt zur Abschreckung für die Widerspenstigen. 

Report of the Worlds Fair Labor Congress held at Chicago, 111. 
August 30*1^ 1893. Siehe auch lOtl^ Biennial Report of the Bur. of Labor 
Stat. of the State of Illinois, 1898, S. 128; 16^^ Annual Report of the Bur. 
of Lab. Stat. and Indust. of New Jersey, 1893, S. 73. 

*) In den Vereinigten Staaten gibt es kein Gesetz, welches eine Person 
zwingt, sich bei der Polizeibehörde anzumelden, wenn sie Q-eschäfts- oder 
Wohnräume etc. gemietet hat, und ebenso ist der Vermieter nicht verpflichtet, 
Meldungen über irgend welche Vermietungen zu machen. 

') „Mir sind Leute bekannt geworden, welche, von San Francisco kommend, 
in jeder grösseren Stadt Halt machten, ein Zimmer mieteten und daselbst ein 
Vermittlungbureau eröffneten. Arbeitsuchende Personen wandten sich nun 
an dieselben und mussten oft, um die allgemein verlangte Einschreibegebühr 
zu erlegen, selbst ihre wenigen Schmucksachen dieser Klasse von Betrügern 
überlassen, welche dann nach ein oder zwei Wochen derartiger Tätigkeit von 
der Bildfläche verschwanden." Report of the Commissioner of the New York 
Department of Labor (früher Bureau of Labor Statistics), 1899, S. 1225. 

*) Siehe 7**^ Biennial Report of the Commissioner of the California 
Bureau of Labor Statistics, 1896; 2^^ Annual Report of the lUinois Free 
Employment Offices, 1900, S. 10. 
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c) Von einer Aj^entur, die sich aber selbst als Arbeitgeber 
bezeichnet, wird speziell berichtet, welch ein einträgliches Greschäft 
von ihr anf folgende Weise gemacht wird.^) „Eine der hiesigen 
Yermittlongagentaren hat eine einzig in ihrer Art dasteh^de 
Methode in Gebrauch : Eine Annonce erscheint in einer oder 
mehreren Sonntagszeitnngen, worin angezeigt wird, dass ein Platz 
für eine Hanshalterin oder eine ähnliche Stellung' gesacht wird. 
Der Wortlaut der Anzeige ist so abgefasst, dass dieselbe als von 
einer Privatperson ausgehend erscheinen muss. Auf diese Annonce 
hin erfolgen nun zahlreiche Angebote, die brieflich an die ange- 
gebene Adresse geschickt werden. 

Am folgenden Montag und Dienstag Vormittag holt nun 
eine „Dame", die Vertreterin des Vermittlers, die eingegangenen 
Briefe ab. Wenn die Offerten dann nach der Agentur gelangt 
sind, erhalten alle Bewerber eine Nachricht, sidi an einem be- 
stimmten Orte einzufindeu. Auch diese Mitteilung ist so abgefasst, 
dass man daraus nicht zu erkennen vermag, von wem sie 
ausgeht. Jede Person, die nun vorspricht, wird registriert 
und hat dafär einen Dollar zu entrichten. Es wird ihr er- 
klärt, dass die angegebenen Referenzen erst geprüft werden 
müssen und dass sie, wenn dieselben zuMedensteUend lauten, die 
Stellung erhalten soll. 

Mir ist gesagt worden, dass sich das Nettoeinkommen aus 
einer Sonntagsannonce bei diesem System zwischen 125 und 150 
Dollars bewegt. Natürlich war gar keine Stellung der annoncierten 
Art durch den Inhaber zu besetzen. 



5. Prüfung der Zeugnisse. 

Als Zuschlag zu der für die Einschreibung eines Bewerbers 
bereits erhobenen Grebühr verlangen verschiedene Vermittlung- 
agenten nach erfolgter Eintragung noch weitere Spesen, die, wie 
sie angeben, für die Prüfung und Bestätigung der vorgelegten 
Empfehlungschreiben zu entrichten sind. ^) Dies ist in Wirklichkeit 



*) Siehe Report of the Commissioner of the New York Department of 
Labor, 1900, Abt. IV, S. 36. 

*) „Nicht eine der von Monat zu Monat annoncierten freien Stellen be- 
ruht auf Wahrheit; die Agenten lauem in ihren Winkeln darauf, ihren Opfern 
die letzten Ersparnisse abzunehmen." n^i^ wir wissen, werden Stellungen 
mit einem guten Gehalte offeriert, z. B. für Rechnungführer oder Kontrolleure 
in einer gewissen Fabrik, und wird der Wortlaut der Anzeige derartig mit 
einigen lokalen Bemerkungen versehen, dass sie dem Leser als echt erscheint. 
Die armen einfältigen Leute kommen in Scharen nach dem Bureau des Ver- 
mittlers, wo sie einer nach dem anderen in Q-egenwart des Herrn Agenten 
empfangen werden. Natürlich hat dieser die Empfehlungen zu prüfen, wofür 
er eine Bezahlung neben der Gebühr für die Beschaffung der SteUung verlangt." 

Report of the New York Department of Labor, 1899, S. 1224. Siehe 
auch 7th Biennial Report of the California Bureau of Labor Stat., 1896, S. 71. 
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nichts mehr und nichts weniger als eine blosse Ausrede, um eine 
doppelte Gebühr zu erheben, denn es werden keinerlei Schritte 
getan, um Erkundigungen über die Personen einzuziehen, welche 
die Empfehlungbriefe unterschrieben haben. 



6. Vermittlungagenturen in Verbindung mit 
Restaurationen. 

Es ist Tatsache, dass in einer Anzahl Städte der Vereinigten 
Staaten Vermittlungagenturen in Restaurationen betrieben wer- 
den. Derartige Vermittler beschränken ihre Tätigkeit fast aus- 
schliesslich auf gewöhnliche Arbeiter, welchen sie dabei grossen 
Schaden zufügen. Der übliche Weg, den sie einschlagen, um 
diejenigen, die nach Arbeit Umschau halten, zu beschwindeln, ist 
der: Durch eine Annonce wird eine grössere Anzahl Leute zur 
Arbeit gesucht und zwar an einem Platze, der in einiger Ent- 
fernung von dem Orte liegt, wo sich die Agentur befindet, und 
unter Angabe von Löhnen, welche die übliche Bezahlung für solche 
Arbeit um 50 Cents bis ein Dollar übersteigen mit freier Beförde- 
rung zur Arbeitstelle. 

Solche Ankündigungen werden stets von einer grossen An- 
zahl Personen beantwortet, die sich eintragen lassen und die 
Gebühr dafür erlegen. 

Der angebliche Bevollmächtigte erklärt ihnen sodann, 
dass der Transportzug noch nicht angekommen sei und dass 
sie daher warten müssen. Natürlich ist kein anderer Platz 
zum Warten da als der „saloon^t^) 

Die Aussicht, Arbeit und dazu auch noch gute Bezahlung 
zu erhalten, veranlasst viele zum Trinken. Der Tag geht vorüber, 
die Beförderung erfolgt jedoch nicht. Mit glaubwürdig klingen- 
den Gründen wird die Verzögerung entschuldigt und den Leuten 
wird bedeutet, am nächsten Tage wieder vorzusprechen. Wenn 
dann am nächsten Tage die Leute wiederkommen und die näm- 
lichen Erfahrungen machen müssen, werden viele ungeduldig und 
skeptisch. Diese erhalten zwar ihre Einschreibgebühren zurück, 
doch nur um ihnen Gelegenheit zu geben, sie am Schanktische 
wieder auszugeben. Wenn dann das Geld vertrunken ist und 
keine Aussicht mehr besteht Arbeit zu bekommen, gehen sie 
nach Hause als zwar klügere aber doch geschädigte Leute. 
Die Vermittlungagentur hatte weder Arbeitplätze zu vergeben, 
noch wollte sie die Leute durch die Bahn befördern lassen. 



*) „Saloon" entspricht ungefähr dem, was man in Deutschland als ;, Steh- 
bierhalle" bezeichnet. 
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Die Annonce war nur eingerückt, um die Leute zu veranlassen, 
sich einzutragen und den ganzen Tag in der Bestauration za 
verweilen, um daselbst ihr Geld zu verzehren, i) 



7. Kontrakte. 

Überall in den Vereinigten Staaten suchen die Vermittlung- 
agenten von den Stellenbewerbem möglichst ohne entsprechende 
Gegenleistungen Geld zu erhalten, gleichzeitig aber hegen sie 
dabei auch den Wunsch, mit den Gesetzen nicht in Konflikt zu 
kommen, indem sie gewisse Kontrakte unterzeichnen lassen. 2) 

^) „In verschiedenen westlichen Staaten hat man während der letzten 
Jahre mit Hilfe einiger der betrügerischsten Kniffe, die je bekannt geworden 
sind, die Leichtgläubigkeit der iürbeiter ausgebeutet. Es sind Betrüger der 
gemeinsten Sorte, denn nicht allein, dass sie einen Mann um sein Geld bringen, 
sie schädigen ihn auch in vielen Fällen moralisch. Die Methode, die ich hier 
im Auge habe, ist im Gebrauche bei einer gewissen Sorte von Arbeitvermitt- 
lem, die ihre Geschäfte gewöhnlich in der Kähe eines Bierlokales haben und 
die dann annoncieren, dass eine grosse Anzahl Arbeiter in einer gewissen, 
aber immer entfernt liegenden Stedt gesucht werden. In einer westlichen 
Stadt annoncierte ein Vermittler um KXK) Mann zum sofortigen Abgang nach 
Washington, wo Arbeit gegen Bezahlung von einem Dollar pro Tag angeboten 
werde. Hunderte von Leuten reagieren auf diese Aufforderung. Sie sind 
gezwungen, je nach den Umständen drei bis vier Dollars zu deponieren, oder wie- 
viel sonst es dem Vermittler zu fordern beliebt, und werden dann mit allen mög- 
lichen Entschuldigungen während einiger Tage hingehalten, bis sie schliesslich 
ihr Geld wieder haben wollen. Wenn sie dann anfangen ungeduldig zu werden 
und zu demonstrieren, so gibt ihnen der Leiter, um den Schein der ReeUität 
zu bewahren, einen Teil ihres Geldes zurück. In der Zwischenzeit jedoch 
haben die Hunderte von Leuten, die sich in seinen Bierstuben aufhielten, 
ausser den Spesen für die angebotene Stelle auch noch mehr oder weniger von 
ihrem Gelde verzehrt." 

Siehe den Artikel „The value and influence of Labor Statistics." Engi- 
neering Magazine, November 1893, von Carroll D. Wright. — Siehe auch 
Report of the Intelligence Agencies of Missouri by WiUared C. Hall, Com- 
missioner of Labor; zitiert im 10 tl^ Biennial Report of the Illinois Bureau of 
Labor Statistics, 1898, S. 123/124. 

*) Solche Kontrakte pflegen meist folgende Form zu haben: 

„Zwei Dollars empfangen vom .... für Stellung als Stenograph und 
Maschinenschreiber. 

Sollte die Stellung innerhalb 30 Tagen, vom heutigen Datum an, nicht 
angenommen werden, so wird bei persönlicher Vorzeigung dieses Kontraktes 
nach Übereinkommen die Hälfte der eingezahlten Gebühr, d. i. ein Dollar zurück- 
gegeben; es wird eingewilligt und angenommen, dass der Betrag zur Be- 
gleichung der Unkosten für Richtsbeistand, Annoncen u. dergl. zurückbehalten 
wird. (Unterzeichnet). The Mercantile Record. 

Hiermit nehme ich die Bedingungen des obigen Kontrakts und Über- 
einkommens, wie es darin gedruckt und spezifiziert ist, an. 

Bitte den Kontrakt vor dem Unterzeichnen zu lesen! 

.... Unterzeichnet." 

Siehe Report of the Ohio Bureau of Labor Statistics, 1890; zitiert im 
10**^ Biennial Report of the Bur. of Lab. Stat. of the State of Illinois, 1898, S. 49. 

„Die Summe von einem Dollar erhalten von .... als Zahlung für das 
Vorrecht, dass .... (Name) als Stellesuchender in unser „Register" eingetragen 
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Dieselben befreien in fast allen Fällen die Vermittler von 
der Pflicht der Rückerstattung auch nur eines Teils der er- 
hobenen Einschreibgebühren, selbst wenn keine Stellung ver- 
mittelt wurde, sondern auch von allen Verpflichtungen irgend 
welcher Art, eine andere Stellung ausfindig zu machen. Bevor 
diese Kontrakte, die sehr sorgfältig abgefasst sind, unterzeichnet 
werden, suchen die Agenten erst unter grossem Wortschwall und 
mit vielen Versprechungen den Bewerber dahin zu beeinflussen, 
dass er, ohne lange zu lesen oder den Sinn zu erfassen, den 
Kontrakt unterschreibt. Ist dies geschehen und die Einschreib- 
gebühr bezahlt, dann hat die Agentur auch ihre Arbeit im 
Interesse des Bewerbers getan. 

Weiteren Bemühungen, einen Stellesuchenden unterzubringen, 
unterzieht man sich dann nicht mehr. 



8. GebQhrenteilung mit den Kontrahenten. 

a) Manche Kontrahenten und Subkontrahenten pflegen mit 
Stellenvermittlern Vereinbarungen •zu treffen, wonach erstere nur 
die von gewissen Vermittlem zugeschickten Leute anzustellen 
haben, wofür sie einen bestimmten Prozentsatz der Gebühren als 
Entgelt erhalten. So wird aus Ohio folgender Fall berichtet: 
Einer der bedeutendsten Arbeitgeber hatte dem öffentlichen 
Arbeitnachweisamt den Auftrag gegeben, ihm beliebig viele 
Arbeiter zu senden. Nachdem aber 30 oder 40 Leute geschickt 
worden waren, weigerte sieh der Werkführer des Geschäfts, die 
ihm vom Nachweisamte zugewiesenen Leute anzustellen und es 
ergab sich als Grund hierfür, dass der Werkführer mit einem 
der konzessionierten Stellenvermittlungbureaus in Verbindung 
stand. Dafür, dass die von dem Agenten geschickten Arbeiter an- 
gestellt wurden, erhielt der Werkführer die Hälfte der einen Dollar 
betragenden Einschreibgebühr, die von den Stellesuchenden zu 



ist ... . Besagter ein DoUar ist nicht als Zahlung oder Teilzahlung für eine 
SteUung in Empfang genommen worden; auch halten wir uns nicht verpflichtet 
für besagten .... irgend eine SteUe, wie eingetragen, zu verschaffen ; von dem 
besagten einen DoUar wird nichts zurückerstattet, faUs wir keinen Erfolg haben." 

Dies ist ein Kontrakt, der von einer Anstalt ausgegeben wird, die sich 
Einschreibbureau nennt und angibt, kaufmännische GTeschäfte zu betreiben 
und kein Nachweisungbureau zu sein, während vom ihm tatsächlich nichts 
anderes ab SteUenvermittlung betrieben wird. 

Siehe 7*^ Biennial Report of the California Bureau of Labor Statistics, 

1896, S. 68. 

Siehe Report of the New York Bureau of Labor Statistics, 1886, S.25ff; 
4tb Biennial Report of the Iowa Bureau of Labor Statistics, 1891, S. 217 ff; . 

Annual Report of the Missouri Bureau of Labor Statistics and Inspectiou^i ''"S"*" l '"»i *h 

1897, S. 486. /^'^ ^* ^"^^ ^'^ 
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entriehten war. ^) Wo so etwas y oizakomiiieii pflegt, findet man, 
dass natürlich immer yiel mehr Lente enüassen nnd andere dafor 
umgenommen werden als eigentlich notwendig ist, d. h. dass ein 
viel h&nfigerer Stellewech^l eintritt, als dies bei einem an- 
ständigen Kontrahenten nblich ist 

b) Manche Yermittlnngbareaas haben die Gewohnheit, 
Stellenbewerber zn gewissen Geschäftshäusern zu schicken, mit 
denen sie zu diesem Zwecke in Verbindung stehen, wo ihnen von 
den Besitzern — die immer bereit sind, einen Dollar auf un- 
redliche Weise zu yerdienen — mitgeteilt wird, dass die frei- 
gewesene Stelle jetzt eben besetzt worden ist*) 

In solchen Fällen pflegen die Vermittler keinen weiteren 
Versuch zu machen, die unglücklichen Bewerber an einen Ort 
zn schicken, wo Arbeit zu haben ist, bis die Grebuhr noch einmal 
bezahlt wird. 



9. Umgehung einer KonzessionsgebOhr. 

Ein Beispiel dieser Art ist in folgendem Bericht enthalten:^) 
„Eine besondere Schwierigkeit «hat das Arbeitvermittelungbureau 
mit einer Agentur in Toledo, die sich ein „freies Arbeitsnachweis- 
bureau^ nennt und unter der Gewandung eines Mädchenheims, 
anstatt einer direkten Bezahlung für ihre Dienste, Beisteuern von 
den Stellesuchenden erhält und auf diese Weise die Zahlung der 
Corporation Coneession von 100 Dollars umgeht" 

») 24tt Annual Report of the Ohio Bureau of Labor Statistics, 1900, 
S. 442; siehe auch 7^h Biennial Beport of the Califomia Bureau of Lab. Stat., 
1896, S. 66. 

*) „Um dem (Geschäft den Anschein der Reellität zu geben, wird von 
manchen Geschäften die Anordnung getroffen, dem Arbeitsuchenden zu sagen, 
dass die Stelle soeben besetzt worden sei. Die Entschädigung daf[ir ist ein 
Teil der dem Vermittler gezahlten Gebühr." 

Beport of the Missouri Bureau of Labor Statistics and Inspection, 1897, 
S. 488. Siehe 10^ Biennial Beport of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 61. 

•) 24 th Annual Beport of the Bureau of Labor Statistics of the State 
of Ohio, 1900, S. 442. 
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n. Kapitel. 

Erlassene Gesetze über die privaten 
Stellenvermittlungbureaus. 



Die öffentliche Aufmerksamkeit wurde, vielleicht zum ersten 
Male, auf all diese Missbräuche der privaten Stellenvermittlung- 
agenturen gelenkt, als im Jahre 1886 1) Kommissionär Peck von 
dem damaligen New York Bureau of Labor Statistics der all- 
gemeinen Erörterung des „Arbeitmarkts" in seinem Jahres- 
bericht einen breiten Platz einräumte. 

Das Ergebnis dieser Erhebungen wurde in den Zeitungen 
veröffentlicht und allseitig besprochen, besonders von den Arbeiter- 
vereinigungen der Vereinigten Staaten, ebenso wie es in euro- 
päischen Ländern der Fall war. 

Alle nun, die sich mit diesem Problem beschäftigten, waren 
überzeugt, dass im Interesse der arbeitenden Klassen etwas 
geschehen müsse, um dem betrügerischen Gebaren der gewerbs- 
mässigen Vermittlungbureaus entgegenzutreten. Allein nicht 
nur die Frage, wie man diese Vermittler unschädlich machen 
könne, wurde durch die Aufdeckung der geschilderten Missbräuche 
aktuell. Im Zusammenhang damit wurden nunmehr auch andere 
soziale Fragen lebhafter als bisher von der öffentlichen Meinung 
Nordamerikas erörtert. So die Frage der Beschäftigung der 
Arbeitlosen im allgemeinen, sowie die mehr spezielle der Auf- 
gaben des Staates der Arbeitlosigkeit gegenüber. Im Vorder- 
grund des Interesses blieb aber zunächst das Problem der 
Arbeitvermittlung und namentlich von Seiten der Arbeiter- 
vereinigungen suchte man die gesetzgebenden Körperschaften zu 
Massnahmen vor allem nach der Richtung hin zu bewegen, dass 
dem Arbeitsuchenden Schutz gegen Ausbeutung durch Privat- 
vermittler gewährt würde. Darüber aber, in welcher Weise dies 
zu geschehen habe, gingen die Meinungen auseinander. 

Einige Nationalökonomen, Politiker und Mitglieder der ver- 
schiedenen gesetzgebenden Körperschaften waren dafür, dass die 
einzelnen Staaten Gesetze erlassen sollten zur Regelung der Ge- 
schäftsführung von privaten Stellenvermittlungbureaus, während 



^) Siehe 6**^ Annual Report of the New York Bureau of Labor Sta- 
tistics, 1888, S. 25/26. 
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andere zu der Ansicht hinneigten, dass die Errichtung von freien 
öffentlichen Arbeitnachweisämtern unter staatlicher Leitung und 
auf Staatskosten das beste Mittel zur Lösung jener Frage sei. 

Von diesen beiden Wegen wurde zunächst der erstere ein- 
geschlagen und zwar war es Massachusetts, das hierin den anderen 
Staaten schon längere Zeit vorher mit gutem Beispiel voran- 
gegangen war. Dieser Staat hatte schon im Jahre 1869 ein 
diesbezügliches Gesetz erlassen, das durch verschiedene Novellen, 
besonders 1888, immer wieder verbessert, die Geschäftsführung 
der privaten Stellenvermittlungagenturen zweckentsprechend zu 
regeln sucht. Gesetze, die denselben Zweck verfolgten^), wurden 
erlassen von New York (1888), Missouri (1889), Colorado (1891), 
New Jersey (1893), Louisiana (1891:), Minnesota (1894), Maine 
(1895), Pennsylvania (1895), Rhode Island (1896), Illinois (1899), 
Wisconsin (1899), Connecticut (1900), Michigan (1901). 

So verschiedenartig diese Gesetze nun auch in ihrer Fassung 
sind, so stimmen sie doch in den wichtigsten Punkten überein. 
Dies gilt in Bezug auf: 



1. Gewährung von Konzessionen. 

a) Gewerbsmässige Stellenvermittler müssen eine Konzession 
haben, wofür die Gebühr in den meisten Fällen 100 Dollars prä- 
numerando beträgt, jedoch auch zwischen 1 und 200 Dollars variiert. 

b) In all den oben erwähnten Staaten, ausser einem, liegt 
die Gewährung von Konzessionen in den Händen der Ortsbehörden, 
wo die betreifende Person oder Personen, die ein Bureau errichten 
wollen, ansässig sind. In Illinois müssen in Städten von über 
50 000 Einwohnern die Konzessionen von dem Staatssekretär 
erteilt werden. 

c) In einigen der Staaten müssen die Vermittler Bonds*) in 
der Höhe von 1 — 10 000 Dollars ausstellen als Garantie für 
richtige Geschäftsführung und Sicherung gegen die bei ihnen meist 
üblichen Missbräuche. 



2. Gebühren. 

a) In manchen Staaten sind die Vermittler gezwungen, einen 
Tarif über die Höhe der von ihnen erhobenen Gebühren aufeu- 
stellen und den Behörden zur Bestätigung vorzulegen. Wenn 



*) Vollständiger Wortlaut dieser Gesetze siehe Anhang I (Seite 61 ff.) 
') In den Vereinigten Staaten versteht man unter Bonds eine Bürgschaft, 
die gewönlich von zwei Personen — Grrundbesitzem — ausgestellt wird, wodurch 
dieselben gemeinsam bis zur Höhe der geforderten Kaution gutsagen für den 
FaU, dass der BürgensteUer den Verpflichtungen, deretwegen der Bond aus- 
gesteUt wurde, nicht nachzukommen vermag, und zwar werden die Bürgen 
unmittelbar haftbar gemacht, während sie sich an den Bürgensteiler zu 
halten haben. 
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dieser gebilligt ist, muss er gross und deutlich gedruckt und in 
ihren Bureaus an einem in die Augen fallenden Platz aufgehängt 
-werden, wo er zu verbleiben hat. In anderen Staaten dagegen 
wird der Gebührentarif von den Ortsbehörden aufgestellt, während 
wieder in anderen die Höhe der Gebühren durch eine gesetzliche 
Verordnung festgesetzt wird. Zum Beispiel dürfen in einem 
Staate die Vermittler für die Vermittlung männlicher Personen 
einen Dollar beanspruchen und 50 Cent fiir diejenige weiblicher. 
In einem anderen dürfen Vermittler bei einem Mann 5% des 
ersten Monatgehalts und bei einer Frau 3% desselben als 
Entgelt für die Vermittlung einer Stelle fordern. 

b) In einigen Staaten dürfen die Vermittler nur dann Ge- 
bühren von den Stellesuchenden beanspruchen, wenn sie dieselben 
in einen Dienst gebracht haben. 

In Massachusetts^) muss der SteUenvermittler, der den be- 
treffenden Platz verschafft hat, % der gezahlten Gebühr zurück- 
erstatten, wenn die betreffende Person innerhalb zehn Tagen 
und ohne Ursache aus ihrer Stellung entlassen wird. 



3. Strafen bei Missbräuchen. 

Die Ortsbehörden in den Städten vieler, Staaten sind er- 
mächtigt, Gesetze und Verordnungen zur Überwachung und 
Beaufsichtigung der in ihrem Verwaltungbezirk beländlichen 
Arbeitvermittlungbureaus zu erlassen. Die üblichste Strafe 
für Zuwiderhandlungen ist eine Geldstrafe von 10 bis zu 200 
Dollars und der unmittelbare Verlust der Konzession. 

In manchen Staaten wird es geahndet, wenn der Besitzer 
eines Vermittlüngbureaus für schuldig befunden wird, einen 
Arbeitsuchenden an einen Ort geschickt zu haben, wo keine freie 
Stelle vorhanden und auch gar keine Bestellung auf Arbeiter 
eingegangen war. Für solch ein Vergehen wird er bestraft mit 
dem unmittelbaren Verlust seiner Konzession und einer Geldstrafe 
bis zu 100 Dollars oder Haft, oder mit beidem, je nach der 
richterlichen Entscheidung; ausserdem hat er die Kosten für die 
Hin- und Rückfahrt der die imaginäre Stelle suchenden Person 
zu tragen. Ähnliche Strafen werden auferlegt, wenn weibliche 
Personen an übelberüchtigte Plätze geschickt werden, sowie für 
Gebührenteilung mit Arbeitgebern oder Kontrahenten.' — Sind 
Bonds vorhanden, so können diese vom Staate zu Strafgeldern 
verwendet werden. Es kann nämlich Klage gegen die „bondsmen" 
erhoben werden von Personen, denen ein Anspruch auf Schaden- 
ersatz zusteht für die ihnen von den betreffenden Vermittlem 
zugefügte Unbill und wenn ihr Anspruch darauf als begründet 



^) Siehe 24**1 Annual Report of Massachusetts Bureau of Labor Statistics, 
.1894, S. 108. 

Warner, Arbeitnachweisämter in Nordamerika. 2,, C^OOqIc 
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anerkannt wird, ist die Summe von dem Bond in Abzug zu 
bringen. 

Die durch Erlass dieser Gesetze erzielten Resultate ent- 
sprechen indessen im allgemeinen nicht den Erwartungen, die 
man daran geknüpft hatte. ^) Es wird von Staatsbeamten mit- 
geteilt, dass die Missbräuehe der Stellenvermittler nach wie vor 
weiter bestehen und dass sich die Gesetze als unwirksam erwiesen 
haben. So berichtet z. B. der New -Yorker Kommissar des De- 
partment of Labor: 2) „Das Gtesetz betreffend die Stellenvermittler 
in der Stadt New -York bestimmt deutlich, dass das für Arbeit- 
versorgung oder Einschreibung bezahlte Geld zurückerstattet 
werden muss, wenn keine passende Arbeit innerhalb 30 Tagen 
gefunden wird. Ich bedauere sagen zu müssen, dass dieser Teil 
des Gesetzes beinahe null und nichtig ist insofern, als es den 
Schutz des mit Stellenvermittlem in geschäftlichen Verbindungen 
stehenden Volks betrifft." 

Eine andere Methode, diese Gesetze zu umgehen, scheint in 
Minnesota') üblich zu sein, indem dort nämlich die Privatvermittler 
für die geforderten Bonds Seheinbürgen zu stellen pflegen, bei 
denen natürlich jeder Versuch, sie haftbar zu machen, von vorn- 
herein als aussichtlos erscheinen muss. 

Nicht unerwähnt darf schliesslich bleiben, dass eine Ver- 
einigung der gewerbmässigen Stellenvermittler in Chicago es 
verstand, durch Anzweiflung der Gesetzmässigkeit des 1899 fiir 
niinois erlassenen Gesetzes, das Inkrafttreten desselben verhältnis- 
mässig lange hinauszuschieben.^) 

Indessen will es scheinen, dass der Grund für das Versagen 
solcher Gesetze weniger in ihren Mängeln — die sie ohne Zweifel 
besitzen — zu suchen ist, als dass vielmehr die Ursache ihrer 
Unzulänglichkeit in der Nachlässigkeit der Arbeitkommissäre 
gefunden werden kann, indem dieselben nicht darauf sehen, dass 
die Übertreter der Gesetze summarisch bestraft werden. 

Aus obigem geht dies wohl klar genug hervor und nur die 
beiden folgenden Möglichkeiten geben dafür eine Erklärung: 
entweder sind diejenigen, denen die Überwachung der Stellen- 
vermittlungbureaus obliegt, ihrer Aufgabe ganz und gar nicht 
gewachsen, da ihre Bildung hierfür zu gering ist, oder es fehlt 
ihnen an dem., notwendigen Interesse, die Pflichten der von ihnen 
vei'walteten Ämter entsprechend zu erfüllen. 



*) 7^^ Biennial Report of the Bureau of Labor Statistics of California^ 
1896, S. 14. 

») ISth Annual Report of the New York Department of Labor, 1900. 
Abt. IV, S. 38. 

') lOth Biennial Report of the lUinois Bureau of Labor Statistics, S. 125^ 

*) 2^^ u. 3rd Annual Report of the Illinois Free Employment Offices^ 
1900 u. 1901, S. 11 resp. S. 9. 
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IIL Kapitel. 

Die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter. 



Die Anhänger der zweiten Eichtung in der Reform des 
privaten Stellenvermittlungwesens, d. h. diejem'gen, welche die 
Errichtung freier öffentlicher Arbeitvermittlungämter begünstig- 
ten, waren inzwischen gleichfalls nicht untätig geblieben. Ausser 
sorgfältigen Untersuchungen bezüglich der vielen, besonders in 
den östlichen Städten der Yereinigten Staaten bestehenden, un- 
entgeltlichen Wohltätigkeitinstitutionen 1) — von denen manche 
die unentgeltliche Arbeitvermittlung schon jahrzehntelang erfolg- 
reich ausübten — hatte man auch den europäischen Einrichtungen, 
die eine öffentliche Organisation des Arbeitvermittlungwesens 
bezweckten, aufimerksame Beachtung geschenkt. Im JahJe 1889 
sandte die Scripps League of Newspapers eine Deputation hervor- 
ragender Vertreter der Arbeiterschaft nach Europa zum Besuche 
der Pariser Ausstellung, um ihnen Gelegenheit zu geben, sich 
über die industriellen Zustände der alten Welt zu informieren. 2) 
Die Eindrücke und Beobachtungen der Deputation wurden dem 
amerikanischen Volk durch die vom Verbände herausgegebenen 
Zeitungen bekannt gemacht. Besonders der im Rahmen der 
Pariser Arbeitbörse ausgeübte unentgeltliche Arbeitnachweis 
fand eine sehr günstige Beurteilung namentlich von einem 
Mitgliede der Deputation, W. F. Lewis aus Ohio, der in der 
Presse einen Artikel über die Leistungen dieses Bureaus ver- 
öffentlichte und sofort nach seiner Heimkehr die Angelegen- 
heit den arbeitenden Klassen in Ohio zur Kenntnis brachte. Der 
Cincinnati Municipal-Congress — eine Organisation aller Gewerbe- 
und Arbeitervereine jener Stadt — trat darauf mit an die Spitze 
der Bewegung, die im Herbst 1889 zugunsten der Gründung 
öffentlicher Arbeitnachweisbureaus in Ohio entstand. Eine Bül 



*) Siehe 24**^ Annual Report of the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics, 1894, S. 81. Brooklyn Eagle Almanac, 1902, S. 283. 

^) Siehe 3rd Biennial Rep. of the Minnesota Bureau of Labor Statistics, 
1892, citiert im 7**^ Biennial Rep. of the California Bur. of Lab. Stat^S. 11. 
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wurde von W. F. Lewis abgefasst und dem gesetzgebenden 
Körper unterbreitet, der sie eiastimmig am 28. April 1890 an- 
nahm und alsbald in Kraft treten liess. 

Fünf Wochen später, am 4. Juni, wurde das erste freie 
öffentliche Arbeitnachweisbureau in den Vereinigten Staaten in 
der Stadt Toledo eröffnet, und innerhalb dreier Monate wurden 
in demselben Staate noch vier weitere Bureaus gleicher Art 
eingerichtet. 1) 

Andere Staaten folgten dem Beispiel von Ohio und erliessen 
gleichfalls Gesetze, welche die Errichtung ähnlicher Arbeit- 
nachweisbureaus anordneten: So Montana (1895), New York (1896), 
Nebraska (1897), Kansas (1898), Illinois (1899), Missouri (1899), 
Michigan (1900), Indiana (1900), Connecticut (1901), West Virginia 
(1901) und Wisconsin (1902).^) 

In vier anderen Staaten dagegen, in Washington (1893), 
California (1895), Missouri (1897) und Maryland (1900), wo die 
gesetzgebenden Körperschaften keine Gesetze zur Errichtung 
freier öffentlicher Arbeitnachweisbureaus erlassen hatten, über- 
nahmen die betreffenden Kommissäre der Bureaus of Labor 
Statistics, da sie die Notwendigkeit solcher Institutionen erkannten, 
die Errichtung derartiger Bureaus auf eigene Verantwortung, 
trotzdem sie für die ihnen aus der Leitung dieser Ämter er- 
wachsende Tätigkeit nicht besonders entschädigt wurden.^) 

Die in den oben erwähnten Staaten erlassenen Gesetze oder 
von den Kommissären getroffenen Bestimmungen zur Errichtung 
freier öffentlicher Arbeitnachweisämter enthalten nun folgende 
im grossen und ganzen gleichlautende Hauptpunkte: 

1. Betreffs der Orte, wo solche Bureaus errichtet werden 
sollen, bestimmen manche Staaten, dass freie öffentliche Arbeit- 
nachweisämter in allen Städten der ersten und zweiten Klasse 
eröffiiet werden müssen,*) andere ordnen an, dass dies nur 
für Städte der ersten Klasse gilt, während wieder andere die 
Bestimmung treffen, dass ein solches Bureau ausschliesslich in einer 



^) Siehe Frank Leslies Weekly of Oct. 2b^^ 1890 article by Hon. J. D. Ryan. 

") Den Wortlaut dieser Gesetze siehe Anhang II (Seite 80 ff). 

') Das Bureau von California wurde ungefähr Mitte Juni 1897 wieder 
aufgelöst und seit dieser Zeit ist dort nichts weiteres in dieser Richtung getan 
worden. Während des Bestehens des California Bureaus wurde es aus Privat- 
mitteln erhalten, die von Geschäftsleuten, Kaufleuten u. dergl. geleistet wurden. 
Zwei Jahre nach der Eröffnung des Missouri Bureaus traf die gesetz- 
gebende Körperschaft eine Anordnung, die das Fortbestehen des Amtes sicher- 
steUte. 

Das Washington-Bureau dagegen wurde im Frühjahr 1894 von der 
Stadtverwaltung von Seattle, Washington, übernommen. 

*) Li den Vereinigten Staaten gehören Städte mit einer Bevölkerung 
von 50000 oder mehr, aber weniger als 100000 zur zweiten Klasse, während 
diejenigen mit einer Bevölkerung von 100000 und darüber zur ersten Klasse 
gerechnet werden. 
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Stadt — gewöhnlich der Hauptstadt — des Staates eingerichtet 
werden soll.^) 

2. In Bezug auf die Verwaltungkosten bestehen zwei ver- 
schiedene Systeme zur Deckung der laufenden Ausgaben der 
freien öffentlichen Arbeitnachweisbureaus. Eins ist als das 
Ohio-System, das andere als das von Illinois bekannt. Das 
erstere verlangt, dass die Ortsbehörden der Städte, wo freie 
öffentliche Arbeitnachweisämter errichtet sind, für die laufenden 
Kosten aufzukommen haben, aber dass besagte Ämter unter der 
direkten Oberaufsicht und Kontrolle des Arbeitkommissärs des 
Staates stehen sollen. 

Das letztere verlangt, dass die Kosten zur Erhaltung solcher 
Bureaus aus den Staatskassen (funds) bestritten werden sollen. 
Das Illinois-System ist das in den meisten Staaten gebräuchliche. 

3. Die freien öffentlichen Arbeitvermittlungämter sind insge- 
samt verpflichtet Register zu führen, worin die Namen, Adressen etc. 
der Stellesuchenden sowie der nach Arbeitkräften nachfragenden 
Personen eingetragen werden müssen. 

Eine Nachfrage soll nach Verlauf von 30 Tagen, wenn nicht 
erneuert, als erloschen gelten. In jenen Staaten, wo es mehr 
als ein Amt gibt, sind die Superintendenten verpflichtet, dem 
betreffenden Kommissär wöchentliche Berichte zu erstatten, worin 
sie die Anzahl der Stellesuchenden und deren Berufsarten anzu- 
geben haben, sowie auch das gleiche von den Personen, welche 
Arbeitkräfte wünschen. 

Die Kommissäre dagegen sollen diese Mitteilungen zu einem 
allgemeinen Berichte zusammenfassen und, nachdem dieser ge- 
druckt ist, zwei Exemplare an jedes unter ihrem Verwaltung- 
bezirk stehende freie öffentliche Arbeitnachweisamt senden. Ein 
Exemplar dieser Berichte ist aufzubewahren und das andere in 
dem Amte an einem ins Auge fallenden Platz anzubringen zur 
Information derjenigen, die sich nach Stellen oder Arbeitkräften 
umsehen. 2) 

4. Über die Benutzung solcher Ämter bestehen folgende 
Vorschriften: 

a) Die freien öffentlichen Arbeitvermittlungämter der 
verschiedenen Staaten stehen für alle, die sie benutzen wollen, 
zur Verfügung, ausgenommen in Montana, wo das Recht, das 
Bureau zu benutzen, nur auf die Bürger des Staats beschränkt ist. 



*) Der Staat New York hat die Errichtung freier öffentlicher Arbeit- 
nachweisbnreaus in Städten mit einer Bevölkerung von 1 500 000 angeordnet. 
Das Blinois Gesetz bestimmt, dass ein solches Bureau in Städten von 50000 
oder mehr Einwohnern und drei Bureaus in Städten von 1 000 000 Einwohnern 
zu errichten sind. 

*) In New York hat der Superintendent die Pflicht, einen wöchentlicheni 
Bericht an den Vorsteher jeder Stadtgemeinde des Staats zu schicken, der in. 
Nebraska an diejenigen, die Arbeitkräfte suchen, eine Liste der SteUen- 
bewerber, die nach seiner Meinung in Betracht kommen können. ^ j 
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b) Es dürfen keine Gebühren von irgend jemand, der das 
Amt benutzen will, verlangt oder angenonmien werden. Im Fall, 
dass eine Gebühr oder eine Entschädigung von einem Kanzlisten 
oder Beamten verlangt oder angenommen wird, ist derselbe strafbar 
mit einer Summe bis zu zweitausend Dollars oder Gefilngnis bis 
zu einem Jahr oder mit beidem. 

c) Die Stellesuehenden sind verpflichtet Fragen, die ihnen 
in Bezug auf ihre bisherige Beschäftigung, Fähigkeiten etc., von 
dem ihr Ansuchen entgegennehmenden Beamten vorgelegt werden, 
zu beantworten. Verweigerung der Antwort airf irgend eine 
solche Frage kann den Bewerber von weiterer Benutzung des 
Amts ausschliessen. 1) 

Stellesuchende, sowie diejenigen, welche Arbeitkräfte wün- 
schen, sollen, sobald eine Arbeitvermittlung erfolgt ist, das freie 
öflfentliche Arbeitnachweisamt davon in Kenntnis setzen. Sofern 
dies nicht sofort oder innerhalb 10 Tagen danach geschieht — 
die Festsetzung der Zeit ist in einzelnen Staaten verschieden — 
kann diese Unterlassung die Ausschliessung von der ferneren 
Benutzung des Amts zur Folge haben. 



*) In den Staaten Dlinois und Wisconsin dürfen aber Arbeitsuchende, 
welche auf die ihnen vorgelegten Fragen keine Antwort erteilen woUen, trotz- 
dem nicht von der Benutzung des Amts ausgeschlossen werden. S. I. Annual 
Report of Illinois Free Public Employment Offices, 1899, S. 11 und Labor 
Laws of Wisconsin, S. 52. 
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IV. Kapitel. 

Statistik der freien öfiFentlichen Arbeitnachweisämter. 



Die nachstehenden statistischen Tabellen haben den Zweck, 
die praktische Tätigkeit der freien öffentlichen Arbeitnachweis- 
ämter in den Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dies mög- 
lich ist, von ihrer Begründung an bis zum Jahre 1901 einschliesslich, 
zu veranschaulichen. Trotzdem, dass die Handhabung der Ein- 
tragungen in diesen Amtern nicht überall die gleiche ist, soll 
hier doch versucht werden, die statistischen Tatsachen in den 
Tabellen so darzustellen, dass die Leistungen bequem zu über- 
sehen sind und ein Vergleich der Resultate zwischen den einzelnen 
Bureaus leicht angestellt werden kann. 

Tabelle I zeigt die verschiedenen Staaten, in denen solche 
Ämter errichtet worden sind, ihre Bevölkerung, die Anzahl der 
Ämter jedes einzelnen Staats, die Zahl der Beamten sowie die 
Kosten der Unterhaltung jedes Amts. 

Tabellen II, m, IV und V geben für die Staaten mit meh- 
reren Ämtern die Anzahl der Stellengesuche, der offenen Stellen 
und der besetzten Plätze sowohl für männliches als auch für 
weibliches Personal, und ferner sowohl fär jedes einzelne Amt 
als auch insgesamt seit ihrer Gründung an. 

Tabelle VI zeigt die Leistungen in Montana während des 
dreijährigen Bestehens des dortigen freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisamts, die bisher erzielten Resultate des eiozigen New 
Yorker Amts, die Stellengesuche und besetzten Plätze durch 
das califomische Amt während des einen Jahrs seines Bestehens, 
die dürftigen Resultate des gesetzlich nicht bestätigten Amts in 
Maryland und die sehr befriedigenden Ergebnisse des Amts in 
Wisconsin während dessen neunmonatlicher Tätigkeit. In diesen 
letzten fünf Tabellen sind nur die Summen der Stellengesuche, 
der offenen Stellen und der besetzten Plätze der einzelnen Ämter 
IQ den verschiedenen Staaten aufgeführt. 

Um aber genau festzustellen, welche Berufsarten Vorteile — 
und in welcher Ausdehnung — durch diese Amter gemessen, sind 
die Tabellen VII, Vin, IX, X und XI zusammengestellt worden. 
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In diesen Tabellen ist in acht Rubriken für männliches und 
sieben für weibliches Personal ausgeführt, welche dieser Berufe 
Arbeit suchen, welchen Erlassen Arbeit angeboten wird und wie- 
viel Stellen durch die freien öffentlichen Vermittlungämter in 
Califomien, Missouri, Illinois, Maryland und Connecticut während 
jeden Jahres besetzt worden sind. Diese Tabellen konnten nur 
für die ebengenannten fünf Staaten aufgestellt werden, weil es 
den anderen Staaten an einer soweit ins Detail gehenden Statistik 
gebricht. 

Die Tabellen XII und XII a sind nach einem aus dem Jahre 
1901 stammenden Manuskript des freien Arbeitnachweisamts der 
Stadt Seattle City, Washington, des ersten und einzigen städtischen 
Arbeitnachweisamts in den Vereinigten Staaten, das fär Druck- 
legung seiner Berichte keine Mittel bewilligt, zusammengestellt 
worden. Die erstere zeigt die Anzahl der besetzten Stellen för 
jedes Jahr von 1894 bis mit 1901 und die zweite zeigt, welche 
Arten von Stellen, männliche sowohl wie weibliche, während des 
Jahres 1901 besetzt worden sind. 



TabeUe I. 



Staat 


Be- 
völkerung 


An. 

zahl 

der 

Ämter 


Jahr 
der 
Grün- 
dung 


Zahl der 

Beamten 

für jedes 

Amt 


Extra- 

Ab- 
teüg. 

für 
weibL 

Per- 
sonal 


h 

•S J 
'S *s 


Gehalter 
für 

jedes 
einzelne 

Amt 

DoUars 


Unter- 
haltungs- 
kosten 
für jedes 
einzelne 
Amt 

DoUars 




1 


i 

1 


Ohio . . . 


. . . 4157 545 


5 


1890 


2 


1 











Washington 


. . 518 103 




1893 


1 


1 


1 


— 


1185 


1891.69 




..! 243 329 




1895 


1 


— 


— 


— 


1200 


481.88 


California 


. .' 1485 053 




1895 


2 


1 


1 


1 


1000 


1000 


Kew York 


. .17268894 




1896 


2 


1 


— 


— 


5000 


Nebraska . 


. .' 1066 300 




1897 


1 


— 


— 


— 


— 


— 


Missouri . 


. .'3106 665 




1897 


2 


— 


1 


— 


2100 


1000 


Illinois . . 


. . 1 4 821 550 




1899 


2 


1 


— 


— 


2900 


1500 


Maryland. 


. .j 1188 044 




1900 


1 


— 


— 


— 


— 


— 


Wisconsin 


. .'2069 042 




1901 


1 


— 


— 


— 


1200 


500 


West-Virgi: 


Qia.! 985 800 




1901 


1 


— 


— 


— 


— 


500 


Connecticut 


.. 908420 


5 


1901 


1 


— 


— 


— 


1000 


1000 


Michigan . 


. .12420982 


2 


1901 


1 


— 


— 




— 


— 
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Missouri.') 





aeführte 
Register über 


1898 


1899 1900 


1901 


Amt 


a 

1 s 


'S 


1 
S 


'o) 


B 

■2 

e 


'S 


männlich 

und 
weiblich*) 


St Louis 


Stellesuchende 
Offene Stellen 
Besetzte Stellen 


5680 2103 
4661*) 


3923 
2125 
1647 


916 

1072 

671 


3535 
1355 
1338 


687 
916 
568 


4158 
3152 
1766 


Kansas City») 


Stellesuchende 
Offene Stellen 
Besetzte Stellen 


z 


— 


z 


z 


5802 
3451 
3201 


1519 
1792 
1077 


5962 
5977 
4992 


St. Joseph') 


i Stellesuchende 
1 Offene Stellen 
1 Besetzte Stellen 


= 1= = 


— 


— 


E 


1915 
7962 
1349 


Total: 


Stellesuchende 
Offene Stellen 
Besetzte Stellen 


'5680 


2103 
61*) 


3923 
2125 
1647 


916 

1072 

671 


9337 
4806 
4539 


2206 
2708 
1645 


12035 

17091 

8107 



TabeUe IV. 



Illinois.") 





i 

1 Geführte 

, Register über 


1 1899 


1900 


1901 


Amt 


1 s 


1 
1 


a 'S 

1 1 




1 


North-Side 


Stellesuchende 
Offene Stellen 
Besetzte Stellen 


2909 
2688 
1189 


989 

1339 

823 


5857 
4580 
3549 


4606 
5413 
4174 


2691 
3649 
1697 


2927 
3539 
2378 


South-Side 


1 Stellesuchende 
1 Offene Stellen 
! Besetzte Stellen 


4350 
2514 
1705 


1331 
1751 
1150 


10681 
8811 
7885 


8490 

10737 

8385 


7753 
7274 
6904 


5493 
6607 
5330 


West-Side 


Stellesuchende 
Offene Stellen 
Besetzte Stellen 


2566 
; 901 

! 858 


952 
1177 

772 


4604 
3358 
2601 


2711 
2643 
2338 


4203 
3370 
2691 


2230 

2182 
1859 


Peorla«) 


i Stellesuchende 
' Offene Stellen 
Besetzte Stellen 




E 


— 


1677 
1028 

877 


631 
473 
353 


Total: 


Stellesuchende 
1 Offene Stellen 

Besetzte Stellen 

1 


9825 
6103 

3752 

1 


3272 
4267 

2745 


21142 
16749 
14035 


15807 
18793 
14897 


16324 
15321 
12169 


11281 

12801 

9920 



^) Das Rechnungrsjahr läuft Tom 1. Oktober bis 30. September. 

*) Eröffnet am 18. Dezember 1899. 

8) Eröffnet am 1. Januar 1901. 

*) Geschlechter nicht getrennt. 

*) Das Rechnungsjahr läuft vom 1. Oktober bis 30. September. 

«) Eröffnet am 1. Juli 1901; Bericht füi- 3 Monate. 
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Connecticut/) 



Amt 


Geführte Register über 


1901 


männlich 


weiblich 


New Haven 


Stellesachende 


666 

188 

1 155 


437 




Offene Stellen 


331 




Besetzte Stellen 


224 


Hartford 


Stellesuchende 

Offene Slellen 


1086 

; 544 

590 


1211 
1064 




Besetzte Stellen 


1038 


Bridgeport 


Stellesachende 

Offene Stellen 


406 
263 
147 


742 

778 




Besetzte Stellen 


494 


Norwich 


Stellesuchende 

Offene Stellen 


321 
61 
81 


185 
149 




Besetzte Stellen 


86 


Waterbury 


Stellesuchende 

Offene Stellen 


341 

81 
110 


347 
411 




Besetzte Stellen 


216 


Total: 


Stellesachende 

Offene Stellen 


2820 
1137 
1083 


2922 
2733 




Besetzte Stellen 


2058 



TabeUe VIL») 



California. 





! Stelle- 


Offene 


Besetzte 




1 suchende 


Stellen 


Stellen 


Beruf 


1 1 


1 

1 


1 


1 


'S 

1 
1 


3 

1 




1896 


Landwirtschaftliche Arbeiter . . 


1149 


— 


— 


— 


452 


— 


Bureaubeamte 


1097 


227 


— 


— 


42 


32 


Kaufmännische Angestellte . . 


316 


— 


— 


— 


24 


— 


Dienstboten 


2048 


3302 


— 


— 


569 


1858 


Ungelernte Arbeiter . . . . , 


5515 


— 


— 


— 


1582 


— 


Liberale Berufe 


614 


340 


— 


— 


36 


157 


Gelernte Arbeiter u. Handwerker 


2632 


358 


— 


— 


459 


233 


Verschiedene 


880 


442 


— 


— 


150 


251 


Insgesamt: 


;14251 


4669 


— 


— 


3314 


2531 



1) Das Rechnungjahr läuft Tom 1. Juli bis 30. Juni. Die Statistik ist für 5 Monate 
aufgestellt 

ä) Tabelle VI siehe Seite 28. 
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Tabeue X. Maryland. 












SteUe- 
suchende 


Offene 
SteUen 


Besetzte 
SteUen 


Beruf 


'S 
1 
1 


1 


i 


1 


1 

a 


1 




1901 


Landwirtschaftliche Arbeiter . . 

Bureaubeamte 

Kaufmännische Angestellte . . 

Dienstboten 

Ungelernte Arbeiter 

Liberale Berufe 

Gelernte Arbeiter und Handwerker 
"Verschiedene 


17 
26 
1 
16 
55 

6 
3 


1 
1 

12 


21 

1 
3 

58 

1 
1 


29 
275 


7 

1 

8 
32 

3 

2 


6 


Insgesamt: 


124 


14 


85 


304 


53 


6 



Tabeüe XI. 



Connecticut.') 



j 


Stelle- 


Offene 


Besetzte 




suchende 


Stellen 


SteUen 


Beruf 


•g 


'S 


x: 


1 


1 


1 






pC 


B 
S 


:S 


§ 


S 




«9 


V 


«8 


S> 


«8 


p 




B 


^ 


a 


^ 


a 


^ 






1901 




Landwirtschaftliche Arbeiter . . 


164 





254 


— 


353 


— 


Bureaubeamte 


104 


63 


18 


7 


16 


11 


Kaufmännische Angestellte . . 


218 


106 


23 


49 


116 


9 


Dienstboten 


225 


1402 


87 


1533 


120 


1823 


Ungelernte Arbeiter 


530 


— 


119 


— 


292 


— 


Liberale Berufe ...... 


41 


46 


3 


27 


9 


56 


Gelernte Arbeiter und Handwerker 


359 


82 


33 


51 


99 


146 


Verschiedene 


92 


12 


57 


2 


78 


13 


Insgesamt: 


1733 


1711 


594 


1669 


1083 


2058 



TabeUe XH. 



Washington. 



Geführte 
Register über 


1894 


1895 


1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


1901«) 


männ- 
lich 


weib- 
lich 


Besetzte SteUen 


3967 


5779 


3403 


11626 


24183 


22757 


27605 


20876 


5684 



M Angraben vom Hartforder Amt fehlen. , , . .^ . , . 

2) 1465 Hopfenpflücker, nach Geschlechtern nicht getrennt, sind hier mit emgescnlossen. 
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Washington. 



Beruf 



Besetzte Stellen 



männlich 



weiblich 



1901 



Landwirtschaftliche Arbeiter . . . 

Bureaubeamte 

Kaufmännische Angestellte . . . 

Dienstboten 

Ungelernte Arbeiter 

Liberale Berufe 

Gelernte Arbeiter und Handwerker 
Verschiedene 



504 

100 

1061 

15987 

23 

1430 

292 



54 
5367 

137 

15 

111 



Total: 



19397 



5684 



Hopfenpflücker 



1465 



^) Nach Geschlechtem nicht getrennt. 
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V. Kapitel. 

Bedeutung der freien öfiFentlichen 
Arbeitnachweisämter. 



Aus den vorstehenden Tabellen kann deutlich ersehen werden, 
was für praktische Resultate durch diese verschiedenen Ämter 
bisher erzielt worden sind. Die Leistungen einiger sind natürlich 
grösser als die der anderen, was verschiedenen Ursachen zu- 
zuschreiben ist, z. B. günstigerer Lage — in grösseren und schneller 
wachsenden Gemeinden — , besseren wirtschaftlichen Zuständen, 
Teichlicherer finanzieller Ausstattung — in Bezug auf Beamten- 
personal, Zeitungannoncen etc. — , leistungfähigeren Beamten; 
aber im grossen und ganzen kann den Leistungen der freien öffent- 
lichen Arbeitnachweisämter doch ein gleich günstiges Zeugnis 
iiusgestellt werden. Unter den vielen Momenten, in welchen die 
Wirksamkeit dieser Ämter klar zu Tage tritt, dürften die fol- 
genden als die wichtigsten zu bezeichnen sein: 

1. Wirkung auf private Stellenvermittlungbureaus. 

a) Wie schon erwähnt, waren die Missbräuche, die sich die 
privaten Stellenvermittlungbureaus zu Schulden kommen Hessen, 
der Hauptgrund, der zur Errichtung der freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter geführt hatte. ^) Viele Staaten berichten nun, 
dass diese Ämter sehr zur Abnahme der privaten Bureaus bei- 
getragen oder sie zum völligen Verschwinden gebracht hätten, 
wie dies z. B. in der Stadt Dayton, Ohio, der Fall gewesen ist. 2) 



*) „Einige Jahre lang sind Privat-SteUenvermittlungsbureaus nicht nur 
in diesem Staä,t, sondern auch in anderen und vorzüglich in grossen Städten, 
wo Arbeit gesucht und verlangt wird, überall in Betrieb gewesen und würden 
63 noch heute sein, hätten sie nicht die ihnen von den verschiedenen Städten 
verliehenen Vorrechte missbraucht." Auszug aus einem Brief, datiert vom 
11. Febr. 1902 von W. L. A. Johnson, Commissar, Kansas Bureau of Labor 
and Industry and Factory Inspection, an B. H. W. jun. 

*) Siehe 2b^^ Annual Keport of Ohio Bureau of Labor Statistics, 1900, 
S. 443.; 7**^ Biennial Keport of the California Bureau of Labor Statistics, 
S. 12ff; 20*^ Annual Keport of the Missouri Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 219; 10 1»^ Annual Keport of the Maryland Bureau of Industry Sta- 
ibistics, 1901 ; S. 37. 

Warner, Arbeitnachweisämter in Nordamerika. 3 /^^.^^^^T/o 
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b) Fernerhin ist auch die Gründung dieser Ämter von gutem 
Einfluss auf die privaten Bureaus gewesen insofern, als letztere 
dadurch gezwungen worden sind, sich etwas mehr in acht zu 
nehmen und namentlich denen, die Stellen durch sie suchen, solche 
auch wirklich zu verschaflFen. ^) 

Dies ist unzweifelhaft den beiden folgenden Ursachen zu- 
zuschreiben: 

Erstens der Konkurrenz, die die freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter den privaten Stellenvermittlungbureaus machen 
und zweitens dem Eifer, den die Beamten, denen die Verwaltung 
einiger solcher Ämter untersteht, bei der Verfolgung von Un- 
regelmässigkeiten bekundeten, namentlich bei deren Vorgehen 
gegen solche Vermittler, die junge weibliche Stellesuchende in 
Häuser von schlechtem Ruf unterzubringen suchten. 2) 



2. Nutzen fUr Arbeitsuchende. 

In den Berichten der Staaten, wo sich freie öffentliche 
Arbeitnachweisämter befinden, ebenso auch von Arbeitkommis- 
saren anderer Staaten,^) die in ihren Verwaltungbezirken die 
Errichtung solcher Ämter als ratsam empfohlen haben, wird auf 
den hohen Wert dieser Institutionen för die arbeitenden Klassen 
hingewiesen. Als Vorteile, welche die freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter dem arbeitenden Volk gewähren, lassen sich nun 
hauptsächlich die vier folgenden aufzählen: 

a) Wie bereits im Vorhergehenden erwähnt wurde, pflegten 
private Vermittler häufig junge arbeitsuchende Mädchen in übel- 
beleumdete Häuser zu schicken. Die Eröffnung von freien öffent- 
lichen Arbeitnachweisämtem gewährt nun diesen hilflosen Wesen 
hiergegen einen wirksamen Schutz, da sie von den Beamten nie 
mehr zu Personen in Stellung gebracht werden, über die man 
nichts genaues weiss.*) Auf diese Weise können junge Mädchen, 
ohne dass ihre Sittlichkeit gefährdet wird, durch die freien öffent- 
lichen Arbeitnachweisämter Stellungen erlangen. 



*) Siehe 1^ Biennial of the California Bureau of Labor Statistics, 1896^ 
S. 27; 16^ Keport of the New York Department of Labor, 1898, S. 1163. 

*) Siehe 24 *l^ Annual Keport of the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics, 1893, S. 106; 10 *h Annual Keport of the lUinois Bureau of Labor 
Statistics, 1898, S. 58. u. 126; 9**^ Annual Report of the Maryland Bureau 
of Labor Statistics, 1900, S. 111. 

') 10*^ AnnuaJ Report of the Maryland Bureau of Labor Statistics,. 
1901, S. 37; 24 th Annual Reportof the Ohio Bureau of Labor Statistics, 1900,. 
S. 438: 1^ Biennial Report of the California Bureau of Labor Statistics, 
1896, S. 13. 

*) Siehe 10**^ Annual Report of the New York Department of Labor, 
Part 4, 1892; 10*1» Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics,. 
1898, S. 58 u. 126. 
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b) Die Kostenersparnis der stellesuchenden arbeitenden Be- 
völkerung. — Dadurch, dass die freien öffentlichen Arbeitnach- 
weisämter für die Stellenvermittlung keinerlei Grebühren erheben, 
wird denen, welche die Dienste eines Amts in Anspruch nehmen, 
eine ziemlich bedeutende Geldsumme jährlich erspart und ihnen 
so ein ausserordentlich grosser Dienst erwiesen. Wie gross dieser 
Nutzen ist, lässt sich aus den in Bezug auf das von Stellen- 
vermittlem betriebene Geschäft zusammengestellten — allerdings 
ziemlich dürftigen — Untersuchungen nur schätzungweise er- 
sehen, i) Jedenfalls aber geht daraus deutlich hervor, dass die 
Zahl der von diesen vermittelten Stellen nur einen kleinen Pro- 
zentsatz von der Zahl der bei den Agenten Stellung suchenden 
Personen ausmacht. 2) 

Da nun trotzdem alle Arbeitsuchenden in gleicher Weise 
die Einschreibgebühr, die in der Regel einen Dollar beträgt, 
bezahlen müssen, so ergibt sich femer, dass jede durch ge- 
werbmässige Stellenvermittler erfolgte Stellenbesetzung dem 
arbeitenden Volke auf alle Fälle ein mehrfaches von ein Dollar 
kostet 

In Verbindung hiermit mag auch noch darauf hingewiesen 
werden, dass durch die tatkräftigen und erfolgreichen Be- 
mühungen der Arbeitkommissare denjenigen, welchen nach aus- 
wärts Arbeit verschafft war, besondere Reisekosten zu sichern, 
den arbeitenden Klassen gleichfalls beträchtliche Summen erspart 
werden. ^) 

c) Ein dritter Vorteü dieser Ämter für Arbeitsuchende ist 
der Umstand, dass sie denselben, falls keine freie Stelle in ihrem 
Berufe vorhanden ist, Gelegenheit bieten, in einem anderen 
Arbeitzweige Beschäftigung zu finden. Folgendes Beispiel mag 
dies näher erklären: Wenn jemand bei einem freien öffentlichen 
Arbeitvermittlungamt jenachdem eine Stellung als Köchin oder 
als Bauemknecht sucht und es ist zufällig keine derartige 
Stellung zu vergeben, so wird der betreffenden Person im ersteren 
Fall der Dienst eines Aufwasch- oder Hausmädchens und im 
zweiten der Dienst eines Gärtnergehilfen oder Feldarbeiters 



^) Da sich wegen der ungenügenden statistischen Erhebungen eine aU- 
gemeine tabellarische Darstellung über die durch die freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter für die arbeitende Bevölkerung bewirkte Ersparnis nicht geben 
lässt, so soll hier wenigstens das mitgeteilt werden, was die Kommissare ein- 
zelner Staaten darüber berichten. So wird die Ersparnis 
in Ohio . . . auf 100 000 DoUars 
„ Caüfornien .„ 15 000 
jährlich geschätzt, während man in Washington für einen Zeitraum von 
3*/4 Jahren eine solche von 25 000 Dollars annimmt. 

Siehe 1^ Biennial Kep. of Calif. Bureau of Lab. Stat., 1895/96, S. 12, 
16, 27 und 10*11 Annual Rep. of Maryland Bur. of Indust. Stat., 1901, S. 39. 

*) 24tli Ann. Rep. of Mass. Bureau of Labor Stat., 1893, S. llOff und 
10*1^ Ann. Rep. of Maryl. Bur. of Indust. Stat., 1901, S. 34. 

•) Siehe 7th Biennial Report of the California Bureau of Labor Statistics, 
1896,8.26/27. ^^^TTr.^ 
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vorgeschlagen.^) Auf diese Weise sind Arbeiter nicht genötigt, so 
lange arbeitlos zu bleiben, bis in ihrem eigenen Beruf eine 
passende Stellung frei wird, sondern sie können irgend eine 
andere Arbeit als die, mit welcher sie sich bisher beschäftigt 
hatten, annehmen. Erleichtert wird den einzelnen Personen der 
Übergang zu verwandten Berufen durch die in Staaten mit meh- 
reren Ämtern regelmässig erfolgende Veröffentlichung der offenen 
Plätze, die den Arbeitsuchenden einen Überblick über die je- 
weilige Lage des Arbeitmarkts gibt. Bei Stellenvermittlung- 
bureaus dagegen ist die Erlangung auch solcher Aushüfstellen 
nur nach Zahlung einer Extragebühr möglich, was aber dem 
Stellesuchenden auch dann noch nicht die Erlangung eines Unter- 
kommens sichert. 

d) Einen weiteren Vorteil endlich gewähren die freien öffent- 
lichen Arbeitvermittlungämter dadurch, dass sie sich auch mit 
Stellenversorgung für Lehrlinge — männliche und weibliche — 
befassen. 2) Mit dieser Klasse von Arbeitern scheinen sich die 
Stellenvermittlungbureaus nur wenig beschäftigt zu haben, weil 
solche Arbeiter natürlich selten imstande sind, Gebühren zu zahlen, 
während das eherne Gesetz aller Vermittler lautet: Kein Geld — 
keine Stellung. Dadurch, dass die freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter för Knaben und Mädchen Stellen ausfindig machen, 
leisten sie ihnen und deren Eltern direkt einen grossen Dienst, 
indem die Kinder auf eine nützliche Lebensbahn geführt werden 
und indirekt dem Staate und der Gesellschaft dadurch, dass 
durch die Anstellung von jugendlichen Arbeitern die Zahl der 
verwahrlosten Kinder und also auch die Zahl der sich aus ihnen 
später rekrutierenden trägen, sittenlosen und verbrecherischen 
Individuen verringert wird. 



^) Siehe 2^^ Annual Report of the Illinois Free Public Employmeiit 
Offices, 1900, S. 62; 7th Biennial Report of the California Bureau of Labor 
Statistics, 1896, S. 28. 

') Nur einige Berichte bringen hierüber besondere Angaben, wie sich 
aus folgender Tabelle ergibt: 





G-esamtzahl der Stellen 




männlich 


Lehrlinge und Arbeitsburschen 


Staaten 


SteUe- 
suchende 


Offene 
SteUen 


Besetzte 
SteUen 


SteUe- 
suchende 


Offene 
SteUen 


Besetzte 
SteUen 


Califomia . . 
Missouri . . . 
Illinois. . . . 
Maryland . . 
Connecticut . 


14251 

36200 

47291 

124 

5742 


27802«) 
38173 
85 
3870 


3314 

21270 

29956 

53 

3141 


364 
640*) 
151^) 
2^) 
»)P) 


396 
37 

1 
5 


101 
332 

33 
1 

23 



*) Nur Lehrlinge. 

*) Die Summe für 1898 nicht gegeben. 

') Stellengesuche und Arbeitangebote von dem Amte in Hartford nicht angegeben. 

*) Angaben für die Jahre 1899/1901. 

Siehe 10*^ Biennial Rep. of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 1898, 
S. 108; 7th Biennial Rep. of the Califomia Bur. of Labor Statistics, 1896, S. ^ 
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3. Nutzen fQr Arbeitgeber. 

Die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter sind aber nicht 
nur für die unbeschäftigten Individuen der arbeitenden Klassen 
von Nutzen, sondern sie kommen auch denen, die der Arbeit- 
kräfte bedürfen, zu gute. 

a) Das erste und wichtigste Moment in dieser Richtung ist, 
dass die Arbeitgeber mit Arbeitkräften versorgt werden, von 
denen etwas in Bezug auf ihre Vergangenheit bekannt ist^) Die 
Ämter machen es sich zur besonderen Aufgabe, alle Zeugnisse 
genau zu prüfen, wogegen von den privaten Stellenvermittlung- 
bureaus keinerlei Versuch gemacht wird, die beigebrachten 
Zeugnisse einer Prüfung zu unterziehen. Vielmehr sind sie 
bereit, wie ein Kommissar sagt, ^) eine Dirne in eine anständige 
Familie und ein besseres junges Mädchen in ein Bordell zu 
schicken. 

b) Ein weiterer Nutzen für Arbeitgeber besteht darin, dass 
Airbeitkräfte für sie kostenlos beschafft; werden. Zwar wird 
behauptet, dass diejenigen, die in der Lage sind Arbeiter za 
beschäftigen, auch den, der ihnen solche zuweist, bezahlen könnten. 
Es mag zugegeben werden, dass dies der Fall ist und dass die 
Arbeitgeber auch durchaus gewillt sind, die ihnen geleisteten 
Dienste zu bezahlen, aber die Stellenvermittlungagenten pflegen 
ja auch dann Gebühren za beanspruchen, wenn sie denen, die 
Arbeitkräfte suchten, weder eine Gegenleistung boten, noch die 
gesuchten Arbeitkräfte verschafften. ^J 

Die Ausgabe, die von Arbeitgebern für Stellenvermittlung 
an Privatagenten geleistet wird, ist also zum weitaus grössten 
Teil unproduktiver Art. 

Als die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter in den ver- 
schiedenen Staaten emgeführt wurden, war man zuerst geneigt, 
sie nur mit Vorsicht zu benutzen, da man sie für nichts anderes 
als Wohltätigkeitanstalten hielt; aber jetzt, da das Publikum 
besser mit ihnen und ihren Zwecken bekannt geworden ist, finden 
sie mehr und mehr Anklang, wie aus einem Blick auf die im 
vorhergehenden gegebenen statistischen Tabellen leicht ersichtlich 
ist. Die Sorgfalt, mit der diese Ämter sich der Prüfung der 
Zeugnisse zu unterziehen pflegen, gibt denen, die Arbeitkräfte 
suchen, das Gefühl der Sicherheit, dass ihre Wünsche gebührend 
berücksichtigt werden und anderseits denen, die Beschäftigung 
suchen, die Garantie, eine ihren Fähigkeiten entsjÄ'eehende 



*) Siehe 10**^ Biennial Rep. of the Dlinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 107; 2nd Annual Rep. of the Illinois Free Employment Offices, S. 55. 

') 10**^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 107. 

*) Siehe 10*^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics^ 
1898, S. 98. n 1 
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Stellung zu erhalten. Als Beweis dafür, dass die Arbeitgeber 
in der Tat den freien öffentlichen Arbeitnachweisämtem Sym- 
pathie entgegenbringen, darf wohl der Umstand gelten, dass, wo 
immer solche Anstalten eröflftiet worden sind, sie von zahlreichen 
der grössten und einflussreichsten Handelshäuser patronisiert 
worden sind und dass beispielsweise während der Zeit des 
Bestehens des California -Amts eine Anzahl der ersten Waren- 
häuser für seinen Unterhalt reichliche finanzielle Beiträge 
leisteten. ^) 

Als Beleg dafür aber, dass auch die arbeitenden Blassen 
diese Ämter begünstigen, braucht nur erwähnt zu werden, dass 
in Ohio und in anderen Staaten wo sie eröffnet wurden — die 
Arbeiterorganisationen und Gewerbevereinigungen ihr Einver- 
ständnis mit diesen Institutionen dadurch zu erkennen gegeben 
haben, dass sie die Zahl derselben zu vermehren empfahlen und 
von Zeit zu Zeit Vorschläge bezüglich des Weiterausbaus und 
der Leitung solcher Amter machten. 2) 



4. Einwände gegen die freien öffentlichen 
Arbeitnachweisämter. 

Stets pflegt es bei Einführung einer jeden neuen und zweck- 
mässigen Institution Leute zu geben, die sie als Fortschritt 
begrüssen, während es aber anderseits auch nicht an solchen 
fehlt, die dieser Neuerung skeptisch gegenüberstehen. In dieser 
Hinsicht haben die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter keine 
Ausnahme gemacht, da sich auch hierbei einige Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gegen sie erklärt haben, obgleich im allgemeinen, 
wie im vorhergehenden Kapitel gezeigt wurde, diese beiden 
Klassen den freien öffentlichen Arbeitvermittlungämtem günstig 
gesinnt sind. Wie aber bei dem Hinweis auf die Vorteile der 
freien öffentlichen Arbeitnachweisämter allein die Berichte der 
statistischen Bureaus der verschiedenen Staaten berücksichtigt 
worden sind, so sollen nun auch hier bei der Zusammenstellung 
der gegen diese Ämter erhobenen Einwände zunächst nur die- 
jenigen Erwähnung finden, die in den eben erwähnten Berichten 
geschildert sind. 



*) Siehe 10 1*^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 107/108; 7*^ Biennial Report of the California Bureau of Labor 
Statistics, 1896, S. 6/7; 17^1^ Annual Report of the New York Department 
of Labor, 1898, S. 1160; 20 1^ u. 2S^^ Annual Rep. of the Missouri Bureau 
of Labor Statistics, 1898 und 1901, S. 214 resp. 343. 

') Siehe 16*^ Annual Rep. of the Kansas Bur. of Labor, 1900, Appen- 
dix S. 3; 23 rd Annual Rep. of the Missouii Bur. of Labor Statistics, 1901, 
S.343ff. ^ T 
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So besteht bei einer Anzahl Personen trotz der Tatsache, 
dass einige Konmiissare das.. Gegenteil berichten i) die Meinung, 
dass die Errichtung dieser Ämter weder die Zahl der privaten 
Stellenvermittlungbureaus noch den Umfang des Geschäftsbetriebs 
der letzteren vermindert hätte.*) Da nun aber dort, wo freie 
öffentliche Arbeitnachweisämter bestehen, bis zu einem gewissen 
Grade ein Eückgang der privaten Bureaus tatsächlich zu kon- 
statieren gewesen ist, so behaupten sie, dass diese Ämter noch 
nicht lange genug existieren, um den Zusammenhang zwischen 
den beiden Erscheinungen klar feststellen zu können. Zu Gunsten 
ihrer Meinung führen sie dann an, dass die Eesultate der fran- 
zösischen Institution, nach deren Muster die Ämter der Vereinigten 
Staaten gegründet worden seien, den Beweis dafür lieferten, dass 
ihre Errichtung keine beträchtliche Abnahme der Zahl der 
Stellenvermittlungbureaus mit sich brächte.^) 

Da dieser Punkt noch an anderer Stelle berührt werden 
wird, so soll er hier nicht weiter erörtert werden und ebenso- 
wenig der, welcher mehr eine momentane Bedeutung hat, dass 
nämlich die Wirksamkeit der freien öffentlichen Arbeitnachweis- 
ämter eine nur sehr beschränkte ist, weil das grosse Publikum 
wenig oder keine Kenntnis von ihrer Existenz und ihren Punk- 
tionen hat. 

Die hiemach verbleibenden Einwände sollen nun zum Zwecke 
eines besseren Verständnisses des behandelten Problems in zwei 
Gruppen eingeteilt werden: 

1. wesentliche Einwände oder solche, die sich gegen die 
Prinzipien der freien öffentlichen Arbeitnachweisämter richten; 

2. unwesentliche oder solche, die sich aus den besonderen 
in einem Staate — in diesem Falle also in den Vereinigten 
Staaten — herrschenden Verhältnissen ergeben. 

Die wesentlichen Einwände, d. h. diejenigen, welche sich 
wie eben erwähnt, gegen die Prinzipien der freien öffentlichen 
Arbeitämter richten, sind: 

a) Beschränkte Wirksamkeit. 

Bei dieser Kategorie sind verschiedene Punkte zu unter- 
scheiden. 

1. Auf gewisse Klassen beschränkte Nützlichkeit: 
Grestützt auf die Berichte der einzelnen arbeitstatistischen 
Ämter ist verschiedentlich die Behauptung aufgestellt worden^ 



Siehe 7**^ Biennal Eep. of the Califomia Bureau of Labor Statistics, 
1896, S. 27; 24tli Annual Report of the Ohio Bureau of Labor Statistics, 
1900, S. 443; 10*1^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 
1898, S. 103; lOtli Annual Report of the Maryland Bureau of Labor Sta- 
tistics, 1902, S. 37. 

«) 24*1^ Annual Report of the Massachusetts Bureau of Labor Statistics, 
1893, S. 257- 

«) Siehe 24 tb Annual Report of the Mass. Bur. of Labor. Stat^S. 257. 
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dass die Tätigkeit der freien öffentlichen Arbeitnachweisämter 
fast ausschliesslich den ungelernten Arbeitern, femer der Klasse 
der Bediensteten sowie derjenigen, die nur zu leichter Arbeit 
fähig sind, wie z. B. Nachtwächter, Pfortner etc. zu gute kommt 
und dass sie deshalb nicht als nutzbringend für alle arbeitenden 
Klassen angesehen werden dürfen.^) Etwas ähnliches spricht 
aus den Worten eines Kommissars, der trotz der Tatsache, dass 
Arbeiterorganisationen im allgemeinen den freien öffentlichen 
Arbeitnachweisämtem gegenüber eine freundliche Haltung ein- 
nehmen, auf Grund der statistischen Erhebungen überzeugt ist, 
dass noch längere Zeit vergehen dürfte, ehe diese Ämter viele 
Stellen für die Mitglieder der verschiedenen Gewerkschaften 
verschaffen könnten. 2) 

Ein anderer Kommissar meint, dass diese Ämter infolge der 
XJnentgeltlichkeit, wie dies bei solchen Institutionen gewöhnlich 
der Fall zu sein pflegt, hauptsächlich die müssigen und unzuver- 
lässigen und weniger die fleissigen und zuverlässigen Arbeiter, 
allerdings sehr zu ihrem eigenen Schaden, heranzögen, weil die 
Arbeitgeber mit den ihnen zugewiesenen Arbeitern in der Regel 
dann nicht zufrieden seien und deshalb die Benutzung solcher 
Ämter unterKessen und wieder zu den Stellenvermittlungbureaus 
zurückkehrten. Auf diese Weise würden die Stellesuchenden auch 
wieder in die Hände dieser Vermittler getrieben. Im Zusammen- 
hang hiermit ist dann noch zu erwähnen, dass, da infolge der 
Gebührenfreiheit für die Stellesuchenden aus der Benutzung des 
Vermittlungamts kein pekuniärer Nachteil erwächst, indolente 
Personen die Sache ziemlich leicht nehmen dürften und nicht 
lange in einer ihnen zugewiesenen Stelle bleiben würden.^) Es 
sei dies gewiss ein weiterer sehr triftiger Grund fiir Arbeitgeber, 
ihre Gunst den Ämtern zn entziehen, wenn sie finden, dass die 
ihnen von den freien öffentlichen Arbeitnachweisämtem zuge- 
sandten Leute nicht zuverlässig sind. 

2. Auf Orte von gewisser Grösse beschränkte Wirksamkeit. 

In Bezug auf diesen Einwand lässt sich ein ziemlich selt- 
samer Widerspruch konstatieren, indem zwei Kommissare gerade 
diametral entgegengesetzte Meinungen darüber äussern. So meint 
der eine,*) um Arbeitgeber zur Unterstützung freier öffentlicher 
Arbeitnachweisämter zu veranlassen, müssten sie eine Sicherheit 
dafür haben, dass die ihnen zugesandten Arbeitkräfte zuverlässig 



^) In Dlinois wurden 1900 von 28 932 SteUen 24 486 mit Handarbeitern, 
Bediensteten und mit nur teilweise arbeitfähigen Arbeitern besetzt. 

') Siehe 24 1*^ Annual Eeport of the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics, S. 257; 9*^ Biennial Report of the Califomia Bureau of Labor 
Statistics, 1900, S. 76. 

') Siehe 9*^ Biennial Beport of the Califomia Bur. of Labor Statistics, 
1900, S. 76/80. 

^) Siehe 24 ^b Annual of the Massachusetts Bureau of Labor Statistics, 
1894, S. 260. ^ T 
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seien; es sei deshalb eine sorgfältige Prüfung der betreffenden 
Zeugnisse durchaus notwendig. Dieses könne aber nur in kleinen 
Plätzen und Städten, wo die Arbeitsuchenden den Beamten 
persönlich bekannt seien, mit Erfolg durchgeführt werden. 

Der Vertreter der anderen Ansicht dagegen, der Kommissar 
eines Staates, in welchem das fi-eie öffentliche Arbeitnachweisamt 
einging, schreibt den Misserfolg des Amtes dem Umstand zu, 
dass es in einem Ort errichtet war, in welchem verhältnismässig 
wenig Nachfrage nach den Diensten von Arbeitleuten war.^) 
Wenn — sagt der Kommissar weiter — das Amt an einem 
Platz errichtet worden wäre, wo gi'osse Mengen von Arbeitern 
beschäftigt wurden, so wäre das Resultat gewiss ein ganz anderes 
gewesen. 

3. Nachlässigkeit der Beamten. 

Als, ein weiterer Grund für die ungenügende Wirksamkeit 
solcher Ämter wird dann noch angegeben,'^) dass die Beamten 
derselben, da sie lediglich auf festes Gehalt angewiesen sind und 
also von etwaigen besonderen Leistungen keinerlei pekuniären 
Vorteil haben, infolgedessen es an Eifer in ihrer Tätigkeit mangeln 
lassen, sodass die Ämter nicht die von ihnen erwarteten Resultate 
liefern. 



b) Unwirksamkeit der Ämter im Fall von Ausständen 
und Aussperrungen. 

Freie öffentliche Arbeitnachweisämter müssen, um ihren 
Zweck zu erfüllen und ihre Beliebtheit zu wahren, in Fällen 
von Ausständen strengste Neutralität beobachten und dürfen 
Arbeitsuchende weder zu einem Unternehmer schicken, dessen 
Arbeiter sich im Ausstande befinden, noch dürfen sie Arbeitgebern, 
deren Personal streikt, gestatten, sich in die Listen einschreiben 
zu lassen, um Arbeitkräfte zu suchen. Wenn eines dieser Ämter 
Arbeitsuchende zu einer Gesellschaft schicken wollte, bei der ein 
Ausstand herrscht, so würden dadurch die Arbeitgeber in ihren 
Bemühungen, Arbeitkräfte zu erlangen, unterstützt werden, und 
diese Handlungweise wäre ungerecht gegen die Streikenden, da 
durch Einstellung neuer Arbeiter die erfolgreiche Durchfuhrung 
des Streiks illusorisch gemacht würde; wenn dagegen die Ämter 
gestatten wollten, dass sich ausgesperrte Arbeiter als Stelle- 
suchende einschreiben, so würden sie Partei für die Ausgesperrten 
ergreifen, dadurch, dass sie ihnen Gelegenheit gäben in anderen 



*) Siehe 7^ Annual Report of the Montana Bureau of Labor Statistics, 
zitiert im 10*1^ Biennial Report of the Illinois Bureau of Labor Statistics, 1898, 
S. 112/113. 

*) Siehe 9*^ Biennial Report of the California Bureau of Labor Sta- 
tistics, 1900, S. 80. 
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Stellen, als in den ihnen zur Zeit unerhältlichen, Arbeit zu 
erlangen. Auf diese Weise würden die Aussichten auf Erfolg 
für die Gesellschaft, die ihre Arbeiter ausgesperrt hat, ge- 
fährdet werden. 

Da dieser Gegenstand im nächsten Kapitel ausführlicher 
behandelt werden soll, so mag hier ein nochmaliger Hinweis 
darauf genügen, dass, sobald ein freies öffentliches Arbeitnach- 
weisamt bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und -nehmem 
Partei ergreift, es bei der Gegenpartei unbeliebt wird, dass es 
also, um in ruhigen Zeiten beliebt und wirksam zu bleiben, bei 
Ausständen und Aussperrungen eine — allerdings kaum durch- 
führbare — absolute Neutralität bewahren müsste.^) 



c) Prüfung der Zeugnisse. 

Einen weiteren Missstand erblickt man in dem von den 
freien öffentlichen Arbeitnachweisämtem geübten Verfahren, die 
Zeugnisse der Stellesuchenden zu prüfen und an den letzten 
Plätzen, wo sie beschäftigt waren, nachzufragen und festzustellen, 
ob man mit ihnen zufrieden war. 

Es soll dies angeblich nichts mehr noch weniger sein, als 
die Einfährung des „Schwarzen Listensystems" 2) weil im Fall 
dass etwas gegen den Charakter oder die Fähigkeit eines Stelle- 
suchenden zu sagen ist, solche Beschwerden dahin fähren, den 
Betreffenden den Personen, die Arbeitkräfte suchen, nicht mehr 
zu empfehlen. 

d) Wirkungen freier öffentlicher Arbeitnachweisämter 
in Zeiten industrieller Depression. 

Es ist klar, dass die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter 
in Zeiten industrieller Depression, wenn es überhaupt an Arbeit- 
gelegenheit mangelt, nur von geringem Nutzen sein können. 
Obendrein aber, so wird behauptet, zögen sie auch noch notleidende 
Arbeiter von anderswo heran, die dann mit den Arbeitern des 
betreffenden Staates um die wenige Beschäftigung, die es noch 
gibt, konkurrieren würden. Je mehr ümter nun ein Staat er- 
richtet — und dies wird natürlich geschehen müssen, um jedem 
Bürger in gleicher Weise die Vorteile einer solchen Institution 
bieten zu können — desto höher würden sich dann ihre Er- 
haltungkosten stellen und in desto grösserem Missverhältnis 



^) Obgleich der Arbeitkommissar von Massachusetts in seinem 24. Annual 
Eeport, 1894, S. 261, sich über diesen Punkt nicht sehr klar ausspricht, so 
dürfte doch das oben erwähnte zweifellos das sein, was er sagen will. 

') Siehe 24 1*^ Annual Report of the Massachusetts Bureau of Labor 
Statistics, 1894, S. 260. 
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würden diese Kosten zu der geringen Anzahl der in schlechten 
Zeiten vermittelten Stellungen stehen,^) 

Von anderer Seite ist auch gesagt worden, dass in Zeiten 
industriellen Aufschwungs diese Ämter ebenfalls nicht in der Lage 
sein würden, den Arbeitgebern Nutzen zu bringen, da es dann 
nur wenige oder gar keine Arbeitlosen gäbe. Da aber für diesen 
Einwand kaum ein vernünftiger Grund anzuführen ist und er 
überhaupt nur untergeordnete Bedeutung hat, so soll darauf hier 
nicht weiter eingegangen werden. 



e) Einwände nicht prinzipieller Art. 



lel^^Bi 
lie, imaDl 



Zu diese^nS^Be gehören, wie schon erwähnt, diejenigen 
Einwände, die, imaohängig von dem Wesen der geschilderten 
Institution, in den allgemeinen Verhältnissen eines Landes über- 
haupt und in diesem Falle noch speziell in den eigentümlichen 
politischen Verhältnissen der Vereinigten Staaten ihre Wurzel 
haben. Hierzu gehören: 

a) Ungenügende finanzielle Ausstattung der Ämter. 

Man könnte beinahe sagen, dass es bei manchen Kommis- 
saren zur Gewohnheit geworden sei, die betreffenden Verwaltung- 
bezirke um reichlichere Greldmittel anzugehen, damit die freien 
öffentlichen Arbeitnachweisämter ihre Tätigkeit in gewünschtem 
Masse fortsetzen könnten. 2) 

In der Tat geht aus den verschiedenen Berichten der ein- 
zelnen Superintendenten an ihre Kommissare deutlich hervor, dass 
in fast jedem Staat, wo solche Ämter errichtet worden sind, die 
für Grehälter der Kanzlisten und für Annoncen bewilligten Beträge 
ganz unzulänglich sind, sodass die Superintendenten nicht imstande 
sind, die erwünschten Resultate "in ihren Ämtern zu erzielen. 
Anderseits ist es aber wiederum Tatsache, dass dort, wo die 
grössten Beträge bewilligt wurden, auch die besten Resultate 
erzielt worden sind.») 

ß) Politische Verhältnisse. 

Es mag denjenigen, denen das in den Vereinigten Staaten ge- 
handhabte „Spoils-System" unbekannt ist, sehr sonderbar erscheinen, 

*) Siehe 9**^ Biennial Report of the California Bureau of Labor Sta- 
tistics, 1900, S. 81. 

^ 24tli Annual Report of the Ohio Bureau of Labor Stat., 1900, S. 440; 
9th Annual Report of the Maryland Bur. of Lab. Stat., 1900, S. 111; IGtli 
Annual Report of the Kew York Department of Labor, 1896, S. 1027. 

■) Die Stadt Kew York mit einer Bevölkerung von 4 500 000 einschliess- 
lich der Vorstädte, hat im Jahre 1901 3000 Dollars für die Unterhaltung ihres 
Amts bewilligt; durch dasselbe wurden 2969 Stellen besetzt; die Stadt Chicago 
dagegen, mit einer Bevölkerung von 1 750 000, unterhält drei städtische Ämter 
mit einem Kostenaufwand von 13 000 Dollars. Dieselben brachten 28 932 Per- 
sonen in Stellungen. Siehe 19**^ Annual Report of the Kew York Depart- 
ment of Labor, 1900, Abt. IV, S. 36/37; 2i"i Annual Report of the lUinois 
Free Public Employment Offices, 1900, S. 12; the Worlds Almanac, 1902, S. 392. 
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wenn man ihnen sagt, dass die zu der siegreichen Partei 
gehörenden Politiker beinahe absolute Kontrolle über die meisten 
staatlichen Anstellungen und ihre Besetzung haben, indessen 
verhält es sich doch so. An einigen Orten, wo Nachfrage 
nach gewöhnlichen Arbeitern herrscht, ist es dem freien öffent- 
lichen Arbeitnachweisamt fast unmöglich, Arbeiter bei den ver- 
schiedenen öffentlichen Arbeiten unterzubringen, weil solche 
Arbeiten an Führer der herrschenden politischen Partei vergeben 
zu werden pflegen, die natürlich dabei nur ihre Parteigänger 
beschäftigen. In der Stadt New York muss tatsächlich ein Mann, 
der als gewöhnlicher Arbeiter bei städtischen Arbeiten Anstellung 
erlangen will, die Empfehlung eines Alderman besitzen, und wenn 
jemand nach der Stellung eines Stadtkonstablers, einer Art 
Geheimpolizist, strebt, so muss er die Fürsprache eines Staats- 
senators haben. 

Es wird angebracht hier erscheinen, dasjenige, was als Em- 
wände nicht prinzipieller Art bezeichnet wurde, etwas genauer 
zu untersuchen. Vor allem muss dabei noch ein anderer, sehr 
klar zu Tage tretender Einwand der gleichen Gattung, wenn 
er auch in den verschiedenen Berichten keine Erwähnung ge- 
funden zu haben scheint, berücksichtigt werden, nämlich die 
zu kurze Dienstzeit der Beamten. 

Die Beamten dieser freien öffentlichen Arbeitnachweisämter 
werden nur für eine kurze Zeit angestellt, gewöhnlich für zwei 
Jahre. Nachdem ein Kommissar, Superintendent oder Kanzlist 
mit seinen Pflichten etwas vertraut geworden ist und Interesse 
daran gefunden hat, wird er in der Eegel entlassen, um einem 
unerfahrenen Nachfolger Platz zu machen, dem nach einiger Zeit 
das gleiche Schicksal widerfährt. Zwar haben die Gesetze, welche 
die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter ins Leben riefen, 
auch Vorschriften in Bezug auf die Länge der Amtsdauer der 
Beamten erlassen, aber die gesetzgebenden Körperschaften, ob- 
gleich willens Gesetze zum Nutzen der betreffenden Staaten zu 
geben, stehen ihrerseits bei der Erfüllung ihrer Amtspflichten doch 
in hohem Grade unter dem Mnfluss der politischen Machthaber 
in den einzelnen Wahlkreisen. Die einzelnen Parteipolitiker 
dagegen legen kein geringes Gewicht auf das ungeschriebene 
Gesetz der Vereinigten Staaten, welches lautet: „Dem Sieger 
gehört die Beute". In die politische Praxis übertragen bedeutet 
dies, wie schon erwähnt, dass die jeweilig zu Macht gelangende 
Partei eine grosse Anzahl aller Staatsämter mit denjenigen zu 
besetzen pflegt, die ihr zur Erringung des Sieges behilflich ge- 
wesen sind. Es ist nun hier allerdings nicht der Ort, das 
„Spoils-System", d. i. in diesem Falle die Abhängigkeit der Amts- 
dauer der Beamten bei den freien öffentlichen Arbeitnachweis- 



*) Siehe 17 *h and 18*1^ Annual Reports of the New York Department 
of Labor, 1898 und 1899, respectively. S. 1162 resp. 1231. ^ ^ 
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ämtern von ihrer Zugehörigkeit zur siegreichen Partei, näher zu 
behandeln, jedenfaüs. aber muss zugegeben werden, dass sein 
Einfluss auf diese Ämter ein höchst nachteiliger ist, weil es 
Personen von ungenügender Vorbildung ermöglicht, Stellen als 
Arbeitkommissare, Superintendenten und KanzUsten zu erhalten. 
Als Beispiel daflir, zu welch bedenklichen Konsequenzen eine 
solche Praxis führt, mag folgender Fall dienen: 

In einem Staate hatte der Vorgänger des jetzigen Kom- 
missars ein freies öffentliches Arbeitnachweisamt errichtet — zwar 
ohne die Verordnung der gesetzgebenden Körperschaft — jeden- 
falls aber erzielte es sehr gute Eesultate.^) Als der jetzige 
Beamte, welcher der gegnerischen Partei angehörte, seine neue 
Stellung antrat, mag er sich wohl för verpflichtet gehalten haben, 
alles vom entgegengesetzten Standpunkte zu betrachten ; er löste 
deshalb das freie öffentliche Arbeitnachweisamt wieder auf, indem 
er dem gesetzgebenden Körper gegenüber..diese Massnahme damit 
begründete, dass die Errichtung solcher Ämter nicht wünschens- 
wert sei. 

In Bezug auf die Unzulänglichkeit der zur Erhaltung dieser 
Ämter von den meisten Staaten bewilligten Gelder kann nur 
sehr wenig gesagt werden. Dass diese Institutionen bessere 
Resultate liefern würden, wenn die gesetzgebenden Körper- 
schaften mehr bewilligen wollten, ist ganz klar; dass dies 
aber nicht geschieht, ist wiederum den politischen Verhältnissen 
zuzuschreiben und zwar aus folgendem Grunde. Würden die 
jeweiligen Majoritäten reichlichere Mittel zu staatlichen Mass- 
nahmen aller Art bewilligen, so würden sie damit der Gegen- 
partei nichts anderes als eine bei nächsten Wahlen sehr wirk- 
same Waffe in die Hand geben. Die Wahlparole würde dann 
lauten: Nieder mit der am Ruder befindlichen Partei, denn sie 
verschwendet die öffentlichen Gelder und legt dem Volke durch 
Steuern unerträgliche Lasten auf. 

Als Antwort. auf die Frage, wie die nötigen Geldmittel zur 
Erhaltung dieser Ämter aufzutreiben sind, kann man daher nur 
sagen, dass die Weiterentwicklung der Dinge der Zeit über- 
lassen werden muss. Wann und in welchem Umfang die hierfür 
wünschenswerten Bestimmungen getroffen werden, das wird haupt- 
sächlich davon abhängen, ob bei dem Publikum das Gefühl für 
die Bedeutung und den Nutzen dieser freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisämter soweit rege geworden sein wird, dass es von 
selbst eine solche Ausstattung der Ämter verlangt, wie sie zu 
Erzielung der bestmöglichen Resultate notwendig ist. 

Betreffs des schädlichen Einflusses der politischen Verhält- 
nisse auf die Leistungen dieser Ämter ist zu sagen, dass heut- 
zutage bereits eine Bewegung für die Zivildienstreform in jedem 



Siehe 1^ and 9*^^ Biennial Keports of the Califomia Bureau of Labor 
Statistics, 1896 and 1900, respectively. 
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Staat im Gang ist, d. h. die von der Begienmg erteilten An- 
stellongen sollen zn dauernden, nicht nur zu yoräbei^ehenden 
gemacht werden, und nur eine durch entsprechende Ausbildung 
erworbene BefiiMgnng und nicht politischer Einflnss sollen bei 
ihrer Besetzung massgebend sein. 

Wenn diese Beform einst zur Durchführung gelangt sein 
wird, dann werden weder Tagelöhner, um bei staaüichen ^beiten 
Besdiäftiguug zu finden, die Verwendung einer politischen Per- 
sönlichkeit brauchen, noch werden die Beamten der freien öflfent- 
lichen Arbeitnachweisamter nur auf kurze Zeit angestellt sein. 
Sie werden vielmehr ihr Amt dauernd ausüben können und nur 
bei ungenügenden Leistungen entlassen werden. 
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VI. Kapitel. 
Kritische Schlussbetrachtung. 



Wie schon in der Einleitung hervorgehoben wurde, stimmen 
die verschiedenen Reformvorschläge hinsichtlich einer Regelung 
der Arbeitvermittlung — mögen sie auch in Einzelheiten von 
einander abweichen — in dem Hauptprinzip überein, dass nämlich 
das gewünschte Ziel am besten durch ein Netz über das ganze 
Land hin verbreiteter öffentlicher Arbeitnachweisämter zu er- 
reichen ist. Von den nach dieser Richtung in den Vereinigten 
Staaten angestellten Versuchen, deren Details und Resultate in 
den vorhergehenden Kapiteln geschildert worden sind, muss nun 
allerdings gesagt werden, dass sie trotz der von ihnen zweifel- 
los erzielten Erfolge, doch nicht die hohe sozial- und Wirtschaft- 
politische Bedeutung erlangt haben, die man von ihnen erwartet 
hatte. Der Grund fär diese nur beschränkte Wirksamkeit dürfte 
wohl in den beiden folgenden Ursachen zu finden sein: 

Einmal spielen hierbei die eigenartigen gesellschaftlichen 
und politischen Zustände der Vereinigten Staaten eine nicht un- 
bedeutende Rolle, sodann aber ist auch die dortige Organisation 
der öffentlichen Arbeitvermittlung für den bisher nur relativen 
Erfolg dieser Institution im hohen Grade mit verantwortUeh- 
Was die spezieU amerikanischen Verhältnisse anlangt, so sind 
sie bereits so weit, als es notwendig war, an geeigneter Stelle 
erörtert worden; ohne deshalb hierbei länger zu verweüen, soll 
daher das Hauptaugenmerk auf die die Organisation betreffenden 
Fragen gerichtet werden. 

Hierbei hat man nun zu unterscheiden: 

1. Die Frage, wie solchen Amtern eine möglichst 
genaue Kenntnis des Arbeitmarkts zu ver- 
schaffen ist. 

2. Die Kostenfrage. 

3. Die Frage der Unparteilichkeit. 

Bevor jedoch diese Fragen näher erörtert werden, soU gleich 
hier vorweggesagt werden, dass bei einer Organisation der Arbeit- 
vermittlung durch öffentliche Körper nicht so sehr an staatliche 
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Institutionen zu denken ist, als vielmehr an die Leitung und 
Aufsicht solcher Ämter durch die lokalen Behörden derjenigen 
Gemeinden, in denen sie zu errichten sind. Denn die Kommunal- 
verwaltungen sind in höherem Grade als die staatlichen Behörden 
an der Organisation und Führung solcher Ämter interessiert und 
dazu geeignet, einmal weil die Armenfiirsorge, die durch Arbeit- 
losigkeit natürlich erheblich anschwillt, auf ihnen lastet, sodann 
aber auch, weil sie über die Bedingungen des betreflfenden Arbeit- 
markts besser informiert sind. Ein weiterer Grund, der für 
kommunale Arbeitnachweisämter spricht, ist darin zu suchen, 
dass die Rivalität zwischen den verschiedenen Städten bei den- 
selben den Wunsch, die bestfunktionierenden Ämter zu besitzen, 
entstehen lassen dürfte. Gegen die staatliche Leitung spricht 
schliesslich noch der Umstand, dass die modernen Bestrebungen, 
gestützt auf jahrelange wertvolle Erfahrungen, die Tendenz zeigen, 
alle politische und soziale Tätigkeit, soweit als mögKch, zu de- 
zentralisieren und die Lösung der betreffenden Aufgaben den 
einzelnen Gemeinden anzuvertrauen, um sie von der jeweilig in 
der Staatsverwaltung vorherrschenden politischen Strömung un- 
abhängig zu machen 1). 

Aus diesem Grunde will es scheinen, als ob das Illinois- 
und Ohio-System, nach denen die freien öffentlichen Arbeitnach- 
weisämter in den Vereinigten Staaten errichtet worden sind, und 
welche beide eine Leitung dieser Ämter durch Staatsbeamte ver- 
langen, nach der Richtung hin umgestaltet werden sollten, dass 
die Verwaltung eines jeden Amts in die Hände der Stadt- 
behörde gelegt wird. 

Die Aufgabe des Staates in Bezug auf öffentliche Arbeit- 
nachweisämter sollte sich dagegen lediglich darauf beschränken, 
hinsichtlich ihrer Errichtung und Leitung allgemeine Normativ- 
bestimmungen zu erlassen und für deren Ausführung Sorge zu 
tragen. 

Um nun auf jene die Organisation der öffentlichen Arbeit- 
vermittlung betreffenden Fragen zurückzukommen, so muss im 
Hinblick auf die erste, wie nämlich die umfassendste Kenntnis 
des Arbeitmarkts zu erlangen ist, zunächst gesagt werden, dass 
in keinem der verschiedenen Unionstaaten die Zahl der eröffneten 
Ämter hinreicht, um den verschiedenen Berufsklassen diese 
Kenntnis in wünschenswerter. Weise zu vermitteln. An welchen 
anderen Plätzen noch solche Ämter zu errichten wären, lässt sich 
ganz allgemein unmöglich sagen, doch dürfte es sich empfehlen, 
den Vorschlägen des Erlasses der preussischen Minister des 
Innern und des Handels vom 31. April 1894 zu folgen, worin 
die Errichtung kommunaler Arbeitnachweise in allen Städten 
von mehr als 10000 Einwohnern als wünschenswert bezeichnet 



^) Vergl. Möller: Die Zentralisierung des gewerblichen Arbeitnachweises 
.im deutschen Reiche (Jahrbuch für G-esetzgebung u. s. w. 1894), S. 149 ff. 
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wird^). Doch zahh'eich über das ganze Land hin verbreitete 
öffentliche Arbeitnachweisämter allein genügen noch nicht, viel- 
mehr ist es notwendig, dass die Ämter untereinander in Ver- 
bindung treten und zusammen ein organisches Ganzes bilden, um 
den Interessen der Gresamtheit in bestmöglicher Weise dienen zu 
können 2). Es wäre vielleicht angebracht, in jeder Hauptstadt 
em Zentralamt zu errichten^), dem alle anderen Amter zweimal 
wöchentlich Mitteilungen sowohl über Zahl und Art der offenen 
Plätze als auch die gleichen Angaben über die Arbeitlosen zu 
senden hätten. Diesen Mitteilungen, die zu einem Berichte zu- 
sammenzustellen wären, müsste die grösstmögüchde Verbreitung 
gegeben werden, dadurch dass man sie an die einzelnen Ämter 
schickt, wo sie an ins Auge fallenden Stellen anzubringen sind, 
oder dass man die Auftnerksamkeit der Arbeitgeber und nament- 
lich derer, die eine grosse Arbeiterzahl beschäftigen, auf sie lenkt, 
indem entweder auch ihnen solche Listen zugestellt werden, oder 
durch Annoncieren in den verschiedenen Tages- und Fachblättem. 
Auch das Telephon könnte für solche Mitteilungen mit Erfolg 
verwendet werden*).. Um nun die durch eine so umfassende 
Korrespondenz den Ämtern an Porto erwachsenden Unkosten so 
gering als möglich zu machen, sollten Vereinbarungen mit der 
Post getroffen werden, sodass alle offiziellen Zirkulare, Briefe 
und dergleichen wie andere amtliche Mitteilungen behandelt, also 
portofrei befördert würden. 

Es ist aber durchaus nicht die einzige Aufgabe der öffent- 
lichen Arbeitnachweisämter, den Tatsachen des Arbeitmarkts eine 
möglichst weite Verbreitung zu verschaffen, sie müssten vielmehr 
iiuch darauf bedacht sein, Mittel und Wege zu finden, um denen, 
die von dieser Kenntnis Gebrauch machen wollen, das Aufsuchen 
entfernt gelegener Arbeitplätze nach Kräften zu erleichtern. 

In solchen Fällen, wo schriftliche Nachfragen um Arbeit- 
kräfte von auswärts eingehen, müsste deshalb allen denen, die 
willig und fähig sind, die betreffenden Plätze zu den gestellten 
Bedingungen anzunehmen, für die Transportkosten entsprechende 
Ermässigungen gewährt werden, wozu sich die Eisenbahnverwal- 
tungen den Arbeitnachweisämtem gegenüber zweifellos bereit 
erklären würden, wie dies ja in Kalifornien seinerzeit der Fall 
war und wie dies jetzt in Süddeutschland üblich ist^). Im Falle 
aber, dass die so nach auswärts gesandten Personen keine Arbeit 



^) Vergl. Adler: Art. Arbeitsnachweis und Arbeitsbörsen (Hw. d. St. 
2. Aufl. Bd. 1.) S. 959, 

^ Vergl. Möller: A. a. 0. 

Jastrow: Die Errichtung von Arbeitsnachweisen und Arbeitsnachweis- 
Verbänden, S. 18ff. 

•) Vergl. V. Meyerinck: Praktische Massregeln' zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, S. 121. 

*) Vergl. Jastrow: A. a. 0., S. 90. 

^) Vergl. die Geschäftberichte der städtischen Arbeitämter Stuttgart 1900 
und Würzburg 1901, S. 2 resp. 38. 

Warner, Arbeitnachweisämter in Nordamerika. 4 ^^ r^r-\r-il/-> 
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bekämen, müssten ihnen die Transportkosten durch diejenigen, 
welche Stellenangebote gemacht haben, zurückerstattet werden. 

Was die innere Organisation dieser Ämter betrifft, so ist 
in Bezug auf die Arbeitteilung zu sagen, dass eine so weit- 
gehende Individualisierung des Arbeitnachweises, wie sie von 
manchen vorgeschlagen wird, d. h. die Errichtung von besonderen 
Abteilungen für die verschiedenen Berufsklassen unter Leitung 
eines Sachverständigen, nicht recht praktisch und daher auch 
nicht empfehlenswert zu sein scheint. Hiergegen sprechen näm- 
lich die ausserordentlichen Schwierigkeiten, die sich daraus er- 
geben würden und zwar wegen der sehr erheblichen Unkosten 
und wegen der hierzu notwendigen zahlreichen Räumlichkeiten, 
was alles in gar keinem Verhältnis zu den gebotenen Leistungen 
stehen würde, schliesslich aber auch, weil durch ein solches 
System gar keine Garantie geboten würde, dass die Arbeitgeber 
nun auch zufriedengestellt würden, da zwischen den letzteren 
und den Sachverständigen seht* leicht Meinungverschiedenheiten 
über die Fähigkeiten der betreffenden Stellesuchenden mögKch 
wären ^). 

Eine Teilung des Arbeitnachweises empfiehlt sich dagegen 
nach der Sichtung, dass für die beiden Geschlechter gesonderte 
Abteilungen eingerichtet werden, wie dies ja in einzelnen ameri- 
kanischen und deutschen Ämtern bereits der Fall ist. Von unter- 
geordneter Bedeutung ist die Frage, ob auch für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gesonderte Abteilungen zu schaffen sind, was 
übrigens unter den gegenwärtigen Verhältnissen bei dem noch 
nicht allzu grossen Geschäftsumfang solcher Ämter kaum zweck- 
mässig sein dürfte; angebracht dagegen scheint die Errichtung 
von Warte- und Sprechzimmern, wo beide Parteien die Bedin- 
gungen des Arbeitvertrags ungestört besprechen können. 

Die freien öffentlichen Arbeitnachweisämter müssten femer 
Sommer und Winter, sowohl an Werk- wie auch an Sonntagen, 
von 6 Uhr früh bis 9 Uhr abends offen gehalten werden, es sei 
denn, dass sich eine so lange Arbeitzeit als unzweckmässig 
herausstellt, aber unter keinen Umständen sollte eine so kurze 
Bureauzeit eingeführt werden, wie dies bei einigen amerikanischen 
Ämtern der Fall ist. 2) 

Einer der Gründe, warum die Arbeitnachweisämter so lange 
geöffnet bleiben sollen, ist der, dass sie allen sich bietenden 
Möglichkeiten gerecht werden können. Zum Beispiel kommt, 
es nicht selten vor, dass ein Unternehmer genötigt ist, seine 
Arbeiterschaft rasch zu vergrössem. Im Wege einer entsprechen- 
den Anfrage am frühen Morgen, ehe die Arbeit beginnt, 



^) VergL Meyerinck: A. a. 0., S. 112f. 

^) In New York z. B. sind die Bureanstunden 9^^ Vorm. bis b^ Nachm. ^ 
Sonnabends sogar nur zwischen 9^ und 12^. 

Vergl. Rep. of the New York Department of Labor, 1898^. 1160.- 

^ vnoogle 
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kann ihm durch das Arbeitvermittlungsamt, wie dies z. B. 
bei dem Nachweisamt der Stadt Leipzig geschieht, in der Tat 
eine nicht gering anzuschlagende HUfe zuteil werden. Ferner 
passiert es auch häufig, dass eine Anzahl von Tagelöhnern, 
Arbeitern, Kellnem oder Schreibern plötzlich für Extranacht- 
arbeit gesucht werden. Wenn den betreffenden Arbeitgebern 
solche Arbeit auf ihre Anfrage hin im Vermittlungamt am 
späten Nachmittag oder abends noch nachgewiesen werden kann, 
so ist dies für beide Teile von grossem Werte. Und schliesslich 
muss als hauptsächlichster Grund noch angef&hrt werden, dass 
es eine Anzahl von Arbeitgebern gibt, die wohl Arbeitkräfte 
irgend welcher Art brauchen, aber zu beschäftigt sind, um sich 
danach ausser am frühen Morgen oder abends nach Geschäfts- 
schluss umsehen zu können. 

Nachdem im vorhergehenden zu zeigen versucht worden ist, 
wie öffentliche Naehweisämter am besten zu organisieren sind, 
um ganz allgemein ihre Aufgabe, Arbeitgebern und -nehmem 
Kenntnis des Arbeitmarkts zu verschaffen, in befriedigender 
Weise erfüllen zu können, ist die nächste, sich von selbst er- 
gebende Frage die: was muss notwendigerweise getan werden, 
um den Gebrauch dieser Ämter den weitesten Kreisen zugäng- 
lich zu machen. Denn da ein über das ganze Land hin ver- 
breitetes, gut organisiertes Netz von Nachweisämtern in gewissem 
Sinne die verschiedenen Bevölkerungsklassen zu ihrem Gebrauch 
aufinuntert, so müssten diese Ämter gleichzeitig, um durchaus 
erfolgreich wirken zu können, hinsichtlich der für ihre Leistungen 
zu entrichtenden Spesen entsprechende Bestimmungen treffen. 
Bei der Betrachtung dieses Punktes darf nun aber nicht ver- 
gessen werden, dass. einer der hauptsächlichsten Gründe für die 
Errichtung dieser Ämter der war, den privaten Vermittlung- 
agenturen, deren schlechte Praktiken und Ausbeutungmethoden 
unerträglich geworden waren, Konkurrenz zu machen. 

Tatsächlich ist denn auch die Benutzung der amerikanischen 
Nachweisämter, um die Privatvermittler aufs energischste be- 
kämpfen und sie wenn möglich gänzlich vernichten zu können, 
völlig unentgeltlich. Aber auch ausser diesem Moment sind von 
einigen Schriftstellern bei Besprechung dieser Einrichtungen noch 
folgende andere Gründe für die kosteäose Benutzung öffentlicher 
Nachweisämter angeführt worden^): 

1. Nur wenn ihre Benutzung kostenlos wäre, könnten sie 
wirklich von jedermann benutzt werden, denn würde man Spesen 
erheben, so könnte man ja sagen, dass Leute, denen der letzte 
Pfennig ausgegangen ist, dadurch von der Benutzung der Amter 
ausgeschlossen wären. Weiterhin würde dies aber auch manchen 
Bummlern einen willkommenen Vorwand zur Bettelei bieten, da 



^) Vergl. Schriften des Verbands deutscher Arbeitsnachweise No. I und 
in (1899 u. 1901). S. 115ff resp. 80ff. 
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diese angeben worden, es wäre ihnen aus Mangel an dem zur 
Grebuhrenzahlung notwendigen Gelde unmöglich, sich Arbeit zu 
yerschaffen. 

2. Die Gebtihrenfreiheit sowohl für Arbeitnehmer wie -geber 
empfehle sich aber femer auch deshalb, weü man nur in diesem 
Falle die Arbeitnachweisamter von beiden Seiten als völlig un- 
parteiisch anerkennen würde. 

Anderseits dagegen sind Meinungen laut..geworden, die die 
Erhebung einer Gebühr für die durch diese Ajuter vermittelten 
Stellen befürworten^). Für diese Forderung werden folgende 
Gründe angeführt: 

1. Die gebotene Leistung ist eine derartige, dass sie wohl 
einer Bezahlung wert erscheint. 

2. Man nimmt an, dass die Arbeitvermittlung, wenn sie um- 
sonst geschieht, in grösserem Masse von Bummlern oder unfähigen 
Arbeitern benutzt werden dürfte, als wie von tüchtigen Arbeit- 
kräften, da diese sowohl als auch viele Arbeitgeber in den öffent- 
lichen Nachweisämtem nichts anderes als Wohltätigkeitanstalten 
erblicken würden, und da sie die öffentliche WoUtätigkeit be- 
greiflicherweise nicht in Anspruch zu nehmen wünschen, so würde 
von beiden Seiten her die Benutzung dieser Ämter stark nach- 
lassen. 

Das Zahlen einer Gebühr dagegen würde sowohl Arbeit- 
gebern wie- nehmem einen rechtmässigen Anspruch auf die Dienste 
des Arbeitnachweisamtes gewähren. 

3. Schliesslich wird. für die Erhebung von Gebühren noch 
angeführt, dass es den Ämtern erst hierdurch, auch wenn der 
Betrag ein noch so geringer sei, ermöglicht wird, bessere Stati- 
stiken über ihre Leistungen zusammenzustellen. 

Aus den für und gegen die ünentgeltlichkeit bei öffentlichen 
Nachweisämtem angefthrten Gründen*) dürfte sich, wenn eine 
Entscheidung getroffen werden soll, ergeben, dass dieselbe zu 
gunsten des Prinzips der Gebührenerhebung ausfällt. Zwar ist 
es richtig, dass manchem Stellesuchenden zeitweilig die Mittel 
zur Bestreitung selbst einer noch so kleinen Gebühr fehlen können, 
doch dürften sich, wie noch weiter unten gezeigt werden soll, 
Mittel und Wege finden lassen, um den sich hieraus ergebenden 
Missständen zu begegnen. Der andere Grund, der für die Un- 
entgeltlichkeit angeführt wird, dass nämlich dadurch die Un- 
parteilichkeit dieser Ämter gesichert wird, ist gleichfalls richtig, 
indessen würden die öffentlichen Nachweisämter ihre Unpartei- 
lichkeit schwerlich einbüssen, wenn von beiden TeUen, von Arbeit- 
gebem und Arbeitnehmern, eine entsprechende und nicht zu 
hohe Gebühr erhoben wird. Sprechen nun aber auch anderseits 



*) Vergl. Reitzenstein: Der Arbeitsnachweis, S. 379 ff. 
■) Vergl. Schriften des Verbands deutscher Arbeitsnachweise No. I u. m, 
S.U6ffre8p.80if. Digi.izec by GoOgle 
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die beiden ersten, zu gunsten der Gebührenerhebung angeführten 
Grrfinde deutlich genug für sich selbst, so muss doch gesagt 
werden, dass die Begründung damit, nur bei Gebührenzahlung 
seien zweckentsprechende statistische Übersichten zu erhalten, 
sehr schwach, ja gänzlich hinföllig ist. Hängt doch die Qualität 
der zusammengestellten Statistiken nur von der Tüchtigkeit der 
betreffenden Beamten ab, die von der Erhebung einer Gebühr 
offenbar gänzlich unabhängig ist. 

Im Anschluss hieran erhebt sich nunmehr die Frage, wie 
hoch diese Gebühr zu bemessen sei. Bevor jedoch derselben 
näher getreten wird, dürfte es notwendig sein, die Tatsache zu 
erwähnen, dass man auch bei einigen Nachweisämtem, z. B. in 
Strassburg^) und Freiburg, 2) das System einer einseitigen Ge- 
bührenerhebung, nämlich von den Arbeitgebern allein, ein- 
geführt hat. 

Femer befürwortet ein Schriftsteller^), man solle zwar eine 
Gebühr von beiden Teilen fordern, jedoch im Falle der Zahlung- 
unfähigkeit des Arbeitsuchers ihm trotzdem die Benutzung des 
Nachweisamts nicht vorenthalten. 

Diese beiden Vorschläge erscheinen jedoch nicht als sehr 
empfehlenswert. Denn wenn auch im ersten Falle demjenigen, 
der durch das öffentliche Arbeitnachweisamt, sei es einen Lelu^er, 
einen Dienstboten oder einen Arbeiter sucht und erhält, dadurch 
ein sehr wertvoller Dienst erwiesen wird, der für den Betreffen- 
den sogar mehr als eine blosse Bequemlichkeit bedeuten kann, 
so hat doch anderseits für einen Arbeiter die Beschaflfiing einer 
Stellung, die ihm seinen Lebensunterhalt gewährt, eine ungleich 
höhere Bedeutung, sodass also ein Entgelt von selten des Arbeit- 
nehmers erst recht gerechtfertigt erschiene. 

Im anderen FaUe dagegen würde der unentgeltliche Arbeit- 
nachweis für Unbemittelte bald zur Folge haben, dass die Zahl 
der angeblich vollständig mittellosen Personen eine unverhältnis- 
mässiggrosse würde, denn es ist ja eine allgemein bekannte Tat- 
sache, dass, wenn die Bezahlung irgend einer Gebühr umgangen 
werden kann, viele, selbst unter Preisgabe ihrer Ehrlichkeit, 
davon Gebrauch machen würden. 

Hieraus ergibt sich, dass es in gleicher Weise gerecht wie 
zweckmässig erscheint, sowohl von Arbeitgebern als auch von 
Arbeitnehmern für die Benutzung der öffentlichen Arbeitnach- 
weisämter Gebühren zu erheben. 

Dabei wäre aber zu berücksichtigen, dass die Gebühr keines- 
falls zu. hoch normiert werden darf, um niemand die Benutzung 
dieser Ämter unmöglich zu machen; und um ferner den Betrieb 



*) Schriften des Verbandes deutscher Arbeitsnachweise No. I, S. 121 u. 122. 

*) Ans dem Freibnrger Jahresbericht von 1901 ergibt sich, dass daselbst 
nur von Dienstherrschaften, die weibliche Dienstboten suchen, die geringe 
Gebühr von 30 Pfg. erhoben wird. 

^) Reitzenstein: a. a. 0. 
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soweit als möglich zu vereinfachen, erscheint es zweckmässig, 
wenn für die Leistungen solcher Ämter, soweit die grosse Masse 
von Arbeitern und Dienstboten in Betracht kommt, stets der 
gleiche Betrag erhoben würde. Dagegen könnte vielleicht in 
solchen Fällen, wo die besser bezahlten Stellungen höherer Be- 
rufe besetzt werden, ein kleiner Prozentsatz des ersten Monats- 
gehalts den Masstab für die zu erhebende Grebtthr abgeben. 
Unter keinen Umständen aber wird es ratsam erscheinen, die 
Höhe der zu fordernden Gebühren auf Grund der gebotenen 
Leistungen zu bewerten, mit der Absicht, die UnterhsJtung- 
kosten solcher Amter durch sich selbst decken zu lassen, wie 
dies gelegentlich vorgeschlagen und bei dem öffentlichen Arbeit- 
nachweisamt in Basel gehandhabt wird. 

Natürlich sollen die vereinnahmten Beträge zur Deckung 
der laufenden Unkosten des Amts verwendet werden, dagegen 
müsste ein sich etwa ergebendes Defizit durch die Verwaltung 
der Stadt ausgeglichen werden, wo sich das betreffende Amt be- 
findet. Vielleicht würde es sogar noch besser sein, wenn in jeder 
Stadt, wo es ein solches Nachweisamt gibt, ein jährlicher Beitrag 
zur Kostendeckung bewilligt würde. 

Rechtfertigen würde sich dies dadurch, dass diese Ämter 
einen Teil der Arbeitlosen, die sonst der Stadt zur Last fallen 
würden, in Arbeit und Anstellung bringen und somit die 
zur Unterstützung der Armen notwendigen Summen verringern, 
was für die Stadtkasse eine nicht unerhebliche Ersparnis be- 
deutet, i) 

Was nun die Höhe der von den städtischen Behörden den 
einzelnen Ämtern zu gewährenden Summen betrifft, so wäre es 
gut, wenn die vom Staat zu erlassenden Gesetze hierin den be- 
treffenden Gemeinden möglichst weiten Spielraum Hessen, damit 
die individuellen Verhältnisse entsprechend berücksichtigt werden 
können. Natürlich würde in den grossen Industriestädten, wo 
die Tätigkeit der Bureaus jedenfalls eine sehr erhebliche wäre, 
der städtische Zuschuss, wenn die Unkosten überhaupt höher 
sein sollten, als die Eiimahmen aus den Gebühren, leicht zu be- 
schaffen sein, bei den Ämtern auf dem fiachen Lande dagegen 
würden die erzielten Resultate andere sein, denn erstens würde 
es daselbst weniger zu tun geben, dann aber würde auch in 
diesem Fall die Arbeitvermittlung verhältnismässig weniger 
dem Ort selbst als vielmehr dem umliegenden Distrikt zugute 
kommen. 

In den zu erlassenden Normativbestimmungen sollte daher 
vorgesehen sein, dass die Ausgaben solcher Ämter nicht allein 
aus den Mitteln des betreffenden Orts, wo sich das Amt 
befindet, zu bestreiten sind, sondern dass auch der nächsthöhere 



*) Vergl. MöUer: a. a. 0. 
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Selbstverwaltungkörper (Kreis, Distrikt oder Prov^lz) seiner- 
seits mit zur Kostendeckung der Arbeitnaehweisämter beitragen 
mflsste ^). 

War für die Beantwortung der Frage, ob und in welcher 
Höhe bei öffentlichen Arbeitnachweisämtem Gebähren zu erheben 
sind, vor allem der Wunsch entscheidend, diese Ämter von mög- 
lichst vielen benutzt zu sehen, so dürfte derselbe Gesichtspunkt 
von nicht geringerer Bedeutung bei der nunmehr zu besprechen- 
den Frage sein, wie nämlich eine unparteiische Leitung solcher 
Ämter am besten zu gewährleisten ist. 

Die ernsten Bedenken, die sich gegen eine Organisation der 
Arbeitvermittlung durch Arbeitgeber oder Arbeitnehmer allein 
richten, wegen der dabei jedeufalls parteiischen Leitung, sind 
natürlich dort, wo öffentliche Arbeitvermittlungämter bestehen, 
in der Eegel nicht gerechtfertigt. Immerhin aber kann auch 
eine öffentliche Organisation des Arbeitnachweises nach dieser 
Eichtung hin noch vieles zu wünschen übrig lassen, Beweis da- 
für liefern die französischen Arbeitbörsen 2). 

Vor allem sind es bei einer solchen Organisation zwei Punkte, 
nämlich die Prüfung der Zeugnisse und cUe Haltung der Ämter 
bei Streiks und Aussperrungen, welche die Möglichkeit einer 
parteiischen Handlungweise bieten, was natürlich Veranlassung 
geben kann, den Wert ihrer Tätigkeit in den Augen vieler be- 
deutend herabzusetzen. In beiden Fällen liegt diese Gefahr be- 
sonders nahe, wenn solche Ämter einer zu einseitigen Leitung 
unterstehen, wie sie sich bei einem rein bureaukratischen Eegi- 
ment einzustellen pflegt. 

Sind die Beamten in einem solchen Fall geneigt, es mit den 
Arbeitern zu halten, so würden z. B. in Bezug auf die Prüfung 
der Zeugnisse solche Arbeitgeber, gegen die von selten ent^ 
lassener Arbeiter oder anderer. Personen Klagen erhoben werden, 
keine Unterstützung bei den Ämtern finden, und in Fällen von 
Streiks würden keine Schritte getan werden, um die von den 
Streikenden verlassenen Arbeitplätze wieder zu besetzen. Ständen 
dagegen die Beamten auf selten der Arbeitgeber, so würden bei 
Prüfung der Zeugnisse den Arbeitern, die nicht besondere Em- 
pfehlungen aufweisen können, keine Stellen verschafft werden, 
und in Fällen von Aussperrungen würde man sich keine Mühe 
geben, den Ausgesperrten andere Plätze oder zeitweilige Arbeit 
zu verschaffen. 



*) So ist z.B. in der Schweiz der Vorschlag gemacht worden, auch die 
Kantone mit zur Kostendeckung für die zu errichtenden Arbeitnaehweisämter 
heranzuziehen. Vergleiche Arbeitslosen -Unterstützung und Arbeitsnachweis 
(Bericht an das Schweiz. Industriedepartement vom Schweiz. Arbeitersekretariat, 
1901, S. 284). 

") VergL Mataja: Städtische Sozialpolitik (Zeitschr. f. Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik und Verwaltung. Bd. HI S. 519 f.) 
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Wie schon an anderer Stelle gesagt wurde, hat einer der 
amerikanischen Arbeiterkommissäre ^) bei der Besprechung dieser 
Frage seiner Meinung dahin Ausdruck gegeben, dass eine solche 
Prüfung von Zeugnissen zur Aufstellung der schwarzen Liste 
fähren würde, da niemand für eine Stellung oder Arbeit empfohlen 
werden könne, gegen den schwere Beschuldigungen vorliegen 
oder dessen Fähigkeiten den gestellten Anforderungen nicht zu 
genügen scheinen. Andere Beamte dagegen behaupten, dass die 
Prüfung von Empfehlungen und Zeugnissen der Arbeiter, sowie 
die Einziehung von Erkundigungen über die Arbeitgeber seitens 
der Nachweisämter, die Beliebtheit der letzteren sichere. 

Bis zu einem gewissen Grade haben nun allerdings beide 
der hier erwähnten Anschauungen recht, zweifellos aber hat der 
Kommissär, der befürchtete, ein solches Verfahren würde izur 
Einrichtung sogenannter schwarzer Listen führen, in erster Linie 
an die tatsächlich sehr erheblichen Schwierigkeiten gedacht, die 
sich dem Arbeitnachweis entlassener Sträflinge entgegenstellen 
würden. Da aber derartigen Personen durch andere Anstalten, ^ 
als die öffentlichen Arbeitnachweisämter wieder Beschäftigung 
zu verschaffen ist, so können die hierher gehörenden Bedenken 
ausser acht gelassen werden, und man wird „sich infolgedessen 
auch für Prüfung der Zeugnisse durch die Ämter aussprechen 
dürfen. 

Die Meinungen darüber, welchen Standpunkt die Nachweis- 
ämter in Fällen von Streiks und Aussperrungen einnehmen sollten, 
sind ebenfalls geteilt ^j. Einige sind der Ansicht, dass in solchen 
Fällen das Amt für die streitenden Parteien seine Tätigkeit über- 
haupt einzustellen hat, wie dies bei einigen amerikanischen 
Amtern der Fall ist. Ein anderer Vorschlag geht dahin, dass 
die Vermittlung för beide Parteien während dieser Zeit genau 
so weiter betrieben werden soll wie sonst, und wieder andere 
verlangen, dass die Arbeitnachweisämter unter ausdrücklicher 
Bekanntmachung des betreffenden Streitfalls an Arbeitgeber und 
-nehmer ihre Vermittlungtätigkeit wie in normalen Zeiten weiter 
ausüben sollen. Gegen die beiden erstgenannten Vorschläge ist 
einzuwenden, dass im ersten Falle den Arbeitnehmern ein Vor- 
teil gewährt wird, weil gegen die Arbeitgeber die Sperre leichter 
durchzuführen ist, als gegen die Streikenden, denen es ver- 
hältnismässig leicht ist, an einem anderen Platz Stellimg zu 
erlangen. 

Ln zweiten Falle aber wird unzweifelhaft den Arbeitgebern 
geholfen, da ihnen ja dann durch die Arbeitnachweisämter un- 



^) Vergl. 24 th Annual Report of the Mass. Bur. of Lab. Stat., 1894. 
*) Vergl. Adler: Art. Arbeitsnachweis und Arbeitsbörsen, S. 958. 
•) Vergl. hierzu folgende Schriften: Adler: a. a. 0., S. 957. Arbeits- 
losenunterstützung und Arbeitsnachweis. (Bericht u. s. w.) S. 272 f. 
Calwer: Arbeitsmarkt und Arbeitsnachweis, S. 36/37. 
Jastrow: a. a. 0., S. 64 f. 
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mittelbar Ersatz für die im Ausstand befindlichen Personen ge- 
schafft werden kann. 

Der dritte Vorschlag dagegen dürfte wohl der beste und 
auch der unparteilichste sein. Denn ebenso wenig wie das 
Weiterfunktionieren des Amts etwas daran zu hindern vermag, 
dass schliesslich doch Mittel und Wege geftmden werden, um den 
betreffenden Arbeitgebern den Zuzug von Arbeitkräften in erheb- 
lichem Masse abzuschneiden, ebenso wenig kann die Schliessung 
eines Amts Streikbrecher hindern, auch ohne Arbeitnachweis in 
die leeren Stellen einzudringen. Die sogenannte Streikklausel, 
d. h. die Bestimmung, dass das Arbeitnachweisamt im Fall eines 
Streiks seine Tätigkeit für beide Parteien einstellen muss, hat 
also in Wirklichkeit gamicht die ihr beigelegte Bedeutung, i) 
und da scheint es denn auch das zweckmässigste zu sein, wenn 
in einem solchen Fall von dem betreffenden Arbeitnachweisamt 
der Tatbestand bekannt gemacht wird, sodass jeder weiss, woran 
er ist und nicht aus Unkenntnis zum Streikbrecher wird. 

Eine solche Stellung bei Streiks und Aussperrungen dürfte 
aber auch viel eher zu empfehlen sein, als dass man das Ver- 
halten der Nachweisämter davon abhängig zu machen sucht, ob 
die Parteien bei einem ausgebrochenen Streik sich mit der von 
einem Schiedsgericht gefällten Entscheidung einverstanden er- 
klären oder nicht. Denn wenn auch ein Schiedsgericht wohl 
imstande ist, in gewissen Fällen sehr wertvolle Dienste zu leisten, 
so würde es doch in all den Fällen, wo es sich um Machtfragen 
handelt, vollständig versagen. Dasjenige aber, was diese Schieds- 
gerichte zu leisten imstande sind, würde vielleicht besser als 
durch besondere Institutionen durch eine entsprechende Organi- 
sation der Arbeitnachweisämter erreicht werden. Dem Leiter 
eines jeden Amts könnte nämlich eine beratende und beaufsich- 
tigende Kommission beigegeben werden, deren Mitglieder sich 
je zur Hälfte aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern zusammen- 
setzen sollten 2), eine Einrichtung, wie sie bei zahlreichen deutschen 
Arbeitnachweisämtem besteht, oder aus je einem Drittel aus 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Angehörigen liberaler Berufe, 
wie z. B. das American National Board of Arbitration, das 
während der letzten Jahre so erfolgreich in der Schlichtung von 
Streitigkeiten zwischen Kapital und Arbeit war. 

In den „Händen solcher Kommissionen sollte die Oberaufsicht 
über diese Ämter liegen, wodurch es möglich würde, die Prüfung 
von Zeugnissen und die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen 
Arbeitgebern und -nehmern in befriedigender Weise durchzuführen. 

Und wenn auch die Tätigkeit eines solchen Beirats keine 
allzu umfangreiche wäre, so würde er doch schon durch die 



*) Vergl. „Der Arbeitsmarkt" (herausg. v. Jastrow). Jahrg. 1 Ko. m. 
*) Damaschke: Aufgaben der Gemeindepolitik, S. 57 ff. — Calwer: 
a. a. 0., S. 27. 
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Tatsache seiner Existenz und seiner Zusammenstellung einen sehr 
segensreichen, moralischen Einfluss ausüben und den Arbeitnach- 
weisämtem dadurch den Charakter der Unparteilichkeit in viel 
höherem Grade verleihen, als dies durch irgend welche anderen 
Massnahmen erreicht werden könnte. 

Soviel über die Fragen, die sich angesichts der öffentlichen 
Arbeitnachweisämter in ihrer bisherigen Grcstalt erheben. 

Würden sie in der vorgeschlagenen Weise umgestaltet und 
ausgebaut werden, so dürften sie jedenfalls grössere Erfolge als 
zurzeit erzielen, wenn auch notwendigerweise ein nicht allzu 
kurzer Zeitraum verstreichen müsste, bis sie ganz allgemein be- 
nutzt würden. 

Der Frage, die sich nun hierbei aufdrängt, ob nicht Mittel 
und Wege gefunden werden könnten, durch welche die so ge- 
stalteten Arbeitnachweisämter schneller zu allgemeiner Benutzung 
gelangen könnten, ist aber von denen, die sich mit diesen Pro- 
blemen beschäftigen, vorläufig nur geringe Beachtung geschenkt 
worden. Von dem Wenigen, was hierüber gesagt worden ist, 
dürfte allein der, Vorschlag Erwähnung verdienen, demzufolge die 
Benutzung der Ämter von selten der Arbeitgeber gewissermassen 
indirekt erzwungen werden soll, indem nämlich diejenigen Unter- 
nehmer, welche die öffentlichen Arbeitnachweise nicht benutzen, 
bei der Vergebung von öffentlichen Arbeiten keine Berücksich- 
tigung zu finden hätten^). Wenn auch dieser Vorschlag durch- 
aus nicht unwichtig ist, so scheint er doch nicht weitgehend genug 
zu sein. Vielmehr dürften die Arbeitnachweisämter ihren Zweck 
bei weitem schneller erreichen, wenn sie in den Stand gesetzt 
würden, die Mehrzahl der Stellungen für Dienstboten, Tagelöhner, 
Schreiber und gelernte Arbeiter zu besetzen und zwar könnte 
dies dadurch erreicht werden, dass von den Behörden an Ver- 
mittlungsagenten keine Konzessionen für ein Bureau zur Ver- 
mittlung derartiger Stellen erteilt würde. 

Man könnte indessen noch weiter gehen, um diese Ämter 
möglichst bald in allgemeine Benutzung zu bringen und die 
Arbeitvermittlung so vollkommen als möglich zu gestalten da- 
durch, dass die zwangsweise Benutzung der öffentlichen Arbeit- 
nachweise seitens aller, die den obengenannten vier Klassen von 
Arbeitern angehören, eingeführt würde etwa in der Weise, dass 
alle Kontrakte zwischen den in Frage kommenden Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern in diesen Ämtern zu schliessen und zu lösen 
wären; die noch bestehenden Konzessionen der Vermittlung- 
agenturen, soweit sie sich mit der Besetzung von Stellen für 
Dienstboten, Tagelöhner, Schreiber und gelernte Arbeiter befassen, 
wären zurückzuziehen und ebenso hätten die Arbeitnachweise der 
Fachverbände von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ihre Tätig- 
keit einzustellen. Dagegen könnte man den Wohltätigkeitan- 



') Arbeitslosenunterstützung und Arbeitsnachweis (Bericht ilj3.w.) 8^279. 

Digitized by VjOOQIC 



— 59 — 

stalten erlauben, die Arbeityennittlung auch weiterhin zu be- 
treiben, da sieh dieselben ja vorzugsweise mit der Unterbringung 
entlassener Sträflinge zu beschäftigen pflegen; immerhin ist auch 
für sie ein Zusammenarbeiten mit den öffentlichen Nachweis- 
ämtem, soweit dies möglich ist, dringend zu empfehlen. 

Die den privaten Vermittlungagenturen durch die Kon- 
zessionentziehung erwachsenden Verluste müssten allerdings durch 
Leistung von Schadenersatz ausgeglichen werden. Den Masstab 
hierfür wurde die Prflftmg der Geschäftsbücher durch eine un- 
parteiische und speziell zu diesem Zwecke zu ernennende Kom- 
mission ergeben. 

Im Anschluss an die soeben gemachten Vorschläge kann nun 
auch die vorhin offen gelassenen Frage nach der zweckmässigsten 
Art der Gebührenerhebung beantwortet werden. Dem Gesagten 
zufolge dürfte es nämlich am passendsten erscheinen, die Ge- 
bühren zu dem Zeitpunkte zu erheben, an dem Stellungen frei 
werden, anstatt dass sie wie bisher dann bezahlt werden, wenn 
eine Stelle gesucht wird. Der Vorteil dieses Verfahrens besteht 
darin, dass Angestellte zurzeit, da sie eine Stelle verlassen, in 
der Eegel viel eher in der Lage sind, eine Grebühr zu zahlen, 
als dann, wenn sie infolge langer Arbeitlosigkeit ihren letzten 
Pfennig ausgegeben haben. 

Ein weiterer, allerdings indirekter Vorteil, der sich aus der 
Einführung des in Vorschlag gebrachten Systems ergeben dürfte, 
könnte darin gefunden werden, dass Arbeitgeber und hauptsäch- 
lich Dienstherrschaften bei der Entlassung ihrer Angestellten 
sich nicht mehr so sehr von ihren Launen leiten lassen werden, 
da ja die dann bei jeder Kündigung notwendige Anwesenheit auf 
dem Arbeitnachweisamt füi- sie recht unbequem wäre. Infolge- 
dessen würde jedenfalls auch die Zahl der jährlich gewechselten 
Stellungen geringer sein als heute. 

ZweifeUos würde mit der Durchführung der soeben gemachten 
Vorschläge der öffentlichen Arbeitvermittlung ein Tätigkeitfeld 
eröffiaet werden, auf dem sie der überwiegenden Mehrheit der 
arbeitenden Bevölkerung wertvolle Dienste zu leisten vermöchte. 
Indessen darf dabei auch nicht vergessen werden, dass der Weg, 
der mit der Einführung des Zwangsprinzips auf diesem Gebiete 
betreten würde, ein noch gänzlich unbekannter ist, auf dem also 
wohl manche erhebliche Schwierigkeit zu beseitigen sein wird. 
Namentlich hat man dabei nicht ausser acht zu lassen, dass die 
Erage der Arbeitvermittlung, die schon so wie so stets im Zu- 
sammenhang mit anderen Problemen zu betrachten ist, bei einer 
solchen Lösung notwendigerweise auch die anderer sozialpolitischer 
Fragen verlangt. Das gilt besonders in Bezug auf die Beschäf- 
tigung Arbeitloser und die Behandlung Arbeitscheuer; vor allem 
dürfte sich dann aber auch die Öffentlichkeit mit der Schlichtung 
von Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und -nehmern zu befassen 
haben. Wie in allen Fragen der Wirtschaft- und Sozialpolitik, 
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wird man deshalb auch in diesem Falle das gewünschte Ziel 
am ehesten nur dadurch erreichen, dass man langsam und 
unter Anlehnung an schon bestehende Institutionen vorwärts 
schreitet, statt dass man radikale Neuerungen einfahrt, aber deren 
praktischen Wert jede Erfahrung mangelt. Vielleicht wird es 
auch bei einer derartig fortschreitenden Entwicklung nicht zu 
erreichen sein, dass aller und jeder Stellenwechsel durch die 
öffentlichen Arbeitnachweise vermittelt wird, immerhin aber 
wird der Zweck der öffentlichen Arbeitvermittlung auch schon 
dann erfüllt sein, wenn sie die veralteten Vermittlungformen 
beseitigt und ttberflüssig macht und zu einem wahrhaft neutralen 
Markt der Ware Arbeitkraft wird. 
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Anhang I. 

Gesetze betreffend private Stellenvermittlung. 
I. Massachusetts. 

Gesetz, betreffend die Regelung der Stellenvermittlungsbureaus. 

(Akte von 1894, Kap. 180.) 

Sektion I. 

Der Inhaber eines Auskunftbureaus darf von einer Person, 
welche durch die Vermittlung desselben Arbeit sucht, keinen 
Geldbetrag empfangen oder annehmen, wenn nicht Beschäftigung 
der gewollten Art verschafft worden ist. 

Sektion 2. 

Wenn eine Person, welche durch die Vermittlung eines 
Bureaus Arbeit bekommt, innerhalb zehn Tagen vom Zeitpunkte 
des Eintritts in diese Arbeit von ihrem Arbeitgeber entlassen 
wird und diese Entlassung nicht durch die Ungeschicklichkeit, 
Unfähigkeit oder Weigerung dieser Person, die erforderliche 
Arbeit zu verrichten, oder durch einen anderen Fehler der be- 
diensteten Person begründet ist, so muss der Bureauinhaber dieser 
Person auf Verlangen fünf Sechstel der ihm vom Arbeitgeber 
für die Vermittlung bezahlten Summe vergüten. 

Sektion 3. 

Die städtischen Beamten, denen es obliegt, den Inhabern 
von solchen Bureaus die Konzession zu erteilen, sollen dieses 
Gesetz auf jeder solchen Konzessionurkunde abdrucken lassen. 
Sie sollen auch Kopien davon machen lassen und jedem Inhaber 
eines konzessionierten Stellenvermittlungbureaus einhändigen und 
zwar gedruckt auf Kartonpapier in Lettern von einer Grösse 
nicht kleiner als Ciceroschrift und jeder Konzessionär soU drei 
der besagten gedruckten Kopien in jedem von ihm zum Zwecke 
des Bureaus gehaltenen Baume recht sichtbar anbringen lassen. 
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Sektion 4. 



Wenn der Inhaber eines Stellenvermittlungbureaus irgend 
eine Bestimmung dieses Gesetzes übertritt, so soll seine Kon- 
zession ungiltig sein und soll er mit einer Geldstrafe von nicht 
weniger als 25 und nicht mehr als 50 Dollars für jede Über- 
tretung bestraft werden. 



IL New York. 

Gesetz von 1888. 
Kapitel 400. Vorschriften für Nachweisbureaus. 

Abschnitt I. 

(Verbessert durch Kapitel 830 des Gesetzes von 1891.) 

Vor und nach der Annahme dieses Gesetzes darf niemand 
ein Arbeitnachweisbureau, Vermittlunggeschäft oder irgend eine 
andere derartige Agentur in der Stadt New York betreiben, bei 
der Spesen erhoben werden ftir Eegistrierung oder zum Zwecke 
der Beschaffung oder für die Beihilfe zur Beschaflftmg von Stellen 
oder Beschäftigung irgend welcher Art oder für die Beschaffung 
von Arbeitkräften für irgend eine Person innerhalb oder ausser- 
halb der genannten Stadt, ohne sich vorher hierfür eine Kon- 
zession bei dem betreffenden Bürgermeister eingeholt zu haben, 
bei einer Strafe bis zu fünfzig Dollars für jeden einzelnen Über- 
tretungfall. Diese Strafe soll durch einen Polizeirichter ein- 
gehoben werden, wobei ihm das Recht zusteht, bei Zahlung- 
versäumnis die Person deswegen bis zu 30 Tagen in Haft zu 
nehmen. Solche Konzessionen sollen an Personen von anerkannt 
gutem Ruf ausgestellt werden, die der Behörde genügende Be- 
weise für ihre Zuverlässigkeit vorzulegen haben. Falls durch 
irgend eines dieser Arbeitnachweisbureaus oder Vermittlung- 
agenturen von irgend einer Person zum Zwecke der Beschaffung 
von Stellung oder Arbeit Spesen erhoben werden und es kann 
bewiesen werden, dass keine Stellung oder Arbeit erhalten 
werden konnte, oder dass an den angegebenen Plätzen keinerlei 
Vakanzen existierten, so soll der Inhaber einer solchen Agentur 
oder Bureaus verpflichtet sein, den Personen die Hin- und 
Rückfahrt zu ersetzen, und sollte der betreffende Vermittler sich 
weigern den Ersatz zu leisten, so soll der Bürgermeister berechtigt 
sein, ihm die Konzession zu entziehen. Jeder Inhaber solcher 
Vermittlungagenturen, Arbeitnachweisbureaus oder Geschäfte 
zur Erlangung von Stellung oder Arbeit ist hiermit verpflichtet, 
allen Personen, von denen er Spesen erhebt, eine Quittung aus- 
zustellen und dabei den Betrag sowohl als auch die Art der 
Beschäftigung, welche gesucht und die Adressen, zu welchen 
der Stellesuchende geschickt wird, anzugeben, und im Falle, dass 
der Stellesuchende die angegebene Stelle nicht ei^lten oder 
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annehmen kann, soll der Inhaber solcher Agenturen den vollen 
Betrag der erhobenen Spesen sofort an die betreffende Person 
zurückerstatten, und es soll als ein Vergehen seitens der Inhaber 
solcher Bureaus angesehen werden, wenn sie für irgend welche 
andere Zwecke als hierm vorgesehen ist, Geld annehmen oder 
erlauben solches anzunehmen, und ferner ist jeder Inhaber solcher 
Agenturen verpflichtet, dem Arbeitgeber zu garantieren, dass er 
ihm während der Zeit von wenigstens einem Monat die gewiinschte 
Arbeitkraft zu verschaffen oder im Falle des Misserfolgs den 
vollen Betrag der gezahlten Spesen zurückzuerstatten. 

Abschnitt II. 

Jede Person, welche in der Stadt New York ein Arbeit- 
nachweisbureau, Vermittlungagentur oder irgend ein Greschäft 
zwecks Stellenvermittlung betreibt, muss auf der Rückseite einer 
jeden Quittung die für verlangte Spesen zur Beschaffung einer 
Stellung auszustellen ist, einen Abdruck des ersten Abschnitts 
dieses Gesetzes deutlich lesbar drucken lassen, und die Nicht- 
beachtung dieser Vorschrift soll als genügende Ursache gelten, 
um die Entziehung der Konzession bei solchen Personen zu be- 
gründen, die sich dieses Vergehens schuldig machen. 

Abschnitt in. 
Der Bürgermeister kann von allen konzessionierten Personen 
oder solchen, welche um die Konzessionierung nachsuchen, zum 
Zwecke der getreulichen Beachtung der Vorschriften eine Bürg- 
schaft verlangen unter Beibringung guter und genügender Bürgen» 

Abschnitt lY. 
Jede Konzession muss die Bezeichnung des Hauses enthalten, 
in welchem der Konzessionierte sein Geschäft betreibt und ebenso 
die Nunmier der Konzession, und sie soll bis zum ersten Dienstag 
des Monats Mai in Kraft bleiben, welcher dem Tage der Aus- 
fertigung folgt und nicht länger, ganz abgesehen davon, dass 
sie nicht schon vorher durch den Bürgermeister zurückgezogen 
wurde. 

IIL Brooklyn. 

Für Brooklyn wurden im Jahre 1891 die gleichlautenden 
Vorschriften in Bezug auf Stellenvermittlimgbureaus u. s. w., wie 
für New York erlassen unter Hinzufügung des folgenden Para-^ 
graphen: 

Abschnitt V. 

Jede Person, die auf Grund dieses Gesetzes eine Konzession 
erhalten hat, soll an den Bürgermeister die Summe von 25 Dollars 
für die Stadtkasse von Brooklyn bezahlen und für die Erneuerung: 
einer solchen Konzession die gleiche Summe. 
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IV. Missouri. 

Kapitel 47, Art. 3. Sektion 3583 der 1889 revidierten Statuten 
betreffend die Arbeitvermittlung. 

Jede Person, welche erklären oder versprechen oder durch 
die öffentliche Presse oder brieflich ankündigen sollte, Personen 
Beschäftigung oder Stellen zu verschaffen, und in Folge einer 
solchen Vereinbarung, Ankündigung oder Zusage Geld, Sachen 
oder was immer für Wertgegenstände annähme und der es nicht 
gelänge, den betreffenden Personen io der festgesetzten Zeit oder, 
wenn keine Zeit ausgemacht wäre, nach Ablauf einer angemesse- 
nen Frist eine annehmbare Stelle oder Arbeit zu verschaffen und 
es unterliesse oder verweigerte, die erhaltenen Gelder, Sachen 
oder Wertgegenstände zurückzugeben, wenn diese von den 
betreffenden Personen verlangt werden, soll einer Übertretung 
schuldig sein. 

V. Colorado. 

Gesetz betreffend die Eegelung des Geschäftbetriebs der Dienst- 
und Stellenvermittlungbureaus und Aufhebung aller hiermit un- 
vereinbarlichen Gesetze oder Teile von solchen. 

Sektion L 

Mit und nach Annahme dieses Gesetzes ist es niemanden 
gestattet, in irgend einer Stadt oder sonstigen Gemeinde, sei sie 
nach einem speziellen Statut oder nach gemeinem Eechte konstitu- 
iert, oder anderswo innerhalb der Grenzen des Staats Colorado 
zum Zwecke der Vermittlung oder Erlangung von Arbeit, Dienst 
oder Beschäftigung für Personen, die solche suchen, gegen Geld 
oder anderweitige Entlohnung, ob direkt oder indirekt ein Dienst- 
oder Stellenvermittlungbureau zu eröffnen oder zu errichten, sich 
in anderer Weise an einem solchen Unternehmen zu beteiligen 
oder irgendwie als Agent zwischen Dienstgebem und arbeit- 
suchenden Personen aufzutreten, ohne vorher von der Stadt- oder 
sonstigen Gemeinde, wo ein solches Stellen- oder Dienstvermitt- 
lungbureau eröffnet oder eine solche Tätigkeit ausgeübt werden 
soll, eine Lizenz hierzu erwirkt zu haben. Wer einer Über- 
tretung der Bestimmungen dieser Sektion überführt wird, soll 
mit einer Geldstrafe bis zu hundert (100) Dollars bestraft werden. 

Sektion 2. 
Jede Stadt oder sonstige Gemeinde in diesem Staate soll 
auf dem Verordnungwege für die Erteilung von Lizenzen im 
Sinne dieses Gesetzes Vorkehrung und solche Verfügungen und 
Anordnungen treffen, die für den Betrieb der Agenturen oder 
Geschäfte, für welche solche Lizenzen ausgegeben werden sollen, 
nicht schon in diesem Gesetze vorgesehen worden sind. 
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Sektion 3. 



Personen, die eine Lizenz im Sinne dieses Gesetzes anstreben, 
liaben sich wegen derselben durch den städtischen oder G^meinde- 
beamten an den Gemeinderat oder an die Gemeindeverwaltung 
za wenden und bei der städtischen oder Gemeindekasse eine 
jährliche Gebühr für eine solche Lizenz im voraus zu erlegen, 
und es ist dieser Erlag durch die auf besagtem Gesuche indos- 
sierte Empfangbestätigung des städtischen Kassenbeamten zu 
bescheinigen. Wenn der Gemeinderat oder die Gemeindeverwal- 
tung die Erteilung einer solchen Lizenz an die Parteien, welche 
darum ansuchen, verweigert, ist ihnen die bei der städtischen 
•oder Gemeindekasse hinterlegte Summe ohne irgend eine weitere 
Intervention des Gemeinderates oder der Gemeindeverwaltung 
auszufolgen. 

Sektion 4. 

Personen^ die eine Lizenz im Sinne dieses Gesetzes besitzen, 

liaben eine jährliche Lizenzgebühr von nicht mehr als hundert 

.<100) Dollars im voraus zu entrichten und müssen, bevor die 

Ldzenz erteilt wird, bei der städtischen oder Gemeindekasse einen 

Schuldschein auf ein Pönale im Betrag von zweitausend (2000) 

Dollars mit zwei oder mehreren Bürgschaften deponieren, welche 

<ler Zustimmung der hierzu bestellten Beamten unterliegen. Der 

Schuldschein muss an die Stadt oder Gemeinde zahlbar sein, in 

4er das Geschäft betrieben wird, und die Bedingung enthalten, 

dass die um die Lizenz sich bewerbende Person, Gesellschaft 

oder Körperschaft sich diesem Gesetze unterwerfen und alle einer 

Person infolge eiuer unrichtigen Angabe oder Darstellung, eines 

Betrugs oder einer Irreführung seitens der Geschäftsinhaber, ihrer 

jigenten oder Bediensteten beim Betriebe dieser Geschäfte, für 

welche sie die Lizenz erhalten hatten, entstandenen Schäden 

ersetzen werden. Sobald nach Meinung des Bürgermeisters und 

des städtischen oder Gemeindekassenbeamten irgend eine oder 

itlle Bürgschaften ungenügend geworden sind, muss die eine solche 

Lizenz besitzende Person nach vorhergehender diesbezüglicher 

Mitteilung der städtischen Kasse einen neuen Schuldschein, der, 

wie früher bestimmt, zu genehmigen ist, ausstellen. 

Wird dieser neue Schuldschein innerhalb 10 Tagen nach 
erfolgter Aufforderung nicht beigebracht, so soll dies die Wirkung 
eines Widerrufs der Lizenz haben, und es ist dieselbe dem 
^städtischen Kassenbeamten sofort zurückzustellen, der sie ver- 
nichten soU. Lizenzen, die nach diesem Gesetze verliehen worden 
^ind, können zufolge Verfügungen des Gemeinderates oder der 
Gemeindeverwaltung übertragen werden; aber bevor eine solche 
Übertragung zu genehmigen ist, muss derjenige, welcher um diese 
Übertragung einkommt, bei dem Kassenbeamten der Stadt oder 
^ememde die Summe von fünf (5) Dollars hinterlegen, was auf 
4em Gesuche zu indossieren ist; die Personen ah die eine solche 

Warner, Arbeitnachweisämter in Nordamerika. 5 ^-^ j 
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Idzenz übertragen wird, hat gleiclifalls einen Schuldschein nach 
Massgabe der für den Bewerber um eine Originallizenz hiermit 
festgesetzten Bestimmungen zu deponieren, welche in der gleichen 
Weise zu genehmigen ist. 

Sektion 5. 
Nach Bewilligung einer Lizenz im Sinne dieses Gesetzes, 
seitens des Gemeinderats oder der Gemeindeverwaltung soll der 
Stadt- oder Gemeindekassenbeamte innerhalb einer Woche nach 
Entrichtung der Idzenzgebflhr der berechtigten Partei ein Zerti- 
fikat ausstellen, welches die Tatsache bescheinigt, dass eine solche 
Lizenz bewilligt worden ist, und es sind alle Personen, die ein 
solches Zerti&at erlangen, verpflichtet, dasselbe an einer ins. 
Auge fallenden Stelle in ihrem Bureau oder Geschäftraume all- 
gemein sichtbar anzubringen. Jede Person, die für eine Dienst-^ 
Vermittlung eine Gebühr zahlt, soll darüber eine Bestätigung 
erhalten, welche in klaren Ausdrücken die Vereinbarung zwischen 
dem Stellen- oder Dienstvermittler oder Mäkler und der eine 
solche Gebühr zahlenden Person zu enthalten hat. Werden die Be-^ 
düigungen dieser Vereinbarung nicht erfällt, so muss die besagte 
Gebühr sofort der Person, welche sie zahlte, zurückgestellt werden. 

Sektion 6. 
Es ist jeder Person oder deren Agenten, Geschäftsreisenden 
oder Angestellten, ob sie hierfür enüohnt werden oder nicht 
(sofern sie an dem Geschäft eines Dienst- oder Stellenvermittlers^ 
oder Mäklers beteiligt sind) gesetzlich erlaubt, von jeder Person, 
die um Arbeit als Tagelöhner, Gewerbegehilfe, Handwerker oder 
Dienstbote ansucht, eine Gebühr für ihre Vermittlungdienste zu 
verlangen, die bei männlichen Individuen höchstens fünf Prozent 
vom Monatslohne und Werte der Verpflegung während eines 
Monats, bei weiblichen Personen höchstens drei Prozent vom 
Lohne und der Verpflegung während eines Monats betragen darf. 
Die durch diese Sektion festgesetzten Beschränkungen sollen auf 
solche Personen oder Unternehmungen keine Anwendung finden, 
die sich mit der Vermittlung von Arbeit an andere, als die oben 
besonders bezeichneten Klassen von Personen beschäftigen. 

Sektion 7. 
Personen, welche ein solches Stellen- oder Dienstvermittlung- 
geschäft, wie erwähnt, betreiben und die eine weibliche Person 
an einen Dienstplatz von üblem Ruf, in ein Haus von übler 
Reputation oder Bestimmung, oder in ein Belustigunghaus oder 
an einen Belustigungort weisen, welche unsittlichen Zwecke» 
dienen, können verhaftet, mit einer Geldstrafe von mindestens 
hundert (100) Dollars belegt und so lange in Haft gehalten 
werden, bis diese Geldstrafe bezahlt ist. Wenn sie dieser Über- 
tretung von irgend einem Gerichtshofe schuldig erkannt worden, 
nd, ist ihnen ihre Lizenz zu entziehen. 
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Sektion 8. 

Jede Person, die eine Arbeitperson, ob männlich oder weib- 
lich, ohne vorher einen geschriebenen bona-fide- Auftrag nebst 
den geeigneten Referenzen zweier verantwortlicher Personen 
empfangen za haben, auf einen Dienstplatz sendet, soll denselben 
Strafsätzen, wie in Sektion 7 dieses Gesetzes vorgesehen, unter- 
worfen sein. 

Sektion 9, 

Jede Person, die ein oben bezeichnetes Stellen- oder Dienst- 
vermittlungbureau betreibt und eine Arbeitperson an Unter- 
nehmer oder andere Arbeitgeber senden sollte und die Vermitt- 
lunggebflhren mit Subunternehmern und Arbeitgebern oder mit 
deren Werkmeister oder mit irgend einem anderen ihrer Ange- 
stellten teilen würde, soll, wenn sie dieser Übertretung vor irgend 
einem Gerichtshöfe überfuhrt wird, ihrer Lizenz sofort verlustig 
sein und mit einer Geldstrafe von mindestens hundert (100) 
DoUai's bestraft werden. 

Sektion 10, 
Jede nach diesem Gesetz richtig lizenzierte Person, Gesell- 
schaft oder Körperschaft soll in ein zu diesem Zwecke gehaltenes 
Register jeden Auftrag eintragen, den sie von einer Körperschaft, 
Gesellschaft oder Person erhalten hat, welche den Dienst von 
Stellung- oder arbeitsuchenden Personen wünscht, ebenso ist 
einzutragen der Name und die Adresse der Körperschaft, Gesell- 
schaft oder Person, von der ein solcher Auftrag erhalten wurde, 
die Anzahl der benötigten Personen, die Natur der Arbeit oder 
Verwendung, die Stadt, die Strasse und eventuell die Nummer 
des Hauses, wo die Arbeit oder Verwendung stattfinden soll, 
femer der zu zahlende Lohn und ein richtiges Verzeichnis der 
Namen aller der Personen, die dorthin geschickt worden sind, 
sowie der Zeitpunkt, an welchem diese Personen behufs Erlangung 
von Arbeit oder Verwendung auf einen solchen Auftrag hin ge- 
schickt wurden. Kein Auftrag für Arbeitkräfte gilt als bona fide 
entgegengenommen, wenn er nicht in das hier vorgesehene Re- 
gister eingetragen ist. Es sollen auch in besagtes Register die 
Namen aller Petenten eingetragen werden, die eine Gebühr zum 
Zwecke der Registrierung ihrer Namen in der Absicht erlegen, 
Arbeit oder Beschäftigung zu bekommen, wie auch die Natur 
der gewünschten Arbeit oder Beschäftigung. Besagtes Register 
soll zu jeder angemessenen Stunde dem Einblick jedes Zivil- 
beamten irgend einer Gemeinde dieses Staates offen stehen. 

Sektion 11, 
Wenn irgend jemand oder dessen Agent oder Bediensteter 
in einem nach diesem Gesetze rechtsgiltig lizenzierten Dienst- 
oder Stellenvermittlunggeschäfte eine falsche Auskunft erteilen 
oder eine falsche Angabe machen oder ein falsches Versprechen 
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betreffs Arbeit, Verwendung oder Beschäftigung geben oder es 
unterlassen sollte, jenes Kegister, wie in der vorhergehenden 
Sektion dieses Gesetzes beschneben, zu fuhren, oder geflissentlich 
falsche Eintragungen in dieses Eegister machen oder irgend^ eine 
Verfügung dieses Gesetzes übertreten sollte, für welche Über- 
tretung bisher in diesem Gesetze keine Strafe festgesetzt wurde, 
so ist er, wenn dessen überwiesen, mit einer Geldstrafe bis zu 
zweihundert (200) Dollars zu bestrafen und es soll die Lizenz, 
auf Grund welcher diesen Personen Stellenvermittlunggeschäfte 
zu führen gestattet war, für immer verwirkt sein. 

Sektion 12. 

Alle bei einem Gericht gegen einen Dienst- oder Stellen- 
vermittlungagenten erhobenen Klagen und Ansprüche können im 
Namen der geschädigten Partei auf die bei der städtischen oder 
Gemeindekasse von dem Agenten nach den Bestimmungen der 
Sektion 4 deponierte Kaution eingebracht und wie andere Schaden- 
ersatzansprüche in Zivilklagen übertragen werden; dabei soll der 
Betrag des vom Kläger beanspruchten Schadenersatzes, nicht die 
Pönalsumme, auf welche die Kaution lautet, die Richtschnur für 
den Ausspruch des Gerichtshofs bilden, bei welchem die Klage 
eingereicht wurde. 

Sektion 13. 

Keine Anordnung dieses Gesetzes darf so ausgelegt werden, 
als wäre von einem religiösen oder wohltätigen Verein, welcher 
dienst- oder stellungsuchenden Personen solche verschafft, eine 
den Verfügungen dieses Gesetzes entsprechende Lizenz zu fordern, 
sofern ein solcher Verein nur keine wie immer geartete Bezahlung 
für seine Dienste in Form von Gebühren empfangt. 

Sektion 14. 

Alle Gesetze, ob allgemein oder speziell, die mit den Ver- 
fügungen dieses Gesetzes nicht übereinstimmen, sind hiermit 
aufgehoben. 

Sektion 15. 

Da nach Anschauung des Hepräsentantenhauses eine Dring« 
lichkeit vorliegt, soll dieses Gesetz Wirksamkeit haben und mit 
dem Augenblicke seiner Annahme in Kraft treten. 

Angenommen am 6. April 1891. 

Amendiert im April 1893. 
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VI- New Jersey. 

Gesetze yon 1893. 
Kapitel 41. Eegelung der Stellenvermittlungbiireaas, 

Sektion 1. 

Der Gemeinderat oder gesetzgebende Körper in jeder Stadt 
dieses Staats sei und ist hierdureh berechtigt und ermächtigt, 
Anordnungen, Gesetze und Regulative zur Konzessionerteilung 
an Inhaber von Stellenvermittlung- und Auskunftbureaus zu 
erlassen, aufzustellen, zu veröffentiichen, veräudem, verbessern 
und zuräckzunehmen; desgleichen zur Festsetzung der zulässigen 
Gebährenraten, der Forderung von Schuldscheinen (bonds) für die 
betreffende Stadt behufs getreulicher Ausfahrung der Forderungen 
und Anordnungen der diesbezüglichen Gesetze, Anordnungen und 
Regulative der betreffenden Stadt; femer zur Untersagung des 
Betriebs eines solchen Vermittlung- oder Auskunftbureaus ohne 
Konzession und schliesslich zur Durchflihrung einer geeigneten 
Inspektion und Oberaufsicht besagter Geschäfte oder Bureaus. 



Yll, Louisiana. 

No. 58. Gesetz, betreffend die Regelung der Arbeitvermittelung etc. 

Sektion 1. 
Von und nach dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
soll niemand irgend ein Dienstvermittlunggeschäft oder Stellen- 
vermittlungbureau betreiben, halten oder fähren, ohne zuvor von 
dem Bürgermeister der Stadt oder des Orts, worin besagtes Ge- 
schäft oder Bm^eau errichtet werden soll, die schriftliche Erlaub- 
nis dazu erlangt zu haben. 

Sektion 2, 
Ehe irgendwelche Person oder Personen die Befugnis er- 
langen, irgend ein Dienstvermittlunggeschäft oder Stellenver- 
mittlungbureau innerhalb des Gerichtsbezirks besagter Stadt oder 
besagten Orts zu eröflftien, betreiben oder zu fähren, muss die 
Person einen Schuldschein (bond) mit guten und solventen Bürgen 
zu gunsten des Bürgermeisters genannter Stadt oder genannten 
Orts in der vollen Summe und Höhe von fünftausend Dollars 
(# 5000) ausstellen, worin sie sich verpflichtet, die Zwecke, zu 
welchen besagtes Geschäft errichtet werden soll, treulich und 
gut auszuführen und für alle solche Schäden, die durch sie als 
Arbeitvermittlungagent oder Inhaber besagten Stellenvermitt- 
lungbureaus verursacht werden, aufkommen will; und dass jeder, 
der von besagtem Agenten durch eine zur Förderung besagten 
Geschäfts getane Handlung oder durch Betrug oder falsche Vor- 
spiegelung besagten Agenten oder Inhabers beeinträchtigt^ oder 

^ vnoogle 
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geschädigt worden ist, das Eecht haben soll, bei jedem kom- 
petenten Gerichtshof auf Sehadenersatz zu klagen. 

Sektion 3. 
Jedermann, der die Bestimmungen dieses Gesetzes übertritt, 
soll einer Geldstrafe von fanftindzwanzig Dollars for jede tJber- 
tretung oder Haft von nicht über dreissig Tagen oder beides, 
nach Gutdünken des Gerichtshofe, in dessen G^richtsbezirk die 
Übertretung geschah, unterworfen sein. 



VIII. Minnesota. 

Kapitel 10. Regelung der Arbeitvermittlungbureaus. 

Sektion 1455, 

Es ist unzulässig, ein Stellenvermittlungbureau oder Ge- 
schäft behufs Arbeitnachweis an andere zu betreiben und für das 
Mieten der Arbeitkräfte Bezahlung zu nehmen, wenn nicht zu- 
vor zur Ausübung dieses Geschäfts eine Konzession erworben 
worden ist, wie später hierin verordnet wird. Jeder, der solch 
ein Geschäft ohne Konzession betreibt, ist eines Vergehens 
schuldig und soll nach Überfährung desselben mit einer Geld- 
strafe nicht höher als einhundert Dollars oder mit Haft im 
Staatsgefängnis nicht über 90 Tage, oder mit beidem bestraft 
werden. 

Sektion 1456, 

Jeder, der solch ein Geschäft betreiben will, kann sich be- 
hufs Erlangung einer Konzession an die Stadtbehörde wenden, 
wenn besagtes Geschäft in einer Stadt betrieben werden soll, 
oder wenn in einem Dorfe, an den Gemeinderat, oder wenn auf 
dem Lande^ an den Kommissar des Bezirks, in welchem das 
Geschäft errichtet werden soll. Nach Entrichtung der Summe 
von hundert Dollars an die betreffende Stadt-, Gemeinde- oder 
Bezirkskasse und nach Hinterlegung eines Schuldscheins auf das 
Strafgeld von zehntausend Dollars mit genügender Bürgschaft, 
die der Zustimmung der betreffenden Stadt-, Land- oder Bezirk- 
beamten unterliegen, soll diese Konzession erteilt werden. 

Sektion 1457, 
Der Schuldschein soll auf den Staat Minnesota lauten und 
soll die Bedingung enthalten, dass jeder Schaden, den eine arbeit- 
suchende Person von dem Schuldner (obligor) durch irgendwelche 
unbefugte Handlung, durch Betrug oder unrichtige Darstellung 
seitens betreffenden Vermittlers erleidet, von demselben ersetzt 
werden muss. Der Schuldschein soll, nach Begutachtung des 
Gemeinderats, der Gemeindeverwaltung oder Bezirkskommission, 
dem Stadtschreiber des betreffenden Platzes zur Durchsicht vor- 
gelegt werden. Es ist zulässig, dass jemand, der cüe Konzession 
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-erlangt und den Schuldschein, wie oben bestimmt ist, hinterlegt 
hat, besagtes Greschäft an irgend welchem Teil des Staats fort- 
treibt, während er an dem Ort, auf welchen die Konzession aus- 
^stellt ist, wohnen bleibt und das Q^schäft dort fortbesteht. 

Sektion 1458 

(verbessert durch Eipitel 74, Akte von 1895). 

Jeder Person, die von einem konzessionierten Vermittler, wie 
vorhin gesagt, gemietet oder engagiert wird, für andere zu ar- 
beiten, soll ein im Duplikat geschriebenes Exemplar über die 
Bedingungen solcher Miete oder solchen Engagements, Betrag 
des Lohns oder Gtehalts, Art des zu verrichtenden Dienstes, Länge 
der Zeit eines solchen Dienstes, mit vollem Namen und voller 
Adresse der Person oder Personen, Firma oder Korporation, die 
zur Miete einer solchen Person den Auftrag gegeben hat, aus- 
gestellt werden, wovon eines der erwähnten Exemplare der Person 
oder den Personen, der Firma oder Körperschaft, für welche die 
beziehentliche Arbeit auszuführen ist, eingehändigt werden, und 
das andere von der, wie oben gesagt, gemieteten Person zurück- 
behalten werden soll. Jede von einem konzessionierten Vermittler, 
wie oben gesagt, zur Arbeit für andere gemietete oder engagierte 
Person hat Klagerecht auf obigen Schuldschein und kann in 
solcher Klage gegen Kapital und Bürgen den vollen Betrag seines 
auf Grund unbefugter Handlung, Betrugs oder falscher Dar- 
stellungen erlittenen Schadens samt den Klagekosten zurück- 
erstattet bekommen, wenn es solcher Person nicht gelungen war, 
auf Grund unbefugter Handlung, Betrugs oder unrichtiger Dar- 
stellung seitens eines solchen Vermittlers, eine den Bedingungen 
solchen Mietkontrakts entsprechende Stellung zu erlangen. 



IX. Maine. 

Kapitel 35. Vermittlungbureaus. 

(InteUigence-Offices.) 

Sektion 6 
(verbessert durch Kapitel 156, Akte von 1895). 
Die Stadtbeamten jeder Stadt dürfen für jedesmalige Zahlung 
eines Dollars Konzessionen an geeignete Personen für die Dauer 
eines Jahres, wenn sie nicht früher rückgängig gemacht werden 
auf Grund von Kündigung oder triftiger Anlässe, gewähren zur 
Betreibung von Geschäften behufs Arbeitvermittlung an Haus- 
diener, dienende Personen oder Arbeiter, Seeleute ausgenommen; 
oder behufs Auskunfterteilung darüber, oder behufs Betreibung 
der gebräuchlichen Arbeitvermittlunggeschäfte. Wer solch ein 
Bureau ohne Konzession betreibt, hat für jeden Tag, den dies 
geschieht, Strafe von höchstens fünMg Dollars zu bezahlen. Der 
Inhaber eines Stellenvermittlungbureaus soll keine Geldsumme 
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von einer durch die Vermittiung eines solchen Nachweisbureaus 
arbeitsuchenden Person beanspruchen, ehe er ihr die gesuchte 
Beschäftigung tatsächlich verschafft hat. Der Inhaber eines kon- 
zessionierten Stellenvermittlungbureaus soll zwei Abschriften 
dieses Gesetzes in genügend grossen Lettern, so dass es deutlich 
und leicht lesbar ist, drucken lassen und in jedem, zu solchen 
Vermittlunggeschäften benutzten Raum an einem ins Auge 
fallenden Platz aufhängen lassen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Verordnungen dieses Gesetzes 
haben die Entziehung der Konzession zufolge und ein Strafgeld 
von nicht über zwanzig Dollars für jede Übertretung. 



X. Pennsylvania. 

Pagina 1062. Stellenvermittlungbureaus. 

Sektion 1. 
Es ist gesetzwidrig, dass irgendwelche Person oder Personen 
ein Auskunft- oder Stellenvermittlungbureau eröfläien oder er- 
richten, um fär Geld oder andere Gegenleistungen irgendwelche 
Arbeit, Anstellung oder Beschäftigung für dergleichen suchende 
Personen zu verschaffen oder zu erlangen, oder sieh anderweitig 
mit der Angelegenheit, Arbeit für andere zu besorgen, zu be- 
fassen, ohne zuvor vom Kassenbeamten der Stadt, in der be- 
treffendes Bureau gelegen ist oder betrieben wird, eine Kon- 
zession dazu erlangt zu haben und dem Kassenbeamten besagter 
Stadt, in der betreffendes Geschäft gelegen ist oder betreffendes 
Bureau betrieben wird, die weiter unten spezifizierte Geldsumme 
entrichtet zu haben. 

Sektion 2, 
Jede Person, die um eioe Konzession auf Grund dieses Ge- 
setzes nachsucht, soll an den städtischen Kassenbeamten, wie 
oben gesagt, eine jährliche Konzessiongebühr von fünfzig Dollars 
entrichten und nach Bezahlung besagter Geldsumme soU sie be- 
rechtigt sein, ein von dem besagten Stadtkassierer unterzeichnetes 
Zertifikat zu empfangen, das die Entrichtung der Konzession- 
gebühr bestätigt und worin dem Bewerber die Konzession zum 
Betrieb des Geschäfts eines Stellenvermittlers während des Zeit- 
raums von einem Jahr vom Datum des besagten Zertifikats an 
erteilt wird. Besagte Konzessiongebühr ist am ersten Juni jedes 
Jahrs an den betreffenden Stadtkassierer zu entrichten. Auch 
ist jede Person, die ein solches Zertifikat oder eine solche Kon- 
zession erhält, verpflichtet, besagtes Zertifikat oder besagte 
Konzession öffentlich in dem von ihm zur Ausführung besagter 
Geschäfte benutzten Baum mit einer gedruckten Taxe der Ge- 
bühren, die sie für ihre Dienstleistung verlangt, auszuhängen. 
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Sektion 3. 



Jedermann, der nicht, wie oben gesagt, konzessioniert ist 
und das Geschäft eines Stellenvermittlers betreibt oder in irgend 
welcher Weise als Mäkler zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer tätig ist und Qeli oder sonstige Gegenleistungen für 
solche Dienste nimmt oder jeder, der konzessioniert ist und sich 
weigert, sein Zertifikat oder seine Konzession vorzuzeigen, soll 
einer Übertretung schuldig erachtet werden und dafür zu einer 
Geldstrafe, nicht über einhundert Dollars, nach Gutdünken des 
Gerichtshofs verurteilt werden. 

Sektion 4, 

Jedermann, der ein Stellenvermittlungbureau betreibt und 
die Konzession, wie hierdurch gesetzlich bestimmt ist, besitzt und 
einer Person, die seine Dienste behufs Erlangung irgendwelcher 
Arbeit oder Stellung beansprucht, falsche Auskunft gibt oder 
falsche Versprechen betreffs irgend welcher Arbeit oder Stellung 
macht oder der eine grössere Summe, als in dem besagten Tarif 
angegeben ist, für seine Dienste verlangt, soll eines Vergehens 
schuldig erklärt werden und nach Überführung desselben seiner 
Konzession verlustig gehen und eine Geldstrafe, nicht mehr als 
zweihundert Dollars, bezahlen, sowie einer Haft im Bezirks- 
gefangnis von nicht länger als zwölf Monaten unterworfen sein, 
oder beides, oder eins von beiden, je nach Dafürhalten des Ge- 
richtshofs. 



XI. Rhode Island. 

Kapitel 40. Auskunftbureau. 

Sektion 18. 

Stadtbehörden dürfen Konzessionen erteilen an geeignete 
Personen als Inhaber von Auskunftbureaus zum Zweck, Dienst- 
leuten oder andern Arbeitern, Seeleute ausgenommen, Stellen 
zu verschaffen oder Auskunft über solche zu geben, oder um für 
oder an Arbeitgeber Auskunft betreffs solcher Personen zu geben 
oder zu verschaffen, oder behufs Versorgung oder Auskunfter- 
teilung Geschäftstellungen betreffend; und dürfen die für solche 
Konzessionen zu bezahlende Gebühr festsetzen; auch dürfen sie 
solche Konzessionen nach Belieben zurückziehen. Und wer ein 
Auskunftbureau zu den obenerwähnten Zwecken errichtet oder 
betreibt, ohne die Konzession dazu zu haben, soll mit einer Geld- 
strafe von zehn Dollars für jeden Tag, den er eiu solches Ge- 
schäft so betreibt, belegt werden. 
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XII. Illinois. 

Sektion 10, 

Keine Person, Gresellsehaft oder Körperschaft in den in 
Sektion 1 dieses Gesetzes ^) bezeichneten Städten darf ein Privat- 
stellenvermittlungbureau eröffnen, betreiben oder halten, ohne 
zuvor eine Konzession vom Staatssekretär erlangt zu haben. 
Besagte Konzession soll zweihundert Dollars jährlich kosten; 
ausserdem soll zur getreulichen Ausfuhrung der Pflichten eines 
Privatstellenvermittlers von demselben ein Schuldschein (bond) 
auf die Strafsumme von eintausend Dollars für das Volk des 
Staats Illinois verlangt werden. Kein solcher Privatagent darf 
auf ein Aushängeschild, Fenster oder in Zeitungsbekanntmachungen 
einen ähnlichen Namen wie „Freies öffentliches Arbeitnachweisamt 
des Staats Illinois" drucken, veröffentlichen oder anbringen. Gegen 
jede Person, Gesellschaft oder Körperschaft, die den Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder eines Teils desselben zuwiderhandelt, soll 
Anklage erhoben werden und im Fall der Verurteilung mit einer 
Geldstrafe von nicht weniger als fünfzig und nicht mehr als ein- 
hundert Dollars belegt werden. 



XIII. Wisconsin. 

Gesetz von 1899. 
Kapitel 213. Regelung der Stellenvermittlung- und Auskunft- 
bureaus und Ämter. 

Sektion 1, Konzession; Strafgelder. 

Es darf niemand ein Arbeitnachweisamt oder Auskunftbureau 
oder eine Agentur zu dem Zwecke, Arbeiter für andere zu en- 
gagieren und sich hierfür bezahlen zu lassen, errichten, ohne zu- 
vor eine Konzession, wie hierin später bestimmt wird, erlangt 
zu haben. Jede Person oder Mehrzahl von Personen, die inner- 
halb dieses Staats ein Bureau oder eine Anstalt errichten, sei es 
behufs Stellen- oder Arbeitvermittlung für Arbeiter irgendwelcher 
Art, um dergleichen Arbeitern über solche Stellungen und Arbeit- 
gelegenheit Auskunft zu geben oder zu verschaffen, oder Arbeit- 
gebern in Bezug auf stellesuchende Arbeiter Auskunft zu geben, 
soll als Inhaber eines Arbeitnachweis- oder Auskunftbureaus, 
Amts oder Agentur gelten. Gegen jede Person, die solche Ge- 
schäfte ohne Konzession betreibt, soll Anklage erhoben werden 
und nach Überfuhrung soll sie zu einer Geldstrafe bis zu ein- 
hundert Dollars oder zu Haft im Bezirksgefängnis bis zu 90 Tagen, 
oder zu beidem, verurtßilt werden. 



^) Vergl. A. n. Q-esetz von Illinois. 
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Sektion 2. Erlangong der Konzession. 

Jede Person, die ein solches Geschäft betreiben will, muss 
sieh behufs Erlangong einer Konzession an den Magistrat wenden, 
wenn das Bureau in einer Stadt, oder an den Gemeindevorstand, 
wenn es in einem Dorf, oder an den Bezirksausschuss, wenn es 
auf dem platten Lande errichtet werden soll, und muss an das 
Schatzamt der Stadt, des Dorfs oder Landbezirks die Summe von 
zehn Dollars bezahlen, und nach Ausstellung und Einhändigung 
eines „Bond" auf die Strafsumme von eintausend Dollars mit 
sicheren Bulben, oder an deren Stelle einer Sicherheiturkunde 
über eintausend Dollars an den betreffenden Magistrat, Gemeinde- 
vorstand, Bezirksausschuss, die von diesen Behörden geprüft 
werden muss, soll die Konzession erteUt werden. Jede Kon- 
zession soll das Haus, worin die konzessionierte Person ihr Ge- 
schäft betreiben will, bezeichnen, mit Angabe der Strasse und 
Hausnummer, sowie mit Angabe des Datums vom 1. Mai, das 
der Konzession folgt, allerdings mit der Bedingung, dass die 
ebengenannte Konzession für keine längere Zeit Giltigkeit hat, 
als ftr ein Jahr vom 1. Mai an gereclmet oder einen Teil des- 
selben; keine derart erteüte Konzession soll auf irgend eine 
Person oder Mehrzahl von Personen übertragbar sein oder einer 
anderen Person als der auf der Konzession genannten zugute 
kommen. 

Sektion 3, Bonds. 

Die Bonds sollen auf den Staat Wisconsin lauten und sollen 
die Bedingungen enthalten, dass jede Person, die von dem Aus- 
steller des Bonds veranlasst wird eine Stellung anzunehmen, 
jeden ihr durch eine unrechtmässige Handlung, durch Betrug 
oder falsche Vorspiegelung seitens des besagten Agenten bei einer 
solchen Vermittlung zugefügten Schaden von ihm ersetzt erhält. 
Der Schuldschein soll bei dem entsprechenden Beamten der Be- 
hörde, von der er acceptiert worden ist, hinterlegt werden. 

Jede Person, die auf Grund dieser Bestimmungen die Kon- 
zession erlangt und den Schuldschein gegeben hat, kann besagtes 
Geschäft noch in jedem Teil des Staats betreiben, vorausgesetzt, 
dass sie ihren Wohnsitz und ihr Geschäft an dem Platze, far den 
die Konzession erteilt ist, beibehält. 

Sektion 4, Zur Arbeit gemietete Personen. 

Jeder Person, die von einem solchen konzessionierten Ver- 
mittler zur Arbeit für andere engagiert wird, soll eine Abschrift 
im Duplikat geliefert werden über die Bedingungen eines solchen 
Engagements, über die Höhe des Lohns oder Gehalts, die Art 
und Dauer der zu verrichtenden Dienste, mit vollem Namen und 
Adresse der Person oder Personen, Firma oder Körperschaft, 
die zum Engagement einer solchen Person Auftrag erteilt haben; 
von den eben erwähnten Abschriften ist eine der Person oder 
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Mehrzahl von Personen, Pinna oder Körperschaft, ftir die das 
Engagement abgeschlossen wird, einzuhändigen, während die 
andere, wie gesagt, von der engagierten Person zurückbehalten 
werden soll. 

Jede von einem solchen konzessionierten Vermittler zur 
Arbeit für andere engagierte Person, der es nicht gelingt, auf 
Grund der Bedingungen eines solchen Mietkontrakts Arbeit zu 
erhalten, infolge irgend einer unrechtmässigen Handlang, eines 
Betrugs oder einer falschen Darstellung seitens eines solchen 
Vermittlers, kann Anklage auf besagten Schuldschein erheben 
und kann in solcher Klage gegen Kapital und Bürgen (sureties) 
den vollen Betrag des auf Grund solcher unrechtmässigen Hand- 
lung, Betrugs oder falscher Darstellung erlittenen Schadens samt 
den Kosten und Auslagen des Rechtsstreits wieder erlangen. 
AU das Gesagte gilt jedoch nur unter dem Vorbehalt, dass es 
nicht auf Stellenvermittlungbureaus bezogen wird, die von Frauen, 
behufs Stellenvermittlung für Frauen, geführt werden. 



XIV. Connecticut. 

Definition. 

Der in diesem Gesetz ^) gebrauchte Ausdruck „Person" bedeutet 
und umfasst Personen, Gesellschaft, Vereinigung, Genossenschaft 
oder Körperschaft und der Ausdruck „Stellenvermittlungbureaus" 
bedeutet und umfasst die Geschäftsbetriebe eines Auskunftbureaus, 
Stellenvermittlungbureaus oder anderer Agenturen, die sich da- 
mit beschäftigen, für arbeitsuchende Personen Arbeit zu ver- 
schaffen oder von Vermittlem, die solche Arbeit oder Anstellungen 
verschaffen, woför Gebühr oder anderweitiges Entgelt verlangt, 
gefordert oder angenommen wird, oder Geschäftsbetriebe zur Be- 
sorgung oder Beihilfe von Beschäftigung, Arbeit oder Stellung 
irgend welcher Art, oder zur Verschaffung oder Besorgung von 
Arbeitkräften för irgend welche Person, ausgenommen das Be- 
sorgen von Anstellungen för Schullehrer. 

Konzession für Stellenvermittlungbureaus. 

Es darf in diesem Staat keine Person ein solches Stellen- 
vermittlungbureau errichten, fähren oder betreiben, bevor sie 
von dem Kommissar des Bureaus für Arbeitstatistik eine Kon- 
zession erlangt hat, die sie dazu berechtigt, ein solches Bureau 
an einem bezeichneten Ort zu eröfl&ien, führen oder zu betreiben. 
Diese Konzession soll von besagtem Kommissar gegen Zahlung 



*) Vergl. A. n Gesetz von Connecticut. 
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einer Gtebühr von zehn Dollars für das erste Jahr und fünf 
Dollars für jedes folgende Jahr erteilt werden. Dies gilt fUr 
jedes Stellenvermittlungbnreau im Staat. Jede Konzession moss 
die Angabe der Stadt, Strasse und Hausnummer, worin die kon- 
zessionierte Person das besagte Bureau betreiben will, enthalten, 
ebenso wie die Nummer und das Datum einer solchen Konzession. 
Kein solches Stellenvermittlungbureau darf in einem Hause be- 
trieben werden, worin Spirituosen zum Verkauf angeboten werden, 
noch darf ein Stellenvermittler dies in einem solchen Hause tun. 



Der Bewerber um eine Konzession muss einen Bond 

ausstellen. 

Der Kommissar des Bureaus für Arbeitstatistik muss von 
einem solchen Bewerber zugleich mit dem Konzessiongesuch die 
Hinterlegung eines Schuldscheins verlangen, der in richtiger Form 
auf den Staat Connecticut lautet und für eine Strafsumme in der 
Höhe tvon fünfhundert Dollars, von einem oder mehreren vom 
Kommissar genehmigten Bärgen garantiert wird. Femer muss 
der Bond die Bestimmung enthalten, dass der Aussteller keine 
Pflichten, Bedingungen oder Vorschriften dieses Gesetzes über- 
treten darf. Der betreffende Kommissar ist berechtigt, bei irgend 
welcher Übertretung dieser Bestimmungen eine oder meiere 
Klagen gegen besagten Schuldschein im Namen des Staats 
Connecticut zu erheben; auch ist er befugt, bei irgend welcher 
Übertretung der Bestimmungen, die die konzessionierte Person 
nach seinem Dafürhalten begeht, die Konzession zu entziehen. 



Der Konzessioninhaber muss ein Register führen. 

Jede so konzessionierte Person ist verpflichtet, ein Register 
zu fähren, worin in englischer Sprache Namen und Adresse eines 
jeden Stellesuchenden eingetragen wird. Deshalb muss Name 
und Adresse jeder sich Arbeitkräfte oder Dienstboten suchenden 
Person in ein Register eingetragen werden, sowie Name und 
Art der Beschäftigung, für die jemand gebraucht wird. Diese 
Register sollen zu allen üblichen Stunden der Einsicht und Prüfung 
des Kommissars des Bureaus für Arbeitstatistik oder seiner 
Agenten offen sein. 

Quittungen und Rückzahlungen an die Bewerber. 

Jede konzessionierte Person ist verpflichtet, allen Arbeit- 
oder Stellesuchenden, von denen Gebühr oder anderes Entgelt 
far die Verschaffung einer solchen Stellung genommen wird, eine 
Quittung auszustellen, worin der Name des Bewerbers, die Höhe 
der Gebühr oder des Entgelts, die in keinem Fall d^i^^^^rt t 
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von zwei Dollars übersteigen darf, das Datum, die Benennung 
oder Art der vermittelten Beschäftigung oder Stellung angegeben 
sein muss, und femer eine besondere Quittung, worin der Name 
und die Adresse der Person oder Mehrzahl von Personen, an 
welche der Stellesuchende empfohlen oder zu denen er in Stellung 
oder Arbeit geschickt wird, enthalten ist. Falls ein Stelle- 
suchender eine durch die Vermittlung eines solchen konzessio- 
nierten Bureaus zugewiesene Stellung oder Beschäftigung nicht 
innerhalb eines Monats nach seiner oben gesagten Eintragung 
erhält oder annimmt, so muss besagte konzessionierte Person 
einem solchen Stellesuchenden auf sein Verlangen sofort den 
vollen Betrag der Grebühr oder des Entgelts, das er ihr bezahlt 
hat, zurückerstatten, vorausgesetzt, dass ein solches Verlangen 
innerhalb dreissig Tagen nach Verlauf des obengenannten Zeit- 
raums gestellt wird. Auf jeder solchen Quittung muss auf der 
Rückseite in englischer Sprache eine Kopie dieses Paragraphen 
gedruckt sein und jeder so konzessionierte Vermittler soll eine 
deutlich gedruckte Kopie dieses Gesetzes an einem ins Auge 
fallenden Platz seines Bureaus oder Geschäfts anbringen lassen. 
Es ist verboten, dass eine konzessionierte Person auf irgend- 
welchem Aushängeschild, Fenster oder in irgend einer Bekannt- 
machung den Namen „Freies öffentliches Arbeitnachweisamt des 
Staats Connecticut" druckt, aufzeichnet, veröffentlicht oder irgend- 
wie anbringt. 



Anweisungen über die Geschäftsführung. 

Es ist verboten, dass ein konzessionierter Vermittler weib- 
liche Arbeitkräfte oder Dienstboten in ein übelberüchtigtes Haus 
oder irgendwelchen Platz von schlechtem Ruf oder in irgend 
ein Vergnügunglokal, das unsittlichen Zwecken dient, schickt 
oder schicken lässt. Es ist femer verboten, irgendwelche falsche 
oder betrügerische Nachrichten oder Anzeigen zu veröffentlichen 
oder irgend eine falsche Auskunft zu erteüen oder falsche Ver- 
sprechungen bezüglich Arbeit oder Stellung zu machen; des- 
gleichen dürfen keine falschen Eintragungen in die von dem 
Agenten geführten Bücher gemacht werden. 



Durchführung dieses Gesetzes. 

Der Konmiissar des Bureaus für Arbeitstatistik ist ver- 
pflichtet, auf die Durchführung dieses Gesetzes zu achten. Wenn 
er Grund hat, zu glauben, dass irgend eine dieser Bestimmungen 
ausser acht gelassen oder übertreten wird, so muss er dem 
betreffenden Polizeibeamten über die Tatsachen in Bezug auf 
diese Übertretung Bericht erstatten, worauf dieser Beamte eine 
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Kriininaluiitersuchuiig für diese Übertretung anzuordnen und ein- 
zuleiten hat. Jede, einer Übertretung dieses Gesetzes oder eines 
Teils desselben überwiesene Person soll eines Vergehens schuldig 
erachtet und zu einer Geldstrafe bis zu einhundert Dollars fuJ 
jedes Vergehen verurteilt werden. 

Zahlungen an den Schatzmeister. 

Alle Geldbeträge, die der Kommissar des Bureaus für Arbeit- 
statistik auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes empfängt, 
müssen von ihm an den Schatzmeister abgeführt werden. 
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Anhang IL 

Gesetze, betreffend die Errichtung freier öffentlicher 
Arbeitnachweisämter. 

L Ohio. 

Akte vom 25. April 1890 und 24. März 1891, betreflfend die 
Emehtung öffentlicher unentgeltlicher Arbeitvermittlungbureaus. 

Sektion 308, 

Der Kommissar (für Arbeitstatistik) soll ein Bureau im 
Staatsgebäude haben, welches ein arbeitstatistisches Amt sein 
soll, und er soll alle statistischen Daten bezüglich der ver- 
schiedenen Arbeitzweige im Staate und besonders die betreffs 
der Lage der arbeitenden Klassen in kommerzieller, industrieller, 
sozialer, erziehlicher und sanitärer EQnsicht einsammeln, ordnen 
und systematisch verarbeiten. Besagter Kommissar ist hierdurch 
ermächtigt und beauftragt, in allen Städten im Staate Ohio ein 
unentgeltiiches, öffentliches Arbeitvermittlungbureau zu organi- 
sieren und zu gründen und soll einen Superintendenten flr jedes 
der besagten Bureaus zur Erfüllung der im nachstehenden aus- 
•einandergesetzten Obliegenheiten ernennen. 

Besagte Superintendenten sollen auf der Vorderseite ihrer 
JBureaus oder an einer passenden Stelle des Grebäudes, wo die 
Bureaus untergebracht sind, auf eüier Tafel die Worte 

„Unentgeltliches öffentliches Arbeitvermittlungbureau" 
anbringen lassen. Es soll die Pflicht der Superintendenten sein, 
alle Angebote derjenigen, die Arbeit wünschen und jener, die 
Arbeit vergeben wollen, entgegen zu nehmen und ihre Namen 
in einem zu diesem Zwecke gehaltenen Buche vorzumerken, wobei 
sie bei dem Namen jedes Bewerbers den Charakter der gewünschten 
Verwendung oder Arbeit nebst seiner Adresse ersichtlich zu 
machen haben. Jeder Superintendent soll mit soviel Schreib- 
kräften versehen werden, als es nach dem Urteil des Konmiissars 
nötig ist, um seine amtlichen Obliegenheiten geeignet durchzuftthren. 
Keine Entlohnung oder Gebühr darf direkt oder indirekt bean- 
>sprucht oder eingehoben werden von Personen, die durch irgend 
«eins der besagten Bureaus Arbeit suchen oder vergeben wollen. 
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Die Sapemtendenten sollen am Donnerstag jeder Woche an den 
Kommissar einen Wochenbericht über alle Personen abfassen, 
welche Arbeit zu vergeben wünschen und die Art dieser Arbeit 
und über alle Personen, die durch die betreffenden Bureaus 
Arbeit suchen und den Charakter der von jedem Bewerber ge- 
wünschten Verwendung; weiter auch über alle Personen, die 
durch die betreffenden Bureaus Arbeit erlangen und den Charakter 
dieser Arbeit und einen halbjährigen Bericht über die Erhaltung- 
kosten dieser Bureaus. Der Kommissar soll wöchentlich ein 
Verzeichnis aller ihm von den einzelnen Bureaus mitgeteilten 
Bewerber und den Charakter der von ihnen gewünschten Arbeit 
und aller jener, welche Arbeit vergeben wollen, und den Charakter 
der letzteren drucken lassen und weiter ein richtiges Exemplar 
dieser Liste am Montag jeder Woche an den Superintendenten 
jedes der besagten Bureaus in dem Staate durch die Post gelangen 
lassen, welche Liste vom Superintendenten sofort bei Empfang 
an einer ins Auge fallenden Stelle seines Amts zur Einsicht 
fiir alle Personen, welche eine Beschäftigung wünschen, ange- 
bracht werden soll. Der Superintendent hat bei Sammlung der 
arbeitstatistischen Daten auch jenen Obliegenheiten zu entsprechen, 
welche der Kommissar bestinmit. Jeder Superintendent oder 
Schreiber, der direkt oder indirekt von irgend einer Person bei 
Beschaffung von Beschäftigung oder Arbeit für sie oder eine 
andere Person eine Entlohnung fordert oder einhebt, soll als einer 
Übertretung schuldig gelten und mit einer Geldstrafe, die fünfidg 
Dollars nicht überstei^, gestraft und im Countyarrest oder Arbeit- 
-haus, jedoch nicht länger als dreissig Tage, in Haft gesetzt 
werden. 

Sektion 308 a. 

Die Amtsdauer beträgt für alle Superintendenten und Schreiber 
von freien öffentlichen Arbeitvermittlungbureaus zwei Jahre, vom 
Datum der Ernennung an gerechnet; der Kommissar der Arbeit- 
statistik soll aber das Recht haben, Superintendenten und Schreiber 
^us guten und hinreichenden Gründen vom Dienste zu entheben, 
und alle Ernennungen und Enthebungen sollen mit Zustimmung 
des Gouverneurs geschehen. 



II. Montana. 

Sektion 765 der Statuten von 1895, betreffend unentgeltliche 
öffentliche Arbeitvermittlungbureaus. 

Der Kommissar, (d. i. der Leiter des Bureaus für Landwirt- 
schaft, Arbeit und Industrie) kann solche Hilfkräfte verwenden 
und solche Auslagen machen, die zur Erfüllung der amtlichen 
Pflichten des genannten Bureaus notwendig sind, vorausgesetzt, 
dass die Auslagen einschliesslich der Besoldung des Kommissars, 

Warner, Arbeitnachweisämter in Nordamerika. ^ ß . , ^^ ^^ 
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des ersten Kanzlisten und der Hilfkräfte nicht die hierfiir in 
jedem Jahre bestimmte Summe überschreiten; eine weitere Ob- 
liegenheit des genannten Kommissars ist es, innerhalb dreissig 
Tagen nach Erlass dieser Akte in Verbindung mit dem Bureau ein 
unentgeltliches öffentliches Arbeitvermittlungbureau zu errichten 
und zu erhalten. Der genannte Kommissar hat alle Ansuchen, 
um Arbeitkräfte, die bei ihm durch irgend eine Person, Gesell- 
schaft oder Firma gestellt werden, und alle Ansuchen um Stellen 
von Seiten einer Person oder von Personen entgegenzunehmen und 
ihre Namen in ein zu diesem Zwecke gehaltenes Buch einzu- 
tragen, wobei beim Namen jeder Person Art und Charakter der 
gewünschten Beschäftigung sowie die Postadresse des Bewerbers 
ersichtlich zu machen ist. 

Pflicht des genannten Kommissars ist es ferner, vermittelst 
der Post allen Personen, die Arbeitkräfte suchen, Namen und 
Postadresse aller Stellebewerber sowie die sonstigen Informationen 
mitzuteilen, die sich in seinem Besitz befinden und geeignet sind^ 
die Namen und Postadressen solcher unbeschäftigter Arbeiter, 
Handwerker oder Lehrer zu Kenntnis derer zu bringen, die sie 
benötigen. Kein Entgelt und keine Gebühr irgend welcher 
Art soll direkt oder indirekt Personen die Arbeitkräfte suchen, 
oder die sich an das genannte Bureau um eine Beschäftigung 
wenden, auferlegt oder von ihnen eingehoben werden. 

Der Kommissar oder ein Kanzlist oder eine andere Person, 
die bei ihm angestellt ist, sind, sobald sie ein Entgelt oder 
eine Gebühr von was immer für einem Stellesuchenden ein- 
heben, einer Übertretung schuldig und nach Überführung der- 
selben mit einer Geldstrafe, welche den Betrag von hundert 
Dollars nicht übersteigt, oder mit nicht über dreissig Tagen Haft 
zu bestrafen. Jedes Gesuch um Arbeitkräfte oder jedes Gesuch 
um Beschäftigung, welches an das genannte Bureau gerichtet 
wird, gilt nach Ablauf von dreissig Tagen nach Empfang durch 
den Kommissar als erloschen, wenn es nicht durch den Gesuch- 
steller erneuert wird. Jeder Stellevergebende hat den Kom- 
missar durch die Post innerhalb drei Tagen zu benachrichtigen, 
nachdem er sich die benötigte Arbeitkraft beschafft hat, die in 
seinem Gesuche bezeichnet ist. Diese Nachricht hat den Namen 
und die letzte vorhergehende Postadresse jedes durch das genannte 
Arbeitvermittlungbureau beschafften Angestellten zu enthalten; 
jede Weigerung oder Ausserachtlassung in Betreff dieser Anzeige 
an den Kommissar soll den Stellevergeber von allen Eechten 
und Pflichten des genannten Arbeitvermittlungsbureaus nach dem 
Ermessen des Kommissars ausschliessen. Unter Stellevergebem 
werden hier alle Unternehmer verstanden, welche Angestellte 
benötigen und unter Stellesuchenden alle Personen, welche Dienste 
suchen. Jedem Stadtrat einer inkorporierten Stadt in diesem 
Staatsgebiete ist es erlaubt, durch eigenen Beschluss die 
Errichtung eines unentgeltlichen öffentlichen, nach demselben 
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allgemeinen, durch die Bestimmungen dieser Akte dargestellten 
Plane zu führenden Arbeitvermittlungbureaus vorzunehmen sowie 
für die Kosten eines solchen Bureaus aus den Einkünften der 
Stadt, in welcher dasselbe errichtet wird, vorzusorgen. Hierbei 
wird jedoch vorausgesetzt, dass jedes durch den Stadtrat einer 
Stadt in diesem Staate errichtete unentgeltliche Arbeitvermittlung- 
bureau verpflichtet ist, wöchentlich dem Kommissar einen Bericht 
zu erstatten, welcher detaillierte Nachrichten über die Gebarung 
des betreffenden Bureaus giebt, sowie die Namen und Adressen 
aller Bewerber; der Kommissar ist seinerseits verpflichtet, 
an jedes auf diese Weise durch eine inkorporierte Stadt im 
Staate errichtete unentgeltliche Arbeitvermittlungbureau wöchent- 
lich einen korrespondierenden Bericht zu machen. Der Jahres- 
bericht des Kommissars für die Landwirtschaft, Arbeit und In- 
dustrie hat eine detaillierte Darlegung der Gebarung aller 
unentgeltlicher Arbeitvermittlungbureaus im Staate zu enthalten, 
aus welcher die Zahl der Stellevergeber und die Zahl der Stelle- 
suchenden, getrennt nach dem Geschlecht, sowie die Zahl jener, 
welche durch die genannten Bureaus Beschäftigung erlangt haben, 
und der Aufwand ersichtlich sind. Pflicht des Kommissars ist es 
femer, eine gedruckte Anzeige dieser Akte an einer leicht in 
die Augen fallenden Stelle in jedem nach ihr errichteten Arbeit- 
vermittlungbureau anzubringen. Seine Pflicht ist es weiterhin, 
an der Vorderseite jedes BiBreaus auf einem Schild an einer leicht 
in die Augen fallenden Stelle der Aussenseite des Hauses, in 
welchem sich die Bureaulokalitäten befinden, die Worte „Unent- 
geltliches öffentliches Arbeitvermittlungbureau" anzubringen. Die 
Privilegien dieser Sektion erstrecken sich nur auf Personen, die 
ausser Arbeit sind und im Staate wohnen. Den Hilfkräften, 
welche der Kommissar verwendet, wird fiir ihre Dienste eine 
solche Besoldung bezahlt, wie sie der Kommissar fiir gerecht 
ansieht; keiner der Hilfarbeiter soll aber höher entlohnt werden 
als mit vier Dollars pro Tag ausser dem Ersatz der notwendigen 
Eeisespesen. Die notwendigen Formulare, Schreibmaterialien 
und Porti, welche durch dieses Gesetz notwendig werden, sind 
durch den Staatssekretär in derselben Weise wie in Sektion 771 
dieser Akte angeordnet, beizustellen. Der Kommissar ist er- 
mächtigt, die zur geeigneten Durchführung der Geschäfte des 
genannten öffentlichen Arbeitvermittlungbureaus erforderlichen 
Kanzlisten anzustellen; der Aufwand hierfür darf jedoch nicht 
1200 Dollars im Jahre übersteigen und ist aus den nicht 
schon eine andere Zweckbestimmung besitzenden Fonds der Staats- 
kasse zu bestreiten. 
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IIL New York. 

Unentgeltliche öffentliche Arbeitvermittlungsbureaus, 
(aesetze 1896, Kap. 982.) 

Sektion 1. 
Der Kommissar der Arbeitstatistik ist verpflichtet, sofort 
nach Annahme dieses Gresetzes in allen Städten, die eine Bevölke- 
rung von 1 500 000 Einwohnern oder mehr haben, ein unentgelt- 
liches Arbeitvermittlungamt zu dem Zwecke zu errichten und 
zu organisieren, alle Ansuchen um Arbeit von selten derer, 
die Beschäftigung suchen, und alle Stelleangebote von selten 
derer, die Arbeit geben wollen, entgegenzunehmen. Weiter hat 
er für jedes derart organisierte Amt einen Superintendenten 
und Kanzleikräfte in einem solchen Ausmasse zu bestellen, als 
es nach Ansicht des besagten Konmiissars für die zweckmässige 
Durclrführung der Obliegenheiten seitens der verschiedenen Ämter 
nötig erscheint. 

Sektion 2. 

Es ist die Pflicht des Superintendenten eines jeden so organi- 
sierten Vermittlungamts, die Namen aller Personen, die Arbeit 
nehmen oder geben wollen, in einem zu diesem Behufe zu führenden 
Buch aufzunehmen und vorzumerken und zwar so, dass dem 
Namen jedes Offerenten der Charakter der zu vergebenden oder 
gesuchten Arbeit und seine Adresse gegenübersteht. 

Weiter ist jeder Superintendent verpflichtet, an den Kom- 
missar am Donnerstag einer jeden Woche einen Bericht über die 
Namen und Adressen sowohl der Arbeitgeber als der Arbeit- 
nehmer zu erstatten, darin den Charakter der gewünschten Be- 
schäftigung oder Arbeit, sowie auch die Namen aller Personen 
anzugeben, die sich durch die betreffenden Ämter Arbeit ver- 
schafft haben. Besagter Superintendent hat auch nach Auftrag 
des Kommissars arbeitstatistisches Material zu sammeln und 
anderweitige Bücher und Übersichten für das betreffende Amt 
zu führen, sowie einen halbjährigen Bericht an den Kommissar 
über die Kosten der Erhaltung des betreffenden Amts zu er- 
statten. 

Sektion 3. 

Der Kommissar ist gehalten, wöchentlich eine Liste aller 
ihm durch die einzelnen im Sinne dieses Gesetzes organisierten 
Amter mitgeteilten Nehmer oder Vergeber von Arbeit drucken 
zu lassen, welche Liste auch über den Charakter der angebotenen 
oder gesuchten Arbeit Aufschluss zu geben hat; ferner hat er 
dem Superintendenten eines jeden solchen Amts im Staate zwei 
Kopien dieser Liste am Montag jeder Woche zusenden zu lassen; 
die eine dieser Abschriften ist vom Superintendenten direkt nach 
Empfang auf einem ins Auge fallenden Orte des Amts anzu- 
bringen, damit sie von allen Personen eingesehen wenden kann, 
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die Arbeit oder Arbeitkräfte benötigen, die andere Abschrift 
soll vom Superintendenten im Amt zum Gebrauch daselbst hinter- 
legt, werden. 

Besagter Kommissar hat auch eine Kopie dieser Listen dem 
Superrevisor jedes Stadtgebiets im Staat zukommen zu lassen, 

Sektion 4, 

Jedes an irgend ein Amt, das nach diesem Gesetze organi- 
siert ist, gestellte Ansuchen oder Angebot soll nach Ablauf von 
dreissig Tagen vom Empfangtage an null und nichtig sein, sofern 
es vom Petenten nicht erneuert wird. 

Sektion 5. 

Jeder, der Arbeit vergiebt, hat den Superintendenten des 
Amts, an welchen das Ansuchen gestellt war, innerhalb 10 Tagen, 
nachdem die gewünschte Arbeitkraft erlangt wurde, dies mittelst 
Post bekannt zu geben; das bezügliche Schreiben hat den Namen 
und die letzte vorhergehende Adresse des durch das Amt er- 
langten Bediensteten zu enthalten. Im Falle eine derartige Be- 
nachrichtigung des Superintendenten unterlassen oder verweigert 
werden sollte, so erscheint der betreffende Arbeitgeber für die 
Zukunft von der Inanspruchnahme eines Vermittlungsamts nach 
Ermessen des Kommissars, an welchen der Superintendent über 
eine Weigerung oder Unterlassung zu berichten hat, ausge- 
schlossen. 

Sektion 6. 

Eine Entlohnung oder Gebühr, in welcher Form auch immer, 
darf weder direkt noch indirekt von den Personen, die durch 
besagte Beamte Arbeit suchen oder anbieten, gefordert oder ein- 
gehoben werden. Der Kommissar, ein Superintendent oder Be- 
amter, oder irgend eine in einem solchen Amt beschäftigte Person, 
die von einem Gesuchsteller eine andere Entlohnung oder Gebühr 
fordert oder annimmt, wie in diesem Gesetze vorgesehen, soll eines 
Vergehens schuldig sein und wird, wenn überwiesen, mit einer 
Summe bis zu einhundert Dollars, oder mit Arrest bis zu dreissig 
Tagen bestraft. 

Sektion 7. 

Unter Arbeitgebern sind die Personen verstanden, welche 
Arbeiter suchen, und unter Arbeitnehmern alle Personen, welche 
Arbeit suchen. 

Sektion 8, 

Die Amtsdauer aller Superintendenten und Beamten des Ver- 
mittlungbureaus währt zwei Jahre vom Tage der Ernennung an; 
jedoch ist der Kommissar jederzeit ermächtigt, Superintendenten 
oder Beamte aus guten und hinreichenden Gründen ihres Amts zu 
entheben. 
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Sektion 9» 
Der Superintendent eines jeden dieser nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes errichteten Ämter soll einen monatlich zahlbaren 
Gehalt bekommen, der vom Kommissar festgesetzt werden und 
in keinem Falle die Summe von 1200 Dollars jährlieh tibersteigen 
soll. Die in solchen Ämtern nötigen Schreiber werden einen 
Gehalt von nicht mehr als fünfzig Dollars monatlich erhalten. 
Gehalte, Postporto, Schreibmaterial und andere für die ent- 
sprechende Führung der Geschäfte solcher Yermittlungämter 
nötigen Ausgaben sollen vom Staate aus den nicht anderen 
Zwecken zugewiesenen Fonds des Staatsschatzes bestritten werden. 

Sektion 10, 
Behufs Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes wird 
die Summe von fünftausend Dollars, oder soviel als davon nötig 
wäre, hiermit aus dem Staatsschatze, und zwar aus jenen Fonds 
zugewiesen, über die nicht anderwärts verfügt worden ist, und ist 
vom Schatzkanzler gegen Anweisung des Kontrolors auszuzahlen. 

Sektion 11, 
Dieses Gesetz soll sofort in Wirksamkeit treten. 



IV. Nebraska. 

3318a See. 9 a. 
Freies öffentliches Arbeitnachweisamt. 

Der Arbeitkommissar wird hierdurch ermächtigt und beauf- 
tragt, innerhalb di-eissig Tagen nach Genehmigung dieses Amen- 
dements, in Verbindung mit dem Arbeitbureau und dem Amt für 
industrielle Statistik ein freies öffentliches Arbeitnachweisamt zu 
errichten und zu leiten. 

Der stellvertretende Kommissar ist verpflichtet, alle Nach- 
fragen nach Arbeitkräften, die von irgend einer Person, Gesell- 
schaft oder Firma gestellt werden und alle Bewerbungen um Arbeit 
anzunehmen und die betreffenden Namen in zu diesem Zwecke ge- 
führte Bücher einzutragen, unter Angabe der Art der gewünschten 
Arbeitkräfte oder der Art der gesuchten Arbeit, sowie der Post- 
adresse des Bewerbers. Besagter stellvertretender Kommissar ist 
femer verpflichtet, allen denen, welche Arbeitkräfte suchen, die 
Namen und die Postadressen derjenigen Arbeitsuchenden per Post 
zuzusenden, die seiner Meinung nach den diesbezüglichen Ansprüchen 
gerecht werden könnten, sowie auch jede andere Auskunft, die 
er in Bezug auf unbeschäftigte Arbeiter, Handwerker oder Lehrer 
geben kann, den betreffenden Personen mitzuteilen. Keine Ge- 
bühr oder kein Entgelt irgend welcher Art soll direkt oder in- 
direkt von Personen, die durch das Amt Arbeit oder Arbeit- 
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kräfte suchen, verlangt oder angenommen werden. Besagter 
Stellvertreter oder irgend ein zum Amt gehörender Kanzlist, der 
eine Entschädigung oder Gebühr von einer nach Arbeit oder 
Arbeitkräften suchenden Person für eine Dienstleistung, wie in 
diesem Gesetz bestimmt ist, annimmt, soll unter Anklage gestellt 
und, wenn er jenes Vergehens überwiesen ist, zu einer Geld- 
strafe von nicht weniger als fünfundzwanzig Dollars und nicht 
mehr als hundert DoUars für jede Übertretung oder zu Haft 
niclit über dreissig Tage, verurteilt werden. Jede bei besagtem 
Amte eingereichte Bewerbung um Arbeit oder Arbeitkräfte soll 
dreissig Tage nach dem Eintragen von besagtem Stellvertreter 
als null und nichtig erklärt werden, wenn sie nicht von dem Be- 
werber erneuert wird. Jeder Bewerber um Arbeitkräfte soll be- 
sagtem stellvertretenden Kommissar sofort per Post davon Mit- 
teilung machen, wenn er eine zugewiesene Arbeitkraft gemietet 
hat, desgleichen soll jeder Arbeitsuchende es dem Stellver- 
vertreter mitteilen, wenn er Arbeit gefunden hat. Solche Mit- 
teilung soll den Namen und die letzte vorhergehende Postadresse 
jedes durch ein solches Arbeitnachweisamt verschafften Arbeit- 
gebers oder Arbeitnehmers enthalten und jede Unterlassung oder 
Weigerung, dem besagten Stellvertreter derartige Mitteilung zu 
machen, soll den Bewerber seines ßechts, das Arbeitamt ferner- 
hin zu benutzen, nach Gutdünken des betreffenden Kommissars 
berauben. Unter Bewerbern um Arbeitkräfte (applicants for help) 
sollen verstanden werden Arbeitgeber, die Arbeiter brauchen, 
und unter Bewerbern um Beschäftigung (applicants for employ- 
ment) Personen, die Arbeit verrichten wollen. 

V. Kansas. 

1898. Gesetz betreffs Gründung einer „State Society of Labor and Industry." 
Art. VrH. Freies Arbeitnachweisamt. 

Sektion 1. 
Der Sekretär der State Society of Labor and Industry soll 
im Zusammenhang mit seinem Bureau ein freies Arbeitnachweis- 
amt errichten, um unbeschäftigten Personen Arbeit nachzuweisen. 



VI. Illinois. 

Unentgeltliche öffentliche Arbeitvermittlungbureaus, 

Gesetz, betreffend die Errichtung unentgeltlicher öffentlicher 

Arbeitvermittlungämter in Städten von gewisser Bevölkerungzahl, 

sowie deren Erhaltung, Leitung und Kontrolle. 

Sektion 1. 
In allen Städten von nicht weniger als flinfzigtausend Ein- 
wohnern sind je eins, in solchen von einer Million und mehr je 
drei unentgeltliche öffentliche Arbeitvermittlungämter zu gründen. 
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um Anfragen von stellesuchenden Personen und Stellenangeboten 
von Arbeitnehmern entgegenzunehmen. Solche Amter sollen als- 
„Illinois Free Public Employment Offices" bezeichnet und be- 
kannt gemacht werden. 

Sektion 2. 

Innerhalb sechzig Tagen nach Inkrafttreten dieses Gresetzes 
soll der Ausschuss der Arbeitkommissare einen Superintendenten^ 
einen Hülfsuperintendenten, sowie einen KanzUsten in Yorschlag^ 
bringen, die vom Grouvemeur, unter Zustimmung des Senats, für 
jedes der nach Sektion 1 und 2 dieses Gesetzes gegründeten Ämter 
angestellt und verpflichtet werden sollen, ihre ganze Zeit in den 
betreffenden Dienst des Amts zu stellen. Die Stelle des Hülf- 
superintendenten oder des Kanzlisten soll stets mit einer Frau 
besetzt werden. Die Anstellung soll auf die Zeitdauer von zwei 
Jahren gelten, falls sie nicht früher begründetermassen entzogen 
wird. Die Besoldung jedes Superintendenten soll zwölfhundert 
Dollars jährlich und die eines Hülfsuperintendenten neunhundert 
Dollars jährlich betragen.. Der Gehalt der Kanzlisten wird auf 
achthundert Dollars jährlich festgesetzt, welche Summen samt 
den Beträgen für die nötigen Unkosten zur Einrichtung und 
Instandhaltung der verschiedenen Ämter aus den Fonds der 
Staatskassen bezahlt werden sollen. 

Sektion 3. 

Der Superintendent eines jeden solchen unentgeltlichen öffent- 
lichen Arbeitvermittlungamts ist verpflichtet, innerhalb sechzig 
Tagen nach seiner Ernennung ein Bureau in einer solchen Loka- 
lität zu eröfl&ien, die nach Übereinstimmung mit dem Kommissar 
und dem Sekretär des arbeitstatistischen Bureaus fär den be- 
stimmten Zweck am passendsten erscheint; solche iunter 
müssen eine genügende Anzahl von Zimmern oder Räumen haben, 
sodass ein separater B;aum den weiblichen Arbeitsuchenden und 
Arbeitgebern zur Verfügung steht. Auf der Aussenseite eines 
jeden solchen Bureaus muss ein Aushängeschild mit der eng- 
lischen Aufschrift: „Illinois Free Public Employment Oflftce" 
angebracht werden und zwar so, dass es die nötige Aufmerk- 
samkeit des Publikums auf sich zieht. Diese Aufschrift soll auch 
an Aussenfenstem oder auf anderen Aushängeschildern in den 
verschiedenen an dem betreffenden Ort gebräuchlichen Sprachen 
angebracht werden. 

Der Superintendent eines solchen unentgeltlichen öffentlichen 
Arbeitvermittlungamts ist verpflichtet, die Namen und Adressen 
aller sich um Arbeit oder Stellung bewerbenden Personen in 
eigens dazu bestimmte Bücher einzutragen und den Namen und 
Adressen jedes Bewerbers gegenüber die Art der gewünschten 
Arbeit oder Stellung zu setzen. Für Arbeitsuchende soll ein 
separates Register geführt werden, worin Alter, Geschlecht, 
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Geburtort, Gewerbe oder Beschäftigung eines jeden Bewerbers, 
die Ursache und Dauer seiner Arbeitlosigkeit, der Familienstand, 
die Zahl der unmündigen Kinder, samt anderen Tatsachen, die 
von dem Bureau für Arbeitnachweisstatistik vor dem besagten 
Amt verlangt werden, anzugeben sind,- jedoch unter der Be- 
dingung, dass kein solches Spezialregister je der Einsicht des 
Publikums zugänglich gemacht wird und dass solche statistische 
und soziologische Daten, wie sie das Stellenvermittlungamt ver- 
langt, von besagtem Amt geheim zu halten und nur insoweit zu 
veröffentlichen sind, dass die Identität irgend einer Person da- 
durch nicht festgestellt werden kann. Es ist aber gleichzeitig 
vorgesehen, dass ein Bewerber, der sich weigert, auf die in den 
Spezialregistern enthaltenen Fragen Antwort zu geben, dadurch 
nicht des Rechts verlustig geht, Arbeit durch das Amt zu er- 
langen. 

Sektion 4. 

Jeder solcher Superintendent ist verpflichtet, am Donnerstag 
jeder Woche dem Staatsbureau für Arbeitstatistik die Zahl der 
im Laufe der vorhergehenden Woche um Arbeit nachsuchenden 
Personen, derjenigen, denen Arbeit nachgewiesen wurde, sowie 
der zu Beginn der Woche unerledigt gebliebenen Stellengesuche 
mitzuteilen. Solche Listen sollen nicht die Namen und 
Adressen der Bewerber enthalten, sondern die Zahl der ge- 
wünschten Stellungen und die Anzahl der für jedes besondere 
Gewerbe oder jede besondere Stellung verlangten Personen auf- 
weisen. Sie soUen gleichfalls die Anzahl und die Art der in 
der vergangenen Woche vermittelten Stellungen enthalten. 

Nach Empfang dieser Listen, und nicht später als Sonnabend 
jeder Woche, ist der Sekretär des besagten statistischen Bureaus 
verpflichtet, die von allen solchen unentgeltlichen öffentlichen 
Ämtern eingelaufenen Listen einzeln und vereint, und zwar in 
genügender Anzahl drucken zu lassen, sodass er imstande ist, 
am Sonnabend jeder Woche zwei solche Bogen an jeden Superin- 
tendenten eines unentgeltlichen öffentlichen Arbeitnachweisamts 
zu senden, wovon ein Exemplar bei besagtem Superintendenten 
zur Aufbewahrung verbleibt, während das andere in jedem solchen 
Amt an einen ins Auge fallenden Ort angebracht werden soll. 
Desgleichen soll jeden Sonnabend ein Exemplar vom Sekretär 
des staatlichen statistischen Arbeitnachweisbureaus an jeden 
staatlichen Fabrikinspektor, sowie jeden staatlichen Bergwerks- 
iospektor übermittelt werden. Jeder solcher Fabrikinspektor und 
Bergwerksinspektor ist verpflichtet, alles, was in seinen Kräften 
steht, zu tun, um Arbeitsuchenden Arbeit zu verschaffen und den 
Charakter der Arbeit und die Ursache des Arbeitermangels zu 
schildern und femer die Fabrik- und Bergwerksbesitzer zu be- 
wegen, mit den unentgeltlichen öffentlichen Arbeitnachweisämtern 
in Verbindung zu treten. ^ 1 
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Sektion 5. 
Jeder solcher Superintendent eines unentgeltlichen öffent- 
lichen Stellenvermittlungamts hat die Pflicht, sich unmittelbar 
mit den grösseren Fabrikanten, Kauf leuten oder sonstigen Arbeit- 
gebern in Verbindung zu setzen und sich Mühe zu geben, die 
Mitwirkung der Arbeitgeber zu den Zwecken und Zielen der 
Arbeitvermittlungämter zu erlangen. Zu diesem Zweck soll 
jeder Superintendent in den Spalten der Tageblätter solche Stellen, 
für die er Bewerber zur Besetzung hat, annoncieren, auch kann 
er im allgemeinen, um die Mitwirkung grosser Unternehmer und 
Arbeitgeber zu erlangen, in solchen Geschäftsblättern oder be- 
sonderen Mitteilungen, die solche Arbeitgeber halten, annoncieren, 
gleichviel, ob solche Geschäftsblätter oder besondere Mitteilungen 
innerhalb des Staats Illinois herausgegeben werden oder nicht, 
jedoch unter der Bedingung, dass nicht mehr als vierhundert 
Dollars oder soviel, als von dieser Summe nötig ist, von dem 
Superintendenten irgend eines Amts für Annoncieren in einem 
Jahre ausgegeben werde. 

Sektion 6. 

Es ist die Pflicht eines jeden solchen Superintendenten, dem 
Staatsbureau für Arbeitstatistik einen jährlichen Bericht, nicht 
später als am ersten Dezember jedes Jahrs, abzuliefern, über 
die Leistungen seines Amts für das mit erstem Oktober des- 
selbigen Jahrs endigende Jahr, samt einer Aufstellung der Un- 
kosten während desselben, einschliesslich der Auslagen für einen 
eventuell notwendigen Dolmetscher. Solche Berichte müssen von 
besagtem statistischen Arbeitbureau jährlich mit dem Bericht über 
die Kohlenbergwerke veröffentlicht werden. 

Jeder solcher Superintendent soll ferner auch bei der Samm- 
lung von ArbeitstatistÖi solche Obliegenheiten übernehmen, wie sie 
dem Sekretär des Bureaus für Arbeitstatistik geeignet erscheinen. 

Sektion 7, 

Die unentgeltlichen öffentlichen Arbeitvermittlungämter 
sollen keine Gebühr oder Entschädigung direkt oder indirekt von 
arbeitsuchenden Personen oder solchen, die Arbeit geben wollen, 
verlangen oder annehmen und jeder Superintendent, Hülfsuperin- 
tendent oder Kanzlist, der direkt oder indirekt von einem Be- 
werber oder von dessen oder deren Vertreter irgend welches 
Entgelt oder irgend welche Gebühr annimmt, soll wegen tJber- 
tretung angeklagt werden und, wenn er für schuldig befunden 
wird, zu einer Geldstrafe von nicht weniger als fünfundzwanzig 
und nicht mehr als fünfzig Dollars oder zu einer Haftstrafe von 
höchstens dreissig Tagen Bezirksgefängnis verurteilt werden. 

Sektion 8. 

In keinem Fall ist es dem Superintendenten irgend eines auf 
Grund dieses Gesetzes errichteten unentgeltlichen öffentlichen 
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Arbeitnachweisamts gestattet, Bewerbern um Ai'beitkräfte, deren 
Angestellte zu dieser Zeit sich im Ausstand befinden oder aus- 
gesperrt sind, mit Arbeitern oder anderem Personal zu versorgen 
oder versorgen zu lassen, auch soll emem Arbeitgeber, dessen 
Angestellte sich im Ausstand befinden oder ausgesperrt sind, 
keine liste der Namen und Adressen von Arbeitsuchenden ge- 
zeigt werden; und femer darf' eine solche Liste nii'gends dort 
angebracht werden, wo sie von einem Arbeitgeber, dessen Per- 
sonal sich im Ausstand befindet oder ausgesperrt ist, kopiert oder 
benutzt werden kann. 

Sektion 9. 

Unter dem Ausdruck „applicant for employment" (Arbeit- 
suchender), wie er in diesem Gesetz gebraucht wird, soll jede 
Person, die Arbeit irgend welcher rechtmässigen Art sucht, ver- 
standen werden und mit „applicant for help" (Bewerber um 
Arbeitkräfte) soll jede Person oder Mehrzahl von Personen ge- 
meint sein, die Arbeitkräfte flir irgend ein gesetzmässiges Unter- 
nehmen suchen; und kein Passus in diesem Gesetz soll so ver- 
standen werden, als ob die Bedeutung des Ausdrucks „Arbeit" 
lediglich auf die gewöhnliche Handarbeit beschränkt wird, sondern 
es soll jeder Beruf und alle und jede andere rechtmässige Dienst- 
art darunter zu begreifen sein. 

Sektion 11. 

Wenn nach Meinung des Ausschusses der Arbeitkommissare 
•der Superintendent irgend eines freien öffentlichen Arbeitnach- 
weisamts nicht genügend tüchtig oder energisch in der Ausübung 
seines Amts ist, so soll der Ausschuss berechtigt sein, den be- 
treffenden Superintendenten zur Eechenschaft zu ziehen und unter 
Ajüiörung seiner Gründe zu untersuchen, ob seine Entlassung 
dem Gouverneur nicht angeraten werden solle, und wenn die 
Sache nicht ganz klar ist, so soll der Ausschuss in diesem Sinne 
beschliessen. Bezüglich eines solchen Falles sind ein unerklär- 
lich niederer Prozentsatz von Stellevermittlungen an Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber, die in den Listen eingetragen sind, so- 
wie Mangel an regem Interesse und Arbeitlust, oder allgemeine 
Unfähigkeit oder Unkenntnis von besagtem Ausschuss als stich- 
haltige Gründe anzusehen, um die Absetzung zu beantragen. So- 
fern nach Meinung des Gouverneurs solche ungenügende Leistungen 
nicht durch Verweis und Disziplinarstrafe gerügt werden können, 
soll Absetzung, wie von besagtem Ausschuss beantragt, statt- 
finden. Ausserdem aber kann der Gouverneur zu jeder Zeit einen 
Superintendenten, Hülfsuperintendenten oder Kanzlisten, wenn ihm 
dazu Anlass vorhanden scheint, entlassen. 

Sektion 12, 

Alle Drucksachen, Formulare, Geschäftsbücher, Schreib- 
materialien und Postwertzeichen, die zur richtigen Geschäfts- 



Digitized by VjOOQIC 



— 92 — 

führung der hiennit gegründeten Ämter benötigt werden, sollen 
vom Staatssekretär auf Ersuchen des Sekretärs des arbeitstati- 
stischen Bureaus geliefert werden. 

Unterzeichnet am 11. April 1899. 

In Ejraft am 1. Juli 1899. 



VII. Missouri. 

Kostenfreie Arbeitnachweisämter. 

Sektion 10085, 
Der Kommissar für Arbeitstatistik soll in allen Städten von 
Missouri, die eine Einwohnerzahl von einhunderttausend oder 
darüber haben, ein kostenfreies öffentliches Arbeitnachweisamt 
organisieren und errichten, um Anmeldungen von Arbeit suchenden 
und Arbeit gebenden Personen entgegenzunehmen. Von den Per- 
sonen, die sich behufs Erlangung von Arbeit oder Arbeitkräfben 
an ein solches Amt wenden, soll weder direkt noch indirekt irgend 
welche Entschädigung oder Gebühr verlangt oder angenommen 
werden. Betreffender Kommissar soll fär jedes Amt einen 
Superintendenten und einen Kanzlisten anstellen, welche er, wenn 
ein triftiger Grund vorliegt, wieder abzusetzen berechtigt ist. 
Das Gehalt des Superintendenten soll einhundert Dollars per 
Monat und das Gehalt des Kanzlisten fünfundsiebzig Dollars per 
Monat nicht überschreiten. Solche Gehälter samt den Unkosten 
dieser Ämter sollen auf gleiche Weise wie die anderen Unkosten 
des Bureaus für Arbeitstatistik gedeckt werden. 

Sektion 10086. 

Der Superintendent eines jeden freien öffentlichen Arbeit- 
nachweisamts ist verpflichtet, in einem zu diesem Zwecke ge- 
führten Buche die Namen aller Arbeit und Arbeitkräfte 
suchenden Personen festzustellen und so einzutragen, dass die Art 
der gewünschten Beschäftigung oder Arbeitkraft dem Namen und 
der Adresse jedes sich Anmeldenden gegenüber gestellt wird. 
Der betreffende Superintendent ist femer verpflichtet, alle die- 
jenigen Arbeiten bei der Sammlung der Arbeitstatistik zu über- 
nehmen, die der Kommissar von ihm zu verlangen für gut be- 
findet, sowie die Buchführung und Berichterstattung über sein 
Amt in der von diesem gewünschten Art auszuführen. Sodann muss 
er auch dem Kommissar für Arbeitstatistik einen monatlichen 
Bericht über die Unkosten für die Unterhaltung seines Amts 
erstatten. 

Sektion 10087, 

Jedes bei einem freien Arbeitnachweisamt eingereichte Ge- 
such um Arbeit oder Arbeitkräfte soll dreissig Tage von seiner 
Eintragung ab als erloschen betrachtet werden, wenn es nicht 
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inzwischen wiederholt wird. Wenn jemand die gewünschte Axbeit- 
kraft erlangt hat, muss er innerhalb zehn Tagen dem Superinten- 
denten, bei welchem die Nachfrage stattgefunden hatte, Mit- 
teilung davon machen. Eine solche Mitteilung muss den Namen 
und die vorherige Adresse des durch ein solches Amt zugewiesenen 
Angestellten enthalten. Wenn jemand versäumt, dem Superin- 
tendenten davon Mitteilung zu machen, so kann er nach Gut- 
beflnden des Kommissars für Arbeitstatistik, dem der Superin- 
tendent' solche Versäumnis zu berichten hat, des Rechts künf- 
tiger Benutzung solcher Arbeitnachweisämter verlustig erklärt 
werden. (Neue Sektion). 

VIII. Connecticut. 

Gesetz von 1901. 
Kapitel 100. Die Errichtung von Arbeitnachweisämtem. 

Sektion 126. 
Der Kommissar des Bureaus für Arbeitstatistik soll in jeder 
der folgenden Städte: New-Haven, Hartford, Bridgeport, Norwich 
und Waterbury ein freies öffentliches Arbeitnachweisamt organi- 
sieren und errichten, um Anmeldungen von arbeitsuchenden und 
arbeitgebenden Personen entgegenzunehmen. Es soll von den 
Personen, die sich behufs Erlangung von Arbeit oder Arbeit- 
kräften an ein solches Amt wenden, weder direkt noch indirekt 
irgend welche Entschädigung oder Gebühr verlangt oder ange- 
nommen werden. Der betreffende Kommissar soll für ein jedes 
derartig organisiertes Amt zur richtigen Geschäftsfiihrung desselben 
einen Superintendenten wählen und anstellen, den er, wenn trif- 
tige Gründe vorliegen, auch wieder abzusetzen berechtigt ist. 
Die Gehälter sämtlicher Superintendenten sollen von den Kom- 
missaren, festgesetzt werden. Diese Gehälter samt den Unkosten 
solcher Ämter sollen in gleicher Weise wie die anderen Unkosten 
des Bureaus für Arbeitstatistik gedeckt werden, doch dürfen sie 
die Summe von zweitausend Dollars per Jahr für jedes in Betrieb 
stehende Amt nicht überschreiten. 



IX. West Virginia. 

(House BiU No. 25). 
Kapitel 15. Gesetz, die Gründung und Errichtung eines unent- 
geltlichen öffentlichen Arbeitnachweisamts betreffend. 

(Erlassen am 13. Februar 1901. In Gültigkeit 90 Tage nach dem Erlass. 
Unterzeichnet am 15. Febraar 1901). 

Sektion 1, 
Der Arbeitkommissar ist hierdurch berechtigt, in Verbindung 
mit dem arbeitstatistischen Amt ein unentgeltliches öffentliches 
Arbeitnachweisamt zu organisieren und zu errichten, um Nachfragen 
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von arbeitsuchenden und arbeitgebenden Personen entgegenzu- 
nehmen. 

Sektion 2. 

Es soll kein Entgelt oder keine Gebühr von arbeitsuchenden 
Personen für Auskunft oder Hülfleistung durch besagtes Amt 
direkt oder indirekt verlangt oder angenommen werden. Der 
Arbeitkommissar wird hierdurch befugt, solche Hülfkräfte anzu- 
stellen und solche Auslagen zu machen, die erforderlich sind, um 
den Zweck dieses Gesetzes zur Ausfiihrung zu bringen. Aber 
solche Hülfkräfte und Unkosten sollen die Summe von fünf- 
hundert Dollars per annum nicht überschreiten. 

Sektion 3. 

Die Kosten des Arbeitnachweisamts sollen in derselben Weise 
gedeckt werden, wie die anderen Spesen des Arbeitamts, und 
wird hierdurch die Summe von fünfhundert Dollars ausgesetzt 
zur Ausführung der in diesem Gesetze enthaltenen Bestimmungen • 



X. Wisconsin. 

Kapitel 420; Gesetze von 1901. 

Gründung freier Arbeitnachweisämter in gewissen Städten, 
Eegelung ihres Geschäftsbetriebs, Bestimmungen über die An- 
stellung eines Superintendenten, Festsetzung seines Gehalts, Kon- 
zessionierung privater Arbeitnachweisbureaus, Festsetzung von 
Strafgeldern bei Übertretung dieser Verordnungen und Vor- 
kehrungen, um sich ihrer zu versichern. 

Sektion 1. Über die Plätze, wo solche Ämter errichtet 
werden sollen. 

In jeder Stadt mit einer Bevölkerung von dreissigtausend 
Einwohnern und darüber auf Grund der letzten Volkszählung soll 
ein freies Arbeitnachweisamt errichtet werden, um Offerten von 
Personen, welche Arbeit suchen, und solchen, welche Stellen zu 
vergeben haben, entgegenzunehmen. Ein solches Amt ist als 
„Wisconsin Free Employment Offlee" zu bezeichnen und bekannt 
zu machen. 

Sektion 2. Einrichtung, Gehälter und Bureauunkosten. 

Innerhalb dreissig Tagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
soll der Kommissar des Bureaus für Arbeit- und industrielle 
Statistik einen Superintendenten für jedes auf Grund von Sektion 1 
dieses Gesetzes neugegründete Amt in Vorschlag bringen, der 
dann vom Gouverneur angestellt wird und dessen Pflicht es sein 
soll, seine ganze Zeit dem betreffenden Amt zu widmen. v 

ogle 
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DEine solche Anstellung soll auf die Dauer von zwei Jahren 
erfolgen, ausser wenn vorher ein begründeter Anlass zur Kün- 
digung vorliegt. Das Gehalt eines jeden Superintendenten soll 
zwölf hundert Dollars jährlich betragen, welche Summe samt den 
Beträgen zur Deckung der nötigen Unkosten für Ausstattung und 
Erhaltung dieser Ämter nebst der nicht mehr als dreihundert 
Dollars jährlich betragenden Miete aus dem Dispositionfond der 
Staatskasse bezahlt werden soll. 

Selition 3. Leitung des Amts, Anzeigen, Buchführung, Eegister. 

Der Superintendent emes jeden solchen freien Arbeitnach- 
>?v^eisamts hat die Pflicht, innerhalb sechzig Tagen nach seiner 
Anstellung ein Amt zu eröffnen, das sich an einem von dem be- 
treffenden Superintendenten und dem Kommissar des Bureaus für 
Arbeitstatistik gemeinsam zu bestimmenden Ort befinden soll, der für 
den beabsichtigten Zweck am geeignetsten erscheint. Besteht in 
einer Stadt, in der ein solches Amt errichtet werden soll, eine 
Al)teilung des Amts für Arbeit- und gewerbliche Statistik, so 
soll das Arbeitnachweisamt dieser Abteilung angegliedert werden; 
hat dagegen das arbeitstatistische Amt. kein Bureau in der be- 
treffenden Stadt, so soll der Magistrat ein Arbeitnachweisamt 
errichten und ausstatten, entweder im Zusammenhang mit einer 
Abteilung der Stadtverwaltung oder aber selbständig und ohne 
Kosten für den Staat; dabei soll jedes Amt mit einer genügenden 
Anzahl Zimmer und Räumlichkeiten ausgestattet sein, sodass, 
worauf besonders zu achten ist, ein Extrazimmer vorhanden ist, 
in dem sich weibliche Arbeitnehmer und -geber eintragen können. 

Auf der Aussenseite eines jeden solchen Amts soll an einem 
dem Publikum in die Augen fallenden Punkt ein Aushängeschild 
mit der Aufschrift in englischer Sprache: „Wisconsin Free Em- 
ployment Office" angebracht werden. Dieselbe Aufschrift soll auch 
in denjenigen fremden Sprachen, die den besonderen Verhältnissen 
eines solchen Amts zweckdienlich erscheinen, an den Fenstern 
oder auf Schildern zu lesen sein. Der Superintendent eines jeden 
solchen freien Arbeitnachweisamts ist verpflichtet, die Namen 
aller Arbeit oder Arbeitkräfte verlangenden Personen in eigens 
zu diesem Zwecke geführte Bücher aufzunehmen und einzutragen,, 
indem er dem Namen und der Adresse jedes sich Eintragenden 
gegenüber die Art der gewünschten Beschäftigung oder der ge- 
suchten Arbeitkräfte angiebt. Für Stellesuchende sollen noch 
besondere Register geführt werden mit der Angabe des Alters,. 
Geschlechts, Geburtorts, Gewerbes oder Beschäftigung eines jeden 
Stellesuchenden, der Ursache und Dauer der Arbeitlosigkeit, ob 
verheiratet oder ledig, der Zahl der unmündigen Kinder sowie 
aller sonstigen Tatsachen, die dem Bureau für Arbeit- und ge- 
werbliche Statistik von Nutzen sein könnten. Voraussetzung 
dafür ist, dass kein solches Spezialregister jemals der Öffentlich- 
keit zur Einsicht überlassen wird, und dass solche statistische 
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und soziologische Daten, wie sie das arbeitstatistische Amt ver- 
langt, von besagtem Bureau geheim gehalten und nur so ver- 
öffentlicht werden, dass dabei nicht die Identität irgend einer 
Person festgestellt werden kann; und dass femer kein Stelle- 
suchender, der auf die in dem Spezialregister enthaltenen Fragen 
zu antworten sich weigert, dadurch des Eechts verlustig geht, 
das Amt zur Erlangung einer Stelle zu benutzen. 

Sektion 4. Bericht an den Kommissar, Versendung von Listen, 
Pflicht des Fabrikinspektors. 

Jeder Superintendent ist verpflichtet, am Donnerstag einer 
jeden Woche dem staatlichen Amt für Arbeit- und gewerbliche 
Statistik die Zahl der im Laufe der vergangenen Woche um Arbeit 
nachsuchenden Personen und derjenigen, denen Hülfkräfte zu- 
gewiesen wurden, sowie die Zahl der zu Beginn der Woche un- 
erledigt gebliebenen Stellengesuche mitzuteilen. Solche Listen 
sollen nicht die Namen und Adressen der eingetragenen Personen 
enthalten, sondern sollen die Anzahl der gewünschten Stellungen 
und die Anzahl der für jedes Gewerbe oder jede Stellung ver- 
langten Personen angeben. Sie sollen gleichfalls die Anzahl und 
die Art der in der vergangenen Woche verschafften Stellungen 
enthalten. 

Nach Empfang dieser Listen hat der Kommissar des be- 
treffenden Bureaus für Arbeit- und gewerbliche Statistik spätestens 
bis Sonnabend die von allen solchen freien Arbeitnachweisämtern 
eingelaufenen Listen einzeln und zusammenhängend drucken zu 
lassen und zwar in genügender Anzahl, sodass er imstande ist, 
am Sonnabend jeder Woche zwei Exemplare an jeden Superinten- 
denten eines freien Arbeitnachweisamts zu senden, wovon ein 
Exemplar bei dem betreffenden Superintendenten zur Auf- 
hewahrung verbleibt, während das andere in jedem solchen Amt 
an einem ins Auge fallenden Ort angebracht werden soll. Des- 
gleichen soll jeden Sonnabend ein Exemplar vom Kommissar des 
staatlichen Bui^eaus für Arbeit- und gewerbliche Statistik an 
jeden staatlichen Fabrikinspektor übermittelt werden, und dem 
betreffenden Fabrikinspektor wird es hierdurch zur Pflicht ge- 
macht, alles, was in seiner Kraft steht, zu tun, um Arbeit- 
suchenden Arbeit zu verschaffen, die Fabrikbesitzer zu bewegen, 
mit den freien Arbeitnachweisämtern in Verbindung zu treten 
und die Superintendenten der freien Arbeitnachweisämter sofort 
Ton jeder freien Stelle oder Gelegenheit zur Arbeit, die ihm zu 
Ohren kommt, zu benachrichtigen. 

Sektion 5. Mitteilungen des Superintendenten an Arbeitgeber. 

Jeder solcher Superintendent eines freien Arbeitnachweis- 
amts hat die Pflicht, sich unmittelbar mit den grösseren Fabri- 
kanten, Kaufleuten oder sonstigen Arbeitgebern in Verbindung 
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ZU setzen und sieh alle Mühe zu geben, die Mitwirkung der 
Arbeitgeber zu den Zwecken und Zielen der Arbeitvermittlungs- 
ämter zu erlangen. 

Sektion 6, Bericht. 

Jeder Superintendent hat die Pflicht dem staatlichen Bureau 
fllr Arbeit- und gewerbliche Statistik einen jährlichen Bericht, 
nicht später als am ersten Dezember jedes Jahrs, abzuliefern 
über die Leistungen seines Amts für das mit 1. Oktober desselben 
Jahrs endende Jahr, samt einer Aufstellung der Unkosten wäh- 
rend desselben. Solche Berichte müssen von dem betreffenden 
Bnreau für Arbeit- und gewerbliche Statistik jährlich veröffent- 
licht werden. Jeder Superintendent soll femer auch bei der 
Sammlung von arbeitstatistischen Daten solche Obliegenheiten 
übernehmen, wie sie dem Kommissar des Bureaus für Arbeit- 
nnd gewerbliche Statistik geeignet erscheinen. 

Sektion 7, Gebühr oder Entschädigung, Strafen. 

Die freien Arbeitnachweisämter sollen keine Gebühr oder 
Entschädigung direkt oder indirekt von Personen und Körper- 
schaften, die Arbeit oder Arbeitkräfte suchen, verlangen oder 
annehmen, und jeder Superintendent oder Kanzlist, der direkt 
oder indirekt von einer nachfragenden Person oder von deren 
Vertreter irgend welches Entgelt oder irgend welche Gebühr 
annimmt, soll wegen Übertretung angeklagt werden und wenn 
er schuldig befunden wird, zu einer Geldstrafe von fünfundzwanzig 
bis fönfzig Dollars oder zu einer Haftstrafe im Bezirksgefängnis 
von höchstens dreissig Tagen verurteilt werden. 

Sektion 8, Ausstand oder Aussperrung. 

In keinem Falle ist es dem Superintendenten irgend eines 
auf Grund dieses Gesetzes errichteten freien Arbeitnachweisamts 
gestattet, Arbeitgebern, deren Angestellte sich zu dieser Zeit im 
Ausstand befinden oder ausgesperrt sind, mit Arbeitern oder 
anderem Personal zu versorgen oder versorgen zu lassen; auch 
soll einem Arbeitgeber, dessen Angestellte sich im Ausstand 
befinden oder ausgesperrt sind, keine Liste der Namen und 
Adressen von Arbeitsuchenden gezeigt werden; und femer darf 
keine solche Liste dort angebracht werden, wo sie von einem 
Arbeitgeber, dessen Personal sich im Ausstand befindet oder 
ausgesperrt ist, kopiert oder benutzt werden kann. 

Sektion 9, „Arbeitsuchende", „Arbeit". 

Unter dem Ausdruck „applicant for employment" (Arbeit- 
suchender), wie er in diesem Gesetz gebraucht wird, soll jede 
Person, die Arbeit irgend welcher rechtmässigen Art sucht ver- 
warn e r , Arbeitnachweisämter in Nordamerika. D i g itf^ed by V^j O OQ IC 
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standen werden, und mit „applicant for help" (Bewerber um 
Arbeitkräfte) soll jede Person oder Mehrzahl von Personen 
gemeint sein, die Arbeitkräfte für irgend ein gesetzmässiges 
Unternehmen suchen; kein Passus in diesem GTesetz soll so 
verstanden werden, als ob die Bedeutung des Ausdrucks „Arbeit" 
lediglich auf die gewöhnliche Handarbeit beschränkt wird, sondern 
es soll jeder Beruf und alle und jede andere rechtmässige Be- 
schäftigung darunter verstanden sein. 

Sektion 10, 
Privat - Stellenvermittlungbureaus ; Konzession ; Aushängeschild. 

Keine Person, Gesellschaft oder Körperschaft in den in 
Sektion 1 dieses Gesetzes bezeichneten Städten darf ein Privat- 
Stellenvermittlungbureau eröfl&ien, betreiben oder halten, ohne 
zuvor eine Konzession vom Staatssekretär erlangt zu haben, wofür 
die Gebühr jährlich einhundert Dollars betragen soll. Kein 
solcher Privatagent darf auf ein Aushängeschild, Fenster oder 
in Zeitungbekanntmachungen einen ähnlichen Namen, wie „Wis- 
consin Free Employment Office" drucken, veröffentlichen oder 
anbringen lassen. Gegen jede Person, Gesellschaft oder Körper- 
schaft, die den Bestimmungen dieses Gesetzes oder irgend eines 
Teiles desselben zuwiderhandelt, soll Anklage erhoben werden 
und wenn solche Person, Gesellschaft oder, falls es sich um eine 
Körperschaft handelt, alle Beamten derselben als schuldig be- 
funden werden, zu einer Geldstrafe in der Höhe von funftmd- 
zwanzig Dollars bis fünfzig Dollars verurteilt werden. 

Sektion 11- Superintendent; Absetzung. 

Wenn nach Meinung des Kommissars des Bureaus für Arbeit- 
und gewerbliche Statistik der Superintendent irgend eines ft-eien 
Arbeitnachweisamts nicht genügend tüchtig oder energisch in der 
Ausübung seines Amts ist, so soll er berechtigt sein, den be- 
treffenden Superintendenten zur Eechenschaft zu ziehen und unter 
Anhörung seiner Gründe zu untersuchen, ob seine Entlassung 
dem Gouverneur nicht angeraten werden solle und wenn die 
Sache nicht ganz klar ist, so soll der besagte Kommissar in diesem 
Sinne beschÜessen. Bezüglich eines solchen Falls sind ein un- 
erklärlich niederer Prozentsatz von Stellenvermittlungen an Arbeit- 
suchende und Arbeitgeber, die in den Listen eingetragen sind, 
sowie Mangel an regem Interesse und Arbeitlust oder allgemeine 
Unfähigkeit oder UÄenntnis von besagtem Kommissar als stich- 
haltiger Grund anzusehen, um die Absetzung zu beantragen. So- 
fern nach Meinung des Gouverneurs solche ungenügende Leistungen 
nicht durch Verweis und Disziplinarstrafe gerügt werden können, 
soll Absetzung, wie vom betreffenden Kommissar beantragt, statt- 
finden; ausserdem hat der Gouverneur das Recht, zu jeder Zeit 
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einen SuperiBtendenten oder KanzUsten, wenn ihm dazu Anlass 
vorhanden schemt, zu entlassen. 

Sektion 12. Drucksachen; Formulare; Postwertzeichen etc. 

Alle Drucksachen, Formulare und Geschäftsbücher, Schreib- 
materialien und Postwertzeichen, die zur richtigen Geschäftsführung 
der hiermit gegründeten Ämter benötigt werden, sollen vom Staats- 
sekretär auf Ersuchen des Kommissars des Bureaus fiir Arbeit- 
und gewerbliche Statistik geliefert werden. 

Sektion 13, 

Dieses Gesetz soll nach seiner Genehmigung und seiner Be- 
kanntmachung gültig sein und in Bjraft treten. 
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